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Editorial
Mitten in Krisenzeiten staunt die Welt über das German Job 
 Miracle: Die Zahl der Arbeitslosen lag im Februar 2012 bei knapp 
über drei Millionen, die Arbeitslosenquote bei 7,4 Prozent, die 
Zahl der Erwerbstätigen ist auf über 41 Millionen gestiegen – 
ein beneidenswerter Zustand im wiedervereinigten Deutsch-
land nicht nur im Vergleich zur Situation etwa in Griechenland 
oder Spanien. Befinden wir uns auf dem Weg zur „Vollbeschäf-
tigung“, wie sie bisher nur ein einziges Mal in der Geschichte 
der Bundesrepublik, im „Goldenen Zeitalter“ der 1960er Jahre 
erreicht wurde? Oder ist das Vollbeschäftigungsziel eine Illu-
sion, ja ein Mythos?

Von Arbeitslosenquoten von unter drei Prozent wie in den 
Jahren 1958 bis 1974 sind wir weit entfernt. Hinter dem Beschäf-
tigungswunder der frühen Bundesrepublik stand eine histori-
sche Sondersituation: die Durchsetzung des auf standardisierter 
Massenproduktion und Massenkonsum beruhenden fordisti-
schen Produktionssystems und der damit verbundenen sozia-
len Integration der Arbeiter im Wiederaufbauboom nach dem 
Zweiten Weltkrieg – unter weitgehendem Ausschluss von Frauen 
aus dem Arbeitsmarkt. Das sogenannte Normalarbeitsverhält-
nis, das zu jener Zeit institutionalisiert wurde, ist heute für viele 
Menschen nicht mehr zu haben – das aktuelle „Jobwunder“ be-
ruht zu einem erheblichen Teil auf der Ausweitung atypischer, 
nicht selten prekärer Beschäftigung.

Warum halten dennoch viele am Ziel Vollbeschäftigung, wie 
immer auch definiert, fest? Ein hoher Beschäftigungsstand kann 
für wirtschaftliche Nachfrage und Wachstum sorgen, und finan-
zielle Ressourcen wie auch gesellschaftliche Anerkennung sind 
eng mit der Teilhabe am Erwerbsarbeitsleben verknüpft, eben-
so der Zugang zu Leistungen der sozialen Sicherungssysteme. 
Wer diesen Zusammenhang nicht aufbrechen will, etwa durch 
Einführung eines Grundeinkommens, der muss in Wahlkampf-
zeiten vor allem immer noch das eine glaubhaft versichern kön-
nen: eine wirtschaftliche Entwicklung zu fördern, die bestehen-
de Arbeitsplätze sichert und neue schafft.

Anne Seibring
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Thomas Straubhaar

Wege zur Voll-
beschäftigung

Essay
Voller Bewunderung schaut die Welt auf 

Deutschland. Mit German Miracle oder 
mit „deutschem Jobwunder“ wird bezeich-

net, was sich hierzu-
lande abspielt. ❙1 Das für 
die meisten schon zur 
Utopie gewordene Ziel 
der Vollbeschäftigung 
könnte bereits in weni-
gen Jahren Wirklich-
keit werden. ❙2 Deutsch-
land, dank Marshallplan 
und Sozialer Markt-
wirtschaft wie Phönix 

aus der Asche des Zweiten Welt kriegs aufge-
stiegen, dann erst zum Wirtschafts wunder 
und später nach der Wiedervereinigung zum 
kranken Mann Europas gewandelt, hat sich 
mittlerweile zum europäischen Kraftprotz 
entwickelt. Von vielen bewundert, anderen 
nachgeahmt und manchen neidisch bis miss-
trauisch beäugt, ist Deutschland wiederum 
und wie vor hundert Jahren das wirtschaft-
liche Gravitationszentrum Europas, um das 
sich heutzutage alles dreht. Zugleich ist es der 
makroökonomische Musterschüler, der für 
alle anderen nicht nur Vorbild, sondern auch 
das Maß aller Dinge ist. 

In der Tat sind die deutschen Erfolgszahlen 
beeindruckend. Das gilt sowohl für das Ni-
veau wie die Dynamik makroökonomischer 
Kennziffern. ❙3 Deutschland erwirtschaftet 
etwa ein Fünftel des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) der Europäischen Union, Frankreich 
nicht einmal ein Sechstel, Großbritanni-
en und Italien nur je gut ein Achtel. In den 
vergangenen beiden Jahren wuchs die deut-
sche Wirtschaftsleistung real insgesamt um 
6,8 % und damit rund doppelt so stark wie 
jene des Euro-Raums (3,4 %) oder die fran-
zösische (3,1 %), britische (2,5 %) oder itali-
enische (2,0 %). Die Staatsverschuldung ist in 
Deutschland im vergangenen Jahr zurückge-
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gangen. In allen anderen Ländern des Euro-
Raums (außer Estland) ist sie gestiegen. Noch 
eindrücklicher fällt ein Vergleich der Beschäf-
tigungssituation aus. In Deutschland sank die 
(standardisierte) Arbeitslosenquote von 7,1 % 
2010 auf 5,8 % 2011. In Frankreich verharrte 
sie auf dem weit höheren Niveau von 9,8 %, in 
Italien ging sie lediglich von 8,4 % auf 8,1 % 
zurück, in Großbritannien blieb sie unverän-
dert bei 7,8 %. Der Arbeitsmarkt in Deutsch-
land hat somit die Krise im internationalen 
Vergleich mehr als gut überstanden. 

Die deutsche Beschäftigungsentwicklung 
der vergangenen Jahre ist weder mit frühe-
ren Abschwungphasen vergleichbar noch mit 
den wesentlich ungünstigeren Entwicklun-
gen in den meisten anderen Industrieländern. 
Obwohl die gesamtwirtschaftliche Produk-
tion erst allmählich wieder das Vorkrisenni-
veau von Anfang 2008 erreichte, hat sich die 
Arbeitsmarktlage verbessert. Trotz Euro-Kri-
se und weltweiten Rezessionsängsten waren 
2011 im Jahresdurchschnitt lediglich 2 976 000 
Personen arbeitslos gemeldet, 263 000 weni-
ger als im Vorjahr. ❙4 Ebenso erfreulich entwi-
ckelten sich Erwerbstätigkeit und sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung. Sie nahmen 
2011 weiter zu. Ende des Jahres lag die Zahl der 
Erwerbstätigen bei 41,5 Millionen und damit 
um 572 000 höher als im Vorjahr; und die so-
zialversicherungspflichtige Beschäftigung er-
reichte 29 Millionen, was einem Zuwachs von 

1 ❙  Vgl. The Economist: Germany: Europe’s engine: 
Special Report vom 13. März 2010; Michael C. Bur-
da/Jennifer Hunt, What Explains the German Labor 
Market Miracle in the Great Recession, in: Brookings 
Papers on Economic Activity, 42 (2011) 1, S. 273–335; 
Jens Boysen-Hogrefe/Dominik Groll, The German 
Labour Market Miracle, in: National Institute Eco-
nomic Review, 214 (2010) 1, S. R38-R50.
2 ❙  Vgl. Michael Bräuninger/Jörg Hinze, Vollbeschäf-

tigung in Reichweite – Eine Projektion, in: Thomas 
Straubhaar (Hrsg.), Wege zur Vollbeschäftigung, 
Hamburg 2011, online: www.hwwi.org/fileadmin/
hwwi/Publikationen/Studien/Vollbeschaeftigung_
final.pdf (21. 2. 2012), S. 12–26. 
3 ❙  Für die Datengrundlage dieses Abschnitts vgl. Pro-

jektgruppe Gemeinschaftsdiagnose, Gemeinschafts-
diagnose Herbst 2011 vom 11. 10. 2011, online: www.
cesifo-group.de/portal/page/portal/ifoContent/N/
data/forecasts/forecasts_container/GD20111013/
GD-Herbst-11.pdf (21. 2. 2012).
4 ❙  Vgl. Bundesagentur für Arbeit, Der Arbeitsmarkt 

im Dezember und im Jahr 2011, Presse Info 001 vom 
3. 1. 2012, online: www.arbeitsagentur.de/nn_27030/
zentraler-Content/Pressemeldungen/ 2012/Pres-
se-12-001.html (22. 2. 2012).
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721 000 gegenüber 2010 entspricht. ❙5 Das sind 
unglaubliche Rekorde. Nie waren im wieder-
vereinten Deutschland weniger Menschen 
ohne Arbeit, nie hatten mehr Menschen eine 
Beschäftigung. Noch vor Kurzem hätte man 
von solchen Erfolgen nicht zu träumen gewagt. 
Die Beschäftigungsentwicklung verblüfft, 
weil sie trotz einer Globalisierung zustande 
kommt, von der Pessimisten immer befürchtet 
haben, dass sie zu einer Verlagerung der Jobs 
in Billiglohnländer führe. Und der Beschäfti-
gungserfolg ist möglich, obwohl der Struktur-
wandel beschleunigt voranschreitet, was viele 
Skeptiker bewogen hatte, von einem „Ende der 
Arbeit“ zu reden. Nichts davon ist geschehen. 
Die südasiatischen Arbeiter haben deutsche 
Facharbeiter nicht verdrängt, sondern ergänzt. 
Und Maschinen haben den Menschen nicht er-
setzt, sondern leistungsfähiger werden lassen. 

Gründe für die Beschäftigungserfolge

Das German Job Miracle hat viele Gründe. 
Auf der Mikroebene sind deutsche Firmen 
international und zwar weltweit hochgra-
dig wettbewerbsfähig, auch da liegt ein Un-
terschied zum übrigen Europa. Auf der Ma-
kroebene hat der gemeinsame europäische 
Binnenmarkt den deutschen Unternehmen 
die Möglichkeit geschaffen, die mikroökono-
mische Überlegenheit europaweit auszunut-
zen. Aus Deutschland wurden vergangenes 
Jahr erstmals Güter im Wert von mehr als ei-
ner Billion Euro ins Ausland verkauft. Ent-
sprechend robust sind die Absatzentwick-
lung und damit die Beschäftigungslage. 

Entscheidend für die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit ist die weltweite Technolo-
gieführerschaft einiger deutscher Firmen, vor 
allem vieler kleiner und mittelständischer Un-
ternehmen. Anders als Großbritannien oder 
Irland, die auf Dienstleistungen und insbe-
sondere Finanz- und Kapitalmärkte gesetzt 
haben, ist Deutschland ein Industrieland ge-
blieben. Das bedeutet nicht einen Verzicht 
auf Dienstleistungen. Aber im Kern steht im-
mer noch die industrielle Wertschöpfung. Sie 
wird durch industrienahe Dienstleistungen 

5 ❙  Vgl. Bundesagentur für Arbeit, Der Arbeitsmarkt 
im Januar 2012, Presse Info 004 vom 31. 1. 2012, online: 
www.arbeitsagentur.de/nn_27030/zentraler-Con-
tent/Pressemeldungen/2012/Presse-12-004.html 
(22. 2. 2012).

und Software ergänzt. Zusammen bilden in-
dustrielle Hardware und industriebezogene 
Software eine perfekte Symbiose, die weniger 
in Form von Produkten als vielmehr in klug 
durchdachten Prozessketten daherkommt. 
Dies sorgt für stabile Beschäftigungsverhält-
nisse auch bei konjunkturell schwierigen Um-
ständen. Die ausgeprägte Lohnzurückhaltung 
der Belegschaften und die als Folge davon ge-
genüber der Konkurrenz attraktiver geworde-
nen Lohnstückkosten haben dazu einen we-
sentlichen Beitrag geleistet.

In Teilen hat während der  Rezession 
2008/2009 auch die staatlich geförderte Kurz-
arbeit zur Stabilisierung der Beschäftigung 
beigetragen. Darüber hinaus wurden aber 
auch „atmende“ Arbeitszeitkonten genutzt, 
die in guten Zeiten Überstunden und in 
schlechteren Tagen ein Abbummeln ermög-
lichen. Hier zeigt sich, dass sich die Arbeit-
geber stärker als in früheren Abschwungpha-
sen darüber bewusst sind, wie sehr sie auf das 
Wissen und die spezifischen Fähigkeiten ih-
rer Belegschaften angewiesen sind. Um das 
für den langfristigen Betriebserfolg unver-
zichtbare „Humankapital“ nicht kurzfristi-
ger Krisen wegen zu verlieren, „horteten“ sie 
qualifizierte Arbeitskräfte. Firmen behalten 
ihre Fachkräfte auch unter schwierigen Zei-
ten, um für einen später erhofften und erwar-
teten Aufschwung gut gerüstet zu sein und 
ihre Produktion rasch wieder nach oben fah-
ren zu können. Deshalb wurden Kurzarbeit 
und Arbeitszeitkonten auch im Interesse der 
Unternehmen so häufig als Flexibilisierungs-
maßnahmen gewählt. Aus Sicht der Betrie-
be spielt schließlich auch die, wenn auch erst 
schwach und langsam, nun doch bereits zu-
nehmend spürbare, demografische Entwick-
lung eine verstärkende Rolle. Die schrump-
fende Zahl jüngerer Menschen lässt einen 
Fachkräftemangel entstehen. Da werden auch 
ältere Arbeitnehmer wieder wertvoller. Es 
wird attraktiver, bei vorübergehender Unter-
auslastung Belegschaften länger zu halten und 
auf Entlassungen zu verzichten.

Vor allem aber haben die Hartz-Reformen 
der rot-grünen Regierung Gerhard Schröders 
in den Köpfen der Deutschen mehr verändert, 
als gemeinhin wahrgenommen wird. Sie haben 
Wille und Bereitschaft gestärkt, so rasch wie 
möglich aus der Arbeitslosigkeit wieder zu-
rück in die Beschäftigung zu drängen. Fördern 
und Fordern ist heute akzeptierte Realität ge-

http://www.arbeitsagentur.de/nn_27030/zentraler-Content/Pressemeldungen/2012/Presse-12-004.html
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worden. Flexibilität für betriebliche Bündnisse 
für Arbeit und ein Verzicht der Belegschaften 
auf überrissene Lohnforderungen im Tausch 
gegen Beschäftigungsgarantien sind gang und 
gäbe. Alles in allem hat sich Deutschland in 
den vergangenen zwölf Jahren enorm verän-
dert, stärker wohl als das übrige Europa. Es 
hat jene strukturellen Reformen und Moder-
nisierungsschritte angepackt, die allen ande-
ren Euro-Ländern noch bevorstehen. 

Wege Richtung Vollbeschäftigung

Was bleibt nun zu tun, damit die positive Dyna-
mik Richtung Vollbeschäftigung in Deutsch-
land ihren Schwung behält? Wann und unter 
welchen Bedingungen kann Vollbeschäftigung 
erreicht werden? Zum einen muss die erfolgrei-
che Politik der vergangenen Jahre fortgeführt 
werden, zum anderen müssen weitere Refor-
men erfolgen, um noch vorhandene Struktur-
probleme am Arbeitsmarkt zu lösen. ❙6 

Festhalten an den Hartz-Reformen. Der Be-
schäftigungserfolg in Deutschland ist teilwei-
se die Folge eines Rückgangs der strukturellen 
Arbeitslosigkeit. ❙7 Dies wiederum ist wesent-
lich auf die Arbeitsmarktreformen in der ver-
gangenen Dekade zurückzuführen. Die grund-
sätzlichen Linien dieser Reformen wurden im 
Gutachten des Sachverständigenrats (2002) 
eingefordert. ❙8 Ein wichtiger Teil der Reformen 
war der Übergang von einer aktiven zu einer 
aktivierenden Arbeitsmarktpolitik. Diese Re-
formen begannen mit dem Job-AQTIV-Gesetz 
2001 und endeten mit der Zusammenlegung 
von Arbeitslosen- und Sozialhilfe zur Grund-
sicherung für erwerbsfähige Hilfebedürftige 
2005. ❙9 Trotz des offensichtlichen Erfolgs der 
Reformen wird derzeit darüber diskutiert, ob 
diese Anpassungen der Arbeitsmarktpolitik an 
die Erfordernisse der Zeit zurückgenommen 
werden sollen. Dies würde die bisher erreich-
te Entwicklung und damit einen weiteren Weg 
zur Vollbeschäftigung gefährden.

6 ❙  Vgl. T. Straubhaar (Anm. 2).
7 ❙  Vgl. Alkis Otto/Christina Boll, Die natürliche Rate 

der Arbeitslosigkeit in Deutschland, in: T. Straub-
haar (Anm. 2), S. 51–69. 
8 ❙  Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-

samtwirtschaftlichen Entwicklung, Zwanzig Punkte 
für Beschäftigung und Wachstum, Wiesbaden 2002.
9 ❙  Vgl. Joachim Möller et al., Fünf Jahre SGB II: Eine 

IAB-Bilanz – Der Arbeitsmarkt hat profitiert, IAB- 
Kurzbericht 29/2009.

Verringerung der Langzeitarbeitslosigkeit. 
Von entscheidender Bedeutung für das Voll-
beschäftigungsziel ist eine deutliche Reduk-
tion der Langzeitarbeitslosigkeit. Derzeit 
sind über eine Million Arbeitslose länger als 
ein Jahr arbeitslos. Die Zahl der Langzeitar-
beitslosen ist seit 2005 zwar deutlich zurück-
gegangen. In Teilen ist dies auf die gute kon-
junkturelle Entwicklung in den Jahren 2005 
bis 2008 zurückzuführen. In der Regel ha-
ben aber „normale“ Arbeitslose mehr vom 
Konjunkturverlauf profitiert als Langzeit-
arbeitslose. Die Entwicklung zwischen 2005 
und 2008 deutet auch aus diesem Grund da-
rauf hin, dass sich die Situation am Arbeits-
markt strukturell geändert hat. Langzeitar-
beitslosigkeit ist sehr häufig mit bestimmten 
individuellen Merkmalen verbunden, die zu 
geringeren Einstellungschancen dieser Perso-
nengruppen führen. Zu diesen gehören neben 
dem Alter insbesondere das Bildungsniveau 
und die familiäre Situation: Unter den Lang-
zeitarbeitslosen finden sich vor allem Ältere, 
überproportional häufig gering Qualifizierte 
und auch besonders viele Alleinerziehende. 

Einstellungschancen von Älteren verbes-
sern. Die Arbeitslosenquote ist in den ver-
schiedenen Altersgruppen, mit Ausnahme 
der Jugendarbeitslosigkeit, weitgehend kon-
stant. ❙10 Aber die Dauer der Arbeitslosigkeit 
und damit auch der Anteil der Langzeitar-
beitslosen nehmen mit dem Alter zu. Da die 
Wahrscheinlichkeit, entlassen zu werden, 
mit dem Alter abnimmt, ist die höhere Ar-
beitslosigkeit wesentlich auf eine geringere 
Einstellungswahrscheinlichkeit zurückzu-
führen. Diese dürftige Einstellungsdynamik 
führt dann auch zu einer verlängerten durch-
schnittlichen Dauer der Arbeitslosigkeit. Für 
die geringe Dynamik auf dem Markt für älte-
re Arbeitnehmer gibt es verschiedene Gründe: 
Einer besteht darin, dass Ältere im Vergleich 
zu ihrer Produktivität höhere Löhne verlan-
gen. Hier sind flexiblere Tarife die  Lösung. 

Eine andere Ursache liegt darin, dass für 
ältere Arbeitnehmer betriebsspezifische In-
vestitionen in „Humankapital“ weniger ren-
tabel sind als für jüngere. Sowohl aus Sicht 
der Arbeitnehmer als auch der Arbeitgeber 

10 ❙  Vgl. Alexander Reinberg/Markus Hummel, Qua-
lifikationsspezifische Arbeitslosigkeit im Jahr 2005 
und die Einführung der Hartz-IV-Reform, IAB-
Forschungsbericht 9/2007.
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reduziert sich damit der Anreiz, in Aus- und 
Weiterbildung zu investieren. Dies könnte 
sich aufgrund des demografischen Wandels 
und des zunehmenden Fachkräftemangels 
ändern. Durch beide Entwicklungen wer-
den Investitionen in das „Humankapital“ 
auch bei älteren Arbeitnehmern aus Unter-
nehmenssicht rentabler. Die eingeschränkten 
Möglichkeiten zum Vorruhestand in Verbin-
dung mit der länger andauernden Nachfra-
ge nach der eigenen Arbeitskraft verbessern 
auch die Bildungsanreize für ältere Arbeit-
nehmer. Im Gegensatz dazu ist die verlänger-
te Bezugsdauer von Arbeitslosengeld I kon-
traproduktiv. Um die Einstellungsdynamik 
zu erhöhen, ist eine Liberalisierung des Ar-
beitsmarkts für ältere Arbeitnehmer beson-
ders bedeutsam. 

Bessere Chancen für gering Qualifizierte. 
Bildung ist eine der wesentlichen Determi-
nanten der Arbeitslosigkeit. So hatten nach 
der Statistik der Bundesagentur für Arbeit im 
September 2010 in Deutschland 43 % der Ar-
beitslosen keine abgeschlossene Berufsaus-
bildung. Dabei betrug der Anteil der Perso-
nen ohne abgeschlossene Berufsausbildung 
im Rechtskreis SGB III nur 23 %, im Rechts-
kreis SGB II, in dem die Langzeitarbeitslosen 
sehr viel stärker vertreten sind, lag der An-
teil bei 54 %. Im Bereich der gering Quali-
fizierten können zum Teil arbeitsmarktpo-
litische Programme helfen. Wesentlich ist es 
aber auch, Stellen für gering Qualifizierte zu 
schaffen. Impulsgeber für diese Entwicklung 
könnte der Dienstleistungssektor, darunter 
insbesondere der Gesundheitssektor, sein. 
Hier ist schon in den vergangenen Jahren die 
Beschäftigung stark ausgeweitet worden und 
aufgrund des demografischen Wandels wird 
sich dieser Trend fortsetzen. Allerdings be-
steht bei der Beschäftigung von gering Qua-
lifizierten häufig das Problem, dass deren 
Produktivität nur geringe Löhne erlaubt. Ge-
gebenenfalls liegen diese nur wenig über oder 
sogar unterhalb dessen, was gesellschaftlich 
als sozial akzeptable Einkommensuntergren-
ze betrachtet wird. Um diese Problematik 
zu umgehen, fordern Teile der Politik Min-
destlöhne. Diese würden aber nur in einigen 
Fällen tatsächlich zu einer besseren Entloh-
nung der gering qualifizierten Beschäftigten 
führen. In weiten Teilen würden die Min-
destlöhne die Beschäftigung dieser Gruppe 
verhindern und damit das Problem der Ar-
beitslosigkeit vergrößern. 

Zwei zentrale Punkte bieten sich an, die 
Beschäftigung und die relative Lohnposition 
von gering Qualifizierten zu verbessern. Der-
zeit ist die Belastung mit Abgaben im unte-
ren Lohnbereich in Deutschland noch immer 
sehr hoch. So führen schon die Sozialabgaben 
für sozialversicherungspflichtige Einkom-
men dazu, dass die Nettoeinkommen 40 % 
unterhalb der Arbeitskosten liegen. Sofern 
das Einkommen zum Eingangssteuersatz von 
14 % besteuert wird, liegt die Schere zwischen 
Arbeitskosten und Nettolöhnen über 50 % – 
abgesehen von sonstigen indirekten Arbeits-
kosten. Damit die Arbeitskosten durch die 
Produktivität gedeckt sind und es zugleich 
Arbeitsanreize für gering Qualifizierte gibt, 
muss diese Schere geschlossen werden. Inso-
fern besteht eine wesentliche Maßnahme zur 
Verbesserung der Beschäftigung von gering 
Qualifizierten in der Absenkung der lohnab-
hängigen Sozialversicherungsbeiträge. Dies 
kann durch weitere Steuerfinanzierung ge-
schehen. Alternativ könnte aber auch ein grö-
ßerer Teil der Sozialabgaben unabhängig vom 
Einkommen erhoben werden. 

Arbeitskosten und Löhne orientieren sich 
an der individuellen Produktivität der Be-
schäftigten. Im Gegensatz dazu sind sozi-
alverträgliche Mindeststandards vom Ein-
kommen und von der sozialen und familiären 
Situation abhängig. Deshalb müssen die Löh-
ne von bestimmten Arbeitnehmern durch 
Zuschüsse ergänzt werden. Diese müssen so 
gestaltet sein, dass die Gesamteinkommen 
nach Steuern und Transfers steigen, wenn der 
Lohn zunimmt. So haben die Beschäftigten 
ein Interesse an höheren Löhnen und versu-
chen, einen möglichst hohen Lohn zu erhal-
ten. Wenn diese Bedingungen erfüllt sind, ist 
es auch nicht möglich, dass die Arbeitgeber 
den Lohn auf Kosten der Allgemeinheit nach 
unten drücken. 

Für die weitere Entwicklung der Beschäf-
tigung ist es daher von besonderer Bedeu-
tung, die Zahl der gering Qualifizierten zu 
reduzieren. Dazu ist es notwendig, die in 
den nächsten Jahren demografisch bedingt 
ausscheidenden Arbeitnehmer mit geringen 
Qualifikationen durch solche mit besseren 
Qualifikationen zu ersetzen. Dies setzt eine 
Verbesserung des Schul- und Bildungssys-
tems voraus. Insofern sind die weiteren Ar-
beitsmarktentwicklungen wesentlich von der 
Bildungspolitik abhängig. 
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Vereinbarkeit von Beruf und Familie stär-
ken. Eine weitere wesentliche Gruppe im 
Bereich der Langzeitarbeitslosen sind die 
Alleinerziehenden. Sie sind mit durchschnitt-
lich 47 Wochen im Vergleich zu 33 Wochen 
bei den Arbeitslosen insgesamt deutlich län-
ger ohne Beschäftigung. Auch der Anteil 
der Langzeitarbeitslosen ist mit 41 % unter 
den arbeitslosen Alleinerziehenden beson-
ders ausgeprägt im Vergleich zu einem Anteil 
von 33 % unter allen Arbeitslosen. Gleich-
zeitig sind die alleinerziehenden Arbeits-
losen im Schnitt besser qualifiziert als die 
Langzeitarbeitslosen insgesamt. Insofern ist 
von Seiten des Arbeitsmarkts eine Verbesse-
rung der Beschäftigungssituation möglich. 
Voraussetzung dafür ist jedoch eine Verbes-
serung der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, beispielsweise durch verbesserte Kin-
derbetreuungsangebote, aber auch durch ver-
mehrte Teilzeitstellen. ❙11 Außerdem bedarf 
es einer Qualifikationsoffensive für gering 
qualifizierte Alleinerziehende, insbesonde-
re jener mit Bezug von Arbeitslosengeld II. 
Diese Personen werden den Drehtüreffekt 
aus Hilfebedürftigkeit, Übergang in prekäre 
Beschäftigung und Rückfall in erneute Hil-
febedürftigkeit nur durch höhere Bildungs-
abschlüsse und dadurch verbesserte Beschäf-
tigungsoptionen überwinden können.

Bildungsinvestitionen sind Zukunftsin-
vestitionen. Um das Ziel der Vollbeschäfti-
gung realisieren zu können, bedarf es neben 
einer gezielten Politik, die auf Langzeitar-
beitslosigkeit gerichtet ist, einer Politik, die 
auf die Fachkräfte zielt. Das kann nur gelin-
gen, wenn das (Aus-)Bildungssystem ständig 
weiterentwickelt und den geänderten Anfor-
derungen einer modernen Arbeitswelt ange-
passt wird. Das ist keine Einmal-, sondern 
eine Daueraufgabe. Und es geht um beide: die 
Langzeitarbeitslosen wie die Fachkräfte. So 
erhöhen Investitionen in Sach- und „Human-
kapital“ die Kapitalintensität und damit die 
Arbeitsproduktivität – auch der geringer 
Qualifizierten. Darüber hinaus sind qualifi-
zierte und gering qualifizierte Arbeit in Tei-
len komplementäre Faktoren. Und letztlich 
entsteht durch steigende Beschäftigung und 

11 ❙  Vgl. Michael Bräuninger/Andreia Tolciu/Ul-
rich Zierahn, Arbeitszeitflexibilisierung als Wettbe-
werbsvorteil. Studie im Auftrag des Bundesminis-
teriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 
Hamburg 2010.

Einkommen von qualifizierten Arbeitskräf-
ten zusätzliche Güternachfrage, die zu einer 
Verbesserung der Beschäftigung insgesamt 
beiträgt. Deshalb sollte eine Politik der Voll-
beschäftigung nicht nur einseitig, sondern 
mehrseitig sein. Sie soll die Schwachen stär-
ken, ohne die Stärkeren zu vernachlässigen.

Fazit

In den Jahren seit 2005 hat die Beschäftigung 
in Deutschland stark zugenommen, und die 
Arbeitslosigkeit ist deutlich zurückgegangen. 
Die makroökonomischen Rahmenbedingun-
gen sprechen dafür, dass diese erfreuliche Ent-
wicklung in den nächsten Jahren andauert. Vor 
diesem Hintergrund könnte die Arbeitslosen-
quote im Jahr 2015 unter 5 % fallen. Damit 
dies möglich wird, müssen jedoch verschiede-
ne Bedingungen erfüllt sein. Aus makroöko-
nomischer Perspektive sind weiterhin beschäf-
tigungskonforme Tarifabschlüsse notwendig. 
Sollten die Lohnabschlüsse über dem Vertei-
lungsspielraum liegen, würde das Wachstum 
gebremst und der weitere Abbau der Arbeits-
losigkeit verzögert. Große Anpassungserfor-
dernisse bestehen auf regionaler Ebene. So 
werden weiterhin große regionale Unterschie-
de bei den Arbeitslosenquoten bestehen blei-
ben. Wegen des Fachkräftemangels in pro-
sperierenden Regionen wird es für die dort 
angesiedelten Unternehmen wichtig, Arbeits-
kräfte aus strukturschwachen Regionen anzu-
werben und deren Mobilitätsbereitschaft aktiv 
zu fördern. Dies sollte nicht durch staatliche 
Maßnahmen der Regionalförderung oder der 
Arbeitsmarktpolitik konterkariert werden. 

Arbeitslosigkeit ist in vielen Fällen ein Bil-
dungsproblem. Hier ist es bedeutsam, dass 
die Bildungspolitik zukünftig für eine besse-
re Qualifikation der Erwerbstätigen sorgt. Um 
die Beschäftigungschancen der derzeitig gering 
Qualifizierten zu verbessern, muss die Flexi-
bilität am Arbeitsmarkt weiter erhöht werden. 
Außerdem muss der Arbeitslosigkeit von Al-
leinerziehenden durch eine bessere Vereinbar-
keit von Familie und Beruf begegnet werden. 
Wesentlich ist, dass sozial- und bildungspoli-
tische Probleme nicht durch Eingriffe in den 
Arbeitsmarkt bekämpft, sondern über Sozial- 
und Bildungspolitik und gegebenenfalls über 
direkte Transfers und Hilfe geregelt wird.
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Hans-Jürgen Urban

Gute Arbeit: 
Leitbild einer zeitge-
mäßen Vollbeschäfti-

gungspolitik
Essay

 

Die Stimmung scheint gut: Wenn heu-
te über den Arbeitsmarkt gesprochen 

wird, dann überschlagen sich die Erfolgsmel-
dungen. Die Zahl der 
Beschäftigten bricht 
mit 41 Millionen alle 
Rekorde und die Ar-
beitslosigkeit ist deut-
lich gesunken. Eine 
Arbeitslosenzahl an 
der Drei-Millionen-
Grenze gab es nach 
der Statistik der Bun-

desagentur für Arbeit (BA) zuletzt 1992. Das 
macht Hoffnung, dass das Ziel Vollbeschäfti-
gung zukünftig erreichbar sein könnte. Das 
war einmal anders: Arbeitssparender techni-
scher Fortschritt, Kosten- und Produktivi-
tätsdruck der globalen Konkurrenz und ver-
festigte Massenarbeitslosigkeit haben in den 
Debatten der vergangenen beiden Dekaden 
die Befürchtung genährt, das „Ende der Ar-
beitsgesellschaft“ sei gekommen. Wenn der 
Gesellschaft die Arbeit ausgehe, so wurde ge-
folgert, könne Vollbeschäftigung kein realis-
tisches Ziel mehr sein. Unter diesen Bedin-
gungen hielten die Einen die Zeit reif für die 
Förderung einer Alternativökonomie und für 
Strategien der Existenzsicherung außerhalb 
der Erwerbsarbeit. ❙1 Andere wollten sich nicht 
von der Erwerbsarbeit verabschieden, kriti-
sierten zu hohe Löhne und Lohnnebenkosten 
als Wachstumsbremse und propagierten eine 
„aktivierende Arbeitsmarktstrategie“. Aus-
gangspunkt war dabei die Vorstellung, „dass 
es durchaus möglich sei, über niedrige Leis-
tungen und mehr Druck die Mobilität der 
Arbeitslosen zu erhöhen und damit die Dauer 
der Arbeitslosigkeit zu reduzieren“. ❙2 Arbeits-
lose sollten ihre Erwartungen an Einkommen 
und soziale Sicherheit zurücknehmen und 

Hans-Jürgen Urban  
Dr. phil., geb. 1961;  

geschäftsführendes Vor-
standsmitglied der IG Metall, 

Wilhelm-Leuschner-Straße 79, 
60329 Frankfurt/M.  

hans-juergen.urban@ 
igmetall.de 

auch sozial prekäre Arbeitsverhältnisse ak-
zeptieren. Vor allem die rot-grüne Bundesre-
gierung (1998–2005) folgte im Rahmen ihrer 
„Agenda-Politik“ diesem Leitbild der „Akti-
vierung“.  Hinzu kamen Maßnahmen, die der 
„Insider-Outsider-Theorie“ ❙3 folgten und zu 
hohe arbeitsrechtliche Standards als Ursache 
für den Ausschluss von gering qualifizierten 
Arbeitskräften vom Arbeitsmarkt betrach-
teten. Regulierungen des Arbeits- und Sozi-
alrecht wurden durch Lockerung von Regu-
lierungen so umgestaltet, dass die „Flexibili-
tät ‚an den Rändern‘ durch die Erleichterung 
atypischer Beschäftigungsformen mit gerin-
gerem Schutz“ erhöht wurde. ❙4

Doch sowohl das Szenario des „Endes der 
Arbeitsgesellschaft“ als auch das Leitbild ei-
ner „rundum-flexiblen“ und prekären Voll-
beschäftigungspolitik müssen heute als ge-
scheitert angesehen werden. So unterstellte die 
Vorstellung eines Ausstiegs aus der Erwerbsar-
beit unrealistisch weite Verteilungsspielräume, 
überschätzte die Möglichkeiten eines nicht-
kommerziellen Alternativsektors und machte 
den Lebensentwurf einer kleinen gesellschaft-
lichen Minderheit voreilig zum normativen 
Leitbild einer ganzen Gesellschaft. Und auch 
eine Politik der „prekären Vollbeschäftigung“, 
die mit ihren Aktivierungs- und Deregulie-
rungskonzepten auf den Ausbau eines unge-
schützten Niedriglohnsektors setzt, vermag 
weder aus arbeitsmarkt- noch aus sozialpoliti-
scher Sicht zu überzeugen. So zeigt schon eine 
ehrliche Bilanz der aktuellen Entwicklungen 
am Arbeitsmarkt, dass nicht einmal die angeb-
lichen Erfolgszahlen einer genauen Überprü-
fung standhalten. Gründe genug, um nach ei-
ner Alternativstrategie zu suchen.

1 ❙  Vgl. Claus Offe, Vollbeschäftigung? Zur Kritik 
einer falsch gestellten Frage, in: Gewerkschaftliche 
Monatshefte, 45 (1994) 12, S. 796–806.
2 ❙  Stefan Sell, Vom Vermittlungsskandal der Bun-

desanstalt für Arbeit zu Hartz IV: Tiefen und Untie-
fen rot-grüner Arbeitsmarktpolitik in einer Medien-
gesellschaft, in: Dominik Haubner/Erika Metzger/
Her mann Schwengel (Hrsg.), Agendasetting und Re-
formpolitik. Strategische Kommunikation zwischen 
verschiedenen politischen Welten, Marburg 2005, 
S. 285–319, hier S. 302.
3 ❙  Werner Sesselmeier, Deregulierung und Regulie-

rung der Arbeitsmärkte im Lichte der Insider-Out-
sider-Theorie, in: WSI-Mitteilungen, 54 (2004) 3, 
S. 125–131.
4 ❙  Raimund Waltermann, Abschied vom Normalar-

beitsverhältnis?, in: Beilage zur Neuen Juristischen 
Wochenzeitung, (2010) 3, S. 81–85, hier: S. 82.
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mailto:hans-juergen.urban@igmetall.de
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Prekarisierung und soziale Ungleichheit
als Programm für Vollbeschäftigung?

 

Eine kritische Debatte über aktuelle und zu-
künftige Anforderungen an eine zeitgemä-
ße (Voll-)Beschäftigungspolitik hat mit einer 
realistischen und ehrlichen Analyse der Ar-
beitsmarktentwicklung zu beginnen. Dabei 
lässt ein genauer Blick schnell deutlich wer-
den, dass das Bild des weitgehend problem-
freien Arbeitsmarktes die Wirklichkeit nur 
sehr verzerrt wiedergibt.

1. In Deutschland werden nicht alle Arbeits-
losen in der offiziellen Statistik auch als ar-
beitslos erfasst. So gelten Über-58-Jährige, die 
zwölf Monate Hartz IV beziehen, ohne ein Jo-
bangebot bekommen zu haben, nicht als ar-
beitslos. Auch Personen, die an Aktivierungs- 
und Eingliederungsmaßnahmen teilnehmen, 
werden nicht als arbeitslos erfasst. Nimmt man 
die Gruppe der Nicht-Erfassten hinzu, so liegt 
die Zahl der Arbeitslosen weit über der offizi-
ellen Zahl und trübt damit deutlich die Erfolgs-
meldungen. Dies gilt umso mehr, wenn zudem 
ein näherer Blick auf die Gruppe der Arbeitslo-
sen geworfen wird. Dann stellt man fest: Lang-
zeitarbeitslose profitieren vom Aufschwung 
kaum. Ihre Zahl nahm von Januar 2011 bis Ja-
nuar 2012 nur um knapp 6 % ab, während sie 
bei denjenigen, die nur kurz arbeitslos sind, 
um fast 12 % zurückging. Hier droht ein So-
ckel verfestigter Langzeitarbeitslosigkeit. 

2. Die Erfolgsmeldungen über die quantitative 
Entwicklung der Erwerbstätigkeit sagen nichts 
über die Qualität der Beschäftigungsverhält-
nisse – also darüber, welche Art der Erwerbstä-
tigkeit sich dahinter verbirgt und ob diese eine 
sichere Perspektive bietet. Eine Analyse der ak-
tuellen Arbeitsmarktentwicklung zeigt, dass 
der Beschäftigungsaufbau seit der Wiederverei-
nigung von einem schleichenden strukturellen 
Wandel am Arbeitsmarkt begleitet war. Das Sta-
tistische Bundesamt führt aus, dass „nach Er-
gebnissen des Mikrozensus die Zahl so genann-
ter atypischer Beschäftigungsverhältnisse (…) 
von 1991 bis 2010 um mehr als 3,5 Millionen ge-
stiegen (ist), während gleichzeitig die Zahl der 
in Normalarbeitsverhältnissen beschäftigten 
Erwerbstätigen um fast 3,8 Millionen sank“. ❙5 

5 ❙  Statistisches Bundesamt, Licht und Schatten am 
Arbeitsmarkt, 11. 1. 2012, online: www.destatis.de 
(20. 2.  2012).

Nicht selten handelt es sich bei den atypischen 
zugleich um prekäre Beschäftigungsverhältnis-
se, und den Betroffenen ist der Weg in ein unbe-
fristetes, sicheres Normalarbeitsverhältnis auf 
Dauer versperrt. Hier entwickelt sich ein ge-
spaltener Arbeitsmarkt mit gut bezahlten Fach-
kräften einerseits und prekär und zu Niedrig-
löhnen Beschäftigten andererseits. 

Die Folge dieser Entwicklung ist die Zunah-
me sozialer Ungleichheit und die „Rückkehr 
sozialer Unsicherheit“ in die Lohnabhängi-
genexistenz. ❙6 Erst Ende 2011 stellte die Or-
ganisation für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (OECD) fest, dass die 
Einkommensungleichheit in Deutschland seit 
1990 erheblich stärker gewachsen ist als in den 
meisten anderen OECD-Ländern. Die zuneh-
mende Kluft zwischen Arm und Reich gehe 
dabei vor allem auf die Entwicklung der Löh-
ne zurück. ❙7 So ist seit Mitte der 1990er Jahre 
die Niedriglohnbeschäftigung rapide gestie-
gen. Im Jahr 2010 arbeitete laut Statistik der 
BA jeder fünfte sozialversicherungspflichtige 
Vollzeitbeschäftigte im Niedriglohnbereich. 
Viele Menschen können von ihrer Arbeit nicht 
mehr leben. Die Zahl der sogenannten Auf-
stocker – also derjenigen, die zusätzlich zu 
ihrem Einkommen auf Hartz IV angewiesen 
sind – liegt seit Längerem bei um die 1,3 Mil-
lionen, darunter mehr als 320 000 sozial-
versicherungspflichtige Vollzeitbeschäftigte. 
Hinzu kommt: Atypische Beschäftigung und 
Niedriglohn bieten im Falle von Arbeitslo-
sigkeit häufig keine soziale Absicherung. Je-
der vierte Beschäftigte, der seinen Job verliert, 
landet mittlerweile direkt in Hartz IV.

3. Die Ursachen der robusten Beschäfti-
gungsentwicklung vor und während der gro-
ßen Krise sind umstritten. So wird erstens mit 
Blick auf die Vorkrisenzeit oftmals argumen-
tiert, die Lohnzurückhaltung – die durch die 
Deregulierung des Arbeitsmarkts verstärkt 
wurde – sei verantwortlich für den damaligen 
Beschäftigungsaufbau. Doch diese Argumen-
tation greift offensichtlich zu kurz. Zwar pro-
fitierte der deutsche Arbeitsmarkt vom Auf-
schwung der Jahre 2005 bis 2008, im Vergleich 
zu früheren Aufschwungphasen wie auch im 

6 ❙  Vgl. Robert Castel/Klaus Dörre (Hrsg.), Prekariat, 
Abstieg, Ausgrenzung. Die soziale Frage am Beginn 
des 21. Jahrhunderts, Frankfurt/M. 2009.
7 ❙  Vgl. OECD, Divided We Stand. Why  Inequality 

Keeps Rising, Dezember 2011, online: http://dx.doi.
org/ 10.1787/ 9789264119536-en (15. 2. 2012).

http://www.destatis.de
http://dx.doi.org/10.1787/9789264119536-en
http://dx.doi.org/10.1787/9789264119536-en
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internationalen Vergleich ist der Beschäfti-
gungsaufbau jedoch nicht außergewöhnlich 
stark ausgefallen. Und der stärkere Rückgang 
der Arbeitslosigkeit in der Aufschwungphase 
geht in erster Linie auf die Entwicklung des 
Arbeitsangebots zurück. Zugleich aber hat 
sich die Lohnzurückhaltung negativ auf die 
Kaufkraft und das Konsumverhalten und da-
mit die Binnenkonjunktur ausgewirkt. ❙8

Zweitens lässt sich die vielfach geäußerte 
These nicht belegen, die robuste Verfassung 
des Arbeitsmarkts in der Krise sei Resultat 
der Arbeitsmarktderegulierung und der da-
durch beförderten Lohnzurückhaltung. Es 
waren vielmehr vor allem die Nutzung tarif-
licher Möglichkeiten betrieblicher Arbeits-
zeitverkürzung (Arbeitszeitkonten) sowie die 
Kurzarbeit, die in der Krise halfen, Beschäf-
tigung zu sichern. Diese Instrumente haben 
mit den Arbeitsmarktreformen des vergange-
nen Jahrzehnts jedoch nichts zu tun. Sie wa-
ren Verhandlungsergebnis der Sozialpartner, 
und die Sonderregeln zur Kurzarbeit wurden 
erst bei Krisenausbruch ins Leben gerufen. ❙9

Diesen Befunden zum Trotz sind viele Ver-
fechter der bisherigen Strategie nicht von ihrer 
Linie abzubringen. So fordert der Sachverstän-
digenrat in seinem Jahresgutachten 2011/12 
eine Beibehaltung des arbeitsmarktpolitischen 
Deregulierungskurses und mahnt, dass im Fal-
le einer wirtschaftlichen Abkühlung die „Rigi-
ditäten auf Arbeitsmärkten wie Sperrklinken 
wirken werden und die erforderlichen Anpas-
sungen behindern“. ❙10 Angesichts der erhebli-
chen Zweifel am Erfolg und dem hohen Preis 
der bisherigen Strategie überzeugt dies nicht.

Wohlfahrtsstaatliche 
Vollbeschäftigungspolitik

Wer den Preis der zunehmenden Prekarisie-
rung der Arbeits- und Lebensverhältnisse, der 
Rückkehr der Unsicherheit und sozialer Exklu-
sion bei verfestigter Sockelarbeitslosigkeit nicht 
zahlen will, muss sich fragen, wie eine alternati-

8 ❙  Vgl. Alexander Herzog-Stein et al., Vom Krisen-
herd zum Wunderwerk? Der deutsche Arbeitsmarkt 
im Wandel, IMK Report 56/2010.
9 ❙  Vgl. ebd.
10 ❙  Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-

samtwirtschaftlichen Entwicklung, Verantwortung 
für Europa wahrnehmen. Jahresgutachten 2011/12, 
Wiesbaden 2011, S. 20.

ve, wohlfahrtsstaatliche Vollbeschäftigungspo-
litik aussehen kann. Folgende Anforderungen 
müssen bei der Suche nach geeigneten Konzep-
ten und Maßnahmen erfüllt werden.

1. Die gegenwärtige Arbeitslosigkeit beruht 
auch auf dem Umstand, dass die Nachfrage 
nach Arbeitskräften niedriger ist als das Ar-
beitskräfteangebot auf dem Arbeitsmarkt. Im 
Zuge des demografischen Wandels muss mit 
einem Rückgang des Arbeitskräfteangebots 
und damit mit einer gewissen Entlastung am 
Arbeitsmarkt gerechnet werden. Gleichwohl 
wird auch in Zukunft die Frage auf der Tages-
ordnung bleiben, wie Arbeitsplätze nicht nur 
gesichert, sondern auch wie unter den Bedin-
gungen einer sich wandelnden Industriege-
sellschaft neue geschaffen werden können. Er-
forderlich ist eine Politik der Ökologisierung 
und Sozialisierung der Erwerbsarbeit. Ersteres 
wird sich nur mit einer aktiven Wirtschafts-, 
Struktur- und Industriepolitik erreichen las-
sen, die Konzepte zur ökologischen Industrie-
produktion fördert und die notwendige Ener-
giewende vorantreibt. Die Sozialisierung der 
Erwerbsarbeit, im Sinne einer sozial verträg-
lichen Erwerbsarbeit, stellt darauf ab, Felder 
des individuellen und gesellschaftlichen Be-
darfs als neue Beschäftigungssektoren zu er-
schließen (beispielsweise im Pflegebereich).

2. Gegenwärtig dominiert ein geradezu ver-
schwenderischer Umgang mit der Arbeitsfä-
higkeit der Menschen. Die Arbeitsintensität 
steigt über alle Branchen und Berufsgrup-
pen hinweg, der Zeitdruck wächst und die 
Arbeitszeiten werden länger. Zudem arbeitet 
mittlerweile die Mehrheit der Beschäftigten in 
„atypischen Arbeitszeitlagen“, darunter vie-
le in Schicht-, Nacht- und Wochenendarbeit. 
Die Grenzen der Belastbarkeit sind für viele 
erreicht. Gerade die Zunahme psychisch be-
anspruchender Arbeitsbedingungen führt für 
immer mehr Beschäftigte zur Überforderung, 
chronischen Ermüdungserscheinungen bis hin 
zum Burnout. Neben den gesundheitlichen 
Auswirkungen auf die Betroffenen dürfen die 
volkswirtschaftlichen Folgekosten dieser Ent-
wicklung nicht übersehen werden. ❙11 Daher 

11 ❙  Vgl. Hans-Jürgen Urban/Klaus Pickshaus/Andrea 
Fergen, Das Handlungsfeld psychische Belastungen 
– die Schutzlücke schließen, in: Lothar Schröder/
Hans-Jürgen Urban (Hrsg.), Gute Arbeit, Zeitbom-
be Arbeitsstress – Befunde, Strategien, Regelungsbe-
darf, Frankfurt/M. 2012.
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darf eine zeitgemäße Vollbeschäftigungspoli-
tik die Qualität der Arbeit nicht vernachlässi-
gen. Alle Maßnahmen, die mit der Intention 
ergriffen werden, neue Arbeitsplätze zu schaf-
fen oder vorhandene zu sichern, müssen vor 
dem Hintergrund der notwendigen Humani-
sierung der Arbeitswelt bestehen können.

3. Spätestens mit der Diskussion um die 
Deckung des zukünftigen Fachkräftebedarfs 
muss sich eine moderne Vollbeschäftigungs-
politik mit dem Problem auseinanderset-
zen, dass qualifizierte Fachkräfte zu einem 
knappen Gut werden könnten. Konzepte, 
die darauf setzen, vorhandenes Arbeitskräf-
tepotenzial durch Intensivierung der Ar-
beit, längere Arbeitszeiten und Erhöhung 
des Renteneintrittsalters zu vernutzen und 
Arbeitnehmerschutzrechte als Einstellungs-
hemmnis attackieren, sind angesichts der 
skizzierten Zunahme arbeitsbedingter Er-
krankungen kein sinnvoller Ausweg. Ebenso 
problematisch ist die Erhöhung des Renten-
eintrittsalters. Selbst wenn man den Aspekt, 
dass es sich bei der Rente mit 67 um einen 
nicht wünschenswerten sozialpolitischen 
Rückschritt handelt, unberücksichtigt lässt, 
ist die Verlängerung der Lebensarbeitszeit 
keine tragfähige Option. Denn: Es gibt kei-
ne Veranlassung zu glauben, dass mit renten-
politischen Maßnahmen die Erwerbsbeteili-
gung Älterer tatsächlich erhöht wird. Damit 
wird kein Arbeitsplatz altersgerecht gestaltet 
und kein Sinneswandel bei der Einstellungs-
politik der Unternehmen erreicht. Lediglich 
die Rentenabschläge derer, die am Ende ih-
res Arbeitslebens den bruchlosen Übergang 
in die Rente nicht schaffen, werden größer. Es 
ist offenkundig: Mehr Druck, mehr Leistung 
und weniger Schutz sind keine Antworten. 
Nötig ist die Förderung der Erwerbsarbeit 
von Frauen, die Erhöhung der Erwerbsquoten 
Älterer und die Verbesserung der Chancen 
gering Qualifizierter. Der Weg dorthin führt 
über die bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf, die altersgerechte Arbeitsgestal-
tung und eine aktive  Qualifizierungspolitik.

4. Colin Crouch hat in seiner These vom 
drohenden „postdemokratischen Zeitalter“ 
darauf hingewiesen, dass eine Mixtur aus 
Passivität der Bevölkerung, ausgeklügelten 
Manipulations- und Marketingstrategien der 
politischen Eliten und einer ausufernden po-
litischen Lobbymacht transnationaler Unter-
nehmen zur Bedrohung für die Demokratie 

wird. ❙12 Die beklagte Passivität resultiert auch 
aus der Rückkehr der sozialen Unsicherheit in 
die Lohnarbeiterexistenz und die mit ihr ein-
hergehenden Momente der Resignation und 
der Abwendung von Fragen, die über die ma-
terielle Existenzsicherung hinausreichen. Die 
Bedeutung einer sozialstaatlich abgesicherten 
Lebensführung für die Demokratie ist mit der 
Entwicklung des neuen deutschen Arbeits-
marktregimes und seinen regulatorischen 
und distributiven Liberalisierungsmaßnah-
men völlig aus dem Blick geraten. Der ehemals 
emanzipatorische Anspruch der De-Kommo-
difizierung der Erwerbsarbeit wurde aus der 
Sozial- und Arbeitsmarktpolitik verbannt. 
Gefordert ist nunmehr die Rückbesinnung 
auf eine emanzipatorische sozial- und arbeits-
marktpolitische Strategie, die soziale Risiken 
absichert und den Beschäftigten „individuelle 
Gestaltungsoptionen in einer Lebenslaufper-
spektive“ eröffnet. ❙13 Dabei ist zu berücksich-
tigen, dass die sozial abgesicherte, unbefris-
tete Vollzeitbeschäftigung über das ganze 
Erwerbsleben hinweg längst nicht mehr für 
alle Beschäftigten eine erstrebenswerte Norm 
darstellt. Arbeits- und Lebensformen jenseits 
des Normalarbeitsverhältnis und der Norma-
lerwerbsbiografie haben zugenommen. Mit 
ihnen sind auch neue Sicherheitserwartungen 
und -anforderungen verbunden. Das verlangt 
nach einem neuen Regime der sozialen Sicher-
heit, das autonome Handlungsspielräume bei 
unsteten Erwerbsverläufen eröffnet. Dieser 
Aspekt weist über die Beschäftigungs- und 
Arbeitsmarktpolitik hinaus und stellt alle so-
zialstaatlichen Institutionen vor neue Heraus-
forderungen. Dazu gehören der Ausbau einer 
armutsvermeidenden Mindestsicherung im 
Rentensystem sowie sozialstaatliche Begleit-
maßnahmen außerhalb der Versicherungs-
systeme. An oberster Stelle steht der forcierte 
Ausbau einer öffentlichen Infrastruktur der 
Kinderbetreuung und der Pflege. ❙14

12 ❙  Vgl. Colin Crouch, Postdemokratie, Frankfurt/M. 
2008.
13 ❙  Silke Bothfeld/Werner Sesselmeier/Claudia Bo-

gedan, Arbeitsmarktpolitik – ein emanzipatorisches 
Projekt in der sozialen Marktwirtschaft, in: dies. 
(Hrsg.), Arbeitsmarktpolitik in der sozialen Markt-
wirtschaft, Wiesbaden 2009, S. 269–281, hier: S. 275.
14 ❙  Vgl. Hans-Jürgen Urban, Sozialstaatliche Erneu-

erung als Reformalternative. Thesen zur Debatte, 
in: Hans-Jürgen Urban/Christoph Ehlscheid/Axel 
Gerntke (Hrsg.), Der Neue Generationenvertrag. 
Sozialstaatliche Erneuerung in der Krise, Hamburg 
2010, S. 227 ff.
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Solidarische Neuordnung  
des Arbeitsmarktes

Es wäre eine Überforderung der Arbeits-
marktpolitik, von ihr die Lösung der gegen-
wärtigen Arbeitsmarktprobleme zu verlangen. 
Über Arbeitsmarktpolitik alleine lässt sich der 
Schwenk hin zu einer am Leitbild Gute Ar-
beit ausgerichteten Vollbeschäftigungsstra-
tegie nicht bewerkstelligen. Hierzu bedarf es 
einer anderen Wirtschafts- und Steuerpoli-
tik. Arbeitsmarktpolitik stellt jedoch ein un-
verzichtbares Element in einem beschäfti-
gungspolitischen Gesamtkonzept dar. Dabei 
ist zu konstatieren, dass das Herumdoktern 
an einzelnen Problemen als arbeitsmarktpo-
litischer Beitrag unzureichend wäre. Notwen-
dig ist vielmehr eine solidarische Neuordnung 
des Arbeitsmarktes, die darauf zielt, Prekari-
tät und Armut für Beschäftigte und Arbeits-
lose zu vermeiden und für beide Perspektiven 
und Sicherheit zu schaffen. Unverzichtbar ist 
daher eine grundlegende Reform der Arbeits- 
und Sozialverfassung. Elemente einer entspre-
chenden Reformstrategie sind:

Einführung eines gesetzlichen, flächende-
ckenden Mindestlohns. Damit könnte eine 
über Wirtschaftszweige und Sektoren hinweg 
reichende generelle Untergrenze der Entloh-
nung sichergestellt und Lohndumping und 
Downsizingprozesse unterbunden werden.

Regulierung von Leiharbeit und die Umset-
zung des Grundsatzes „Gleiche Arbeit, gleiches 
Geld, gleiche Rechte“. Nach wie vor sind die 
gesetzlichen Regelungen unzureichend. Leih-
arbeiter sind weiterhin Beschäftigte zweiter 
Klasse, denen der gleiche Lohn und die gleichen 
Arbeitsbedingungen verweigert werden, und 
der Missbrauch der Leiharbeit existiert nach 
wie vor. Mit der Umsetzung des Grundsatzes 
„Gleiche Arbeit, gleiches Geld, gleiche Rechte“ 
würde hier wirkungsvoll gegengesteuert.

Neuausrichtung und Verbesserung der 
Qualität der Arbeitsförderung. In den vergan-
genen Jahren orientierte sich die Arbeitsför-
derung vorrangig an dem Ziel einer möglichst 
kurzen Verweildauer in Arbeitslosigkeit und 
schnellen Vermittlung, während die Quali-
tät und Nachhaltigkeit der vermittelten Be-
schäftigung eine untergeordnete Rolle spielte. 
Künftig muss die Verbesserung der Beschäf-
tigungsstruktur und die Vermeidung unter-

wertiger Beschäftigung – beides gesetzlich 
festgeschriebene Ziele der Arbeitsförderung – 
zum Herzstück der Arbeitsförderung wer-
den. Damit würde nicht zuletzt auch ein Bei-
trag zur Fachkräftesicherung geleistet.

Verbesserung der sozialen Absicherung für 
Arbeitslose. Hier ist ein Bündel von Maßnah-
men notwendig. Sie reichen von einer bedarfs-
gerechten Ermittlung und Ausgestaltung der 
Hartz IV-Regelsätze, die ein menschenwürdi-
ges Existenzminimum gewährleistet, bis hin zu 
einer Veränderung der Anspruchsgrundlage für 
Arbeitslosengeld I. Um einen Anspruch auf Ar-
beitslosengeld I zu haben, müssen Erwerbslo-
se derzeit innerhalb der zurückliegenden zwei 
Jahre mindestens zwölf Monate sozialversiche-
rungspflichtig gearbeitet haben. Vielen befristet 
Beschäftigten gelingt es nicht, diese Vorausset-
zung zu erfüllen. Eine Verlängerung der Rah-
menfrist auf drei Jahre würde dazu beitragen, 
dass viele befristet und instabil Beschäftigte An-
spruch auf Arbeitslosengeld I erhielten und vom 
Abrutschen in Hartz IV verschont  blieben.

Neue Zumutbarkeitsregeln für Arbeitslose, 
die vor Lohndumping schützen. Für Hartz-
IV-Empfänger gilt derzeit grundsätzlich jede 
Arbeit als zumutbar. Einzige Haltelinie nach 
unten ist das Minimalkriterium der Sitten-
widrigkeit (sittenwidrige Löhne sind rechts-
widrig und so auch für Hartz-IV-Empfänger 
unzumutbar). Wird eine zumutbare Arbeit 
abgelehnt, drohen dem Betroffenen Leis-
tungskürzungen. Dieses System hat die Aus-
breitung prekärer, niedrig entlohnter Arbeit 
erheblich vorangetrieben. Will man hier um-
steuern, sind veränderte Zumutbarkeitsrege-
lungen nötig, die auf administrativen Zwang 
zur Aufnahme prekärer Arbeit verzichten und 
Elemente des Berufs-, Qualifizierungs- und 
Verdienstschutzes enthalten. Auch Arbeits-
lose müssen ein Recht auf tariflich entlohnte 
beziehungsweise ortsübliche Löhne haben.

Fazit: Nicht Niedriglöhne, ausufernde Ar-
beitszeiten, verschleißende Arbeitsbelastungen 
und Druck auf Arbeitslose, sondern ein starkes 
Flächentarifvertragssystem, faire Löhne und 
sichere Beschäftigung, Investitionen in Bildung 
und Qualifizierung sowie humane Arbeitsbe-
dingungen weisen die richtige Richtung für 
eine an Guter Arbeit orientierte, wohlfahrts-
staatliche Vollbeschäftigungspolitik.
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Aysel Yollu-Tok · Werner Sesselmeier

Vollbeschäftigung: 
ein zeit- und 
gesellschafts-

kontingenter Begriff

Die Beschäftigungssituation in einem 
Land ist sicherlich eine der kritischs-

ten Größen für die Politik, denn die Arbeits-
marktlage kann über 
Wahlen entscheiden 
und tut dies auch oft. 
Der Grund hierfür 
ist die zentrale Rol-
le der Beschäftigung 
für Wohlstand und 
Wohlfahrt der Be-
völkerung. Prinzipi-
ell profitiert die gan-
ze Gesellschaft von 
einem ausgeglichenen 
Arbeitsmarkt. Vollbe-
schäftigung führt zu 
einer nachhaltigen ge-
samtwirtschaftlichen 
Nachfrage und da-
mit zu einem stabilen 
 Wirtschaftswachstum. 
Auf der mikroöko-
nomischen Ebene be-
deutet Erwerbsarbeit, 

dass Individuen ihre Bedürfnisse mit den 
ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln, das 
heißt einem stabilen Einkommen, kontinu-
ierlich befriedigen können. Erwerbsarbeit 
ist aber nicht nur die zentrale Größe für ob-
jektives, das heißt materielles, sondern auch 
für subjektives Wohlstandsempfinden. Die 
gesellschaftliche Anerkennung ist eng mit 
der Erwerbstätigkeit verknüpft und trägt 
zusätzlich über das Erwerbseinkommen 
und die daraus generierte soziale Absiche-
rung einen großen Teil zur sozialen Teilhabe 
bei. ❙1 Da dem so ist, soll im Folgenden vier 
Fragen nachgegangen werden. Erstens: Was 
ist unter Vollbeschäftigung zu verstehen? 
Zweitens: Welches sind die theoretischen 
Grundlagen zur Erklärung von Beschäfti-
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gungsentwicklungen in den Wirtschaftswis-
senschaften? Drittens: Ist Vollbeschäftigung 
ein „einfach“ zu verfolgendes Ziel? Viertens: 
Und nochmals: Was ist Vollbeschäftigung?  

Was ist Vollbeschäftigung?

Der Begriff der Beschäftigung, im Sinne ei-
ner über den Markt organisierten Erwerbs-
tätigkeit, entstand im Zuge der Industriali-
sierung ab Mitte des 19. Jahrhunderts. Einer 
der Katalysatoren für die Industrialisierung 
in Deutschland war Bevölkerungswachstum 
in Kombination mit dem Bedeutungsverlust 
des primären Sektors. Folglich gab es ein gro-
ßes Angebot an Arbeitskräften, worauf der 
wachsende Industriesektor zurückgriff. An-
fang des 20. Jahrhunderts kippte diese Situ-
ation aber: Die Weltwirtschaftskrise 1929 
führte zur Entlassung von sechs Millionen 
Erwerbstätigen und damit erstmals zu ei-
ner Massenarbeitslosigkeit in Deutschland. 
Diese Zeit kann als Geburtsstunde der Voll-
beschäftigung als wirtschaftspolitisches Ziel 
bezeichnet werden. Vollbeschäftigung ist 
also ein eher junger Begriff, der erst seit etwa 
150 Jahren eine Rolle spielt. 

Wann ist Vollbeschäftigung erreicht? Si-
cherlich nicht erst, wenn alle Bürger, die ar-
beiten können und wollen, auch Arbeit ha-
ben, die Arbeitslosenquote also bei Null 
liegen würde. In einer dynamischen Markt-
wirtschaft wird es aufgrund von diversen 
Übergängen wie Jobwechsel oder dem Über-
tritt vom Bildungssystem in die Arbeitswelt 
immer ein gewisses Quantum an sogenannter 
friktioneller beziehungsweise Sucharbeitslo-
sigkeit geben, die in etwa bei 2 % angesie-
delt wird. ❙2 Daneben schwankt die Vorstel-
lung, wann Vollbeschäftigung erreicht sei, 
mit der gesamtwirtschaftlichen Großwetter-
lage. So ist in Paragraf 1 des mittlerweile ver-
gessenen, aber immer noch gültigen Gesetzes 
zur Förderung der Stabilität und des Wachs-

1 ❙  Vgl. Uwe Blien, Arbeitslosigkeit als zentrale Di-
mension sozialer Ungleichheit, in: APuZ, (2008) 
40–41, S. 3–6; Markus Promberger, Arbeit, Arbeits-
losigkeit und soziale Integration, in: ebd., S. 7–15.
2 ❙  Vgl. Thomas Straubhaar/Michael Bräuninger, Wege 

zur Vollbeschäftigung. Zusammenfassung des Gut-
achtens „Wege zur Vollbeschäftigung“, April 2011, on-
line: www.hwwi.org/fileadmin/hwwi/ Publikationen/ 
Studien/Schriftenreihe7_Online version. pdf (9. 3.  2012), 
S. 12.

mailto:aysel.yollu-tok@hwr-berlin.de
mailto:sesselmeier@uni-landau.de
http://www.hwwi.org/fileadmin/hwwi/Publikationen/Studien/Schriftenreihe7_Onlineversion.pdf
http://www.hwwi.org/fileadmin/hwwi/Publikationen/Studien/Schriftenreihe7_Onlineversion.pdf
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tums der Wirtschaft aus dem Jahre 1967 von 
einem hohen Beschäftigungsgrad die Rede. 
Mit „hoher Beschäftigungsgrad“ kann, muss 
aber nicht Vollbeschäftigung gemeint sein. 
Das Erreichen eines hohen Beschäftigungs-
standes bedeutet nicht zwangsläufig Abbau 
von Arbeitslosigkeit, wenn sich gleichzeitig 
die Erwerbsbevölkerung ausdehnt. So stie-
gen beispielsweise in den 1980er Jahren so-
wohl die Zahl der Erwerbstätigen als auch 
die Zahl der Arbeitslosen an. Eine Quan-
tifizierung dieser Zielsetzung ist somit ge-
setzlich nicht fixiert, sondern lässt politi-
sche Interpretationsmöglichkeiten offen. Für 
den Sachverständigenrat war 1967 eine Ar-
beitslosenquote von 0,8 % als Vollbeschäf-
tigung zu verstehen ❙3 und heute spricht man 
bei einer Arbeitslosenquote von 5 % von 
 Vollbeschäftigung. ❙4 

Theoretische Grundlagen 
zur Erklärung von 
Beschäftigungsentwicklungen 

Die Wirtschaftswissenschaften lassen sich 
trotz aller theoretischen Verästelungen grob 
in zwei Lager einteilen, nämlich in die der An-
gebots- und Nachfragetheoretiker. Die An-
gebotstheorie ist ein Teil des neoklassischen 
Mainstream und analysiert ökonomische 
Vorgänge aus dem Blickwinkel der Individu-
en. Individuelles Handeln, das durch entspre-
chende Rahmenbedingungen und Regularien 
beeinflusst werden kann, ist also die Ursache 
für ökonomische Ereignisse. Diese grundle-
gende Vorstellung über menschliches Handeln 
hat ihren Niederschlag in den ökonomischen 
Arbeitsmarkttheorien gefunden: Hier wird 
Vollbeschäftigung definiert als der Gleichge-
wichtszustand, in dem die Menge an angebo-
tener Arbeitskraft der Menge an nachgefrag-
ter Arbeitskraft entspricht. Die Arbeitskraft 
wird als ein rein ökonomisches Gut bewertet, 
deren Nachfrage beziehungsweise Angebot 
nur vom Reallohn abhängt. In diesem Sinne 
wird im neoklassischen Arbeitsmarktmodell 
das Ziel der Vollbeschäftigung dann ver-

3 ❙  Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Stabilität im 
Wachstum, Wiesbaden 1967, S. 128.
4 ❙  Vgl. Oliver Blanchard/Lawrence F. Katz, What We 

Know and Do Not Know About the Natural Rate of 
Unemployment, in: Journal of Economic Perspec-
tives, 11 (1997) 1, S. 51–72.

fehlt, wenn die Reallohnvorstellung der Per-
sonen, die dem Arbeitsmarkt zur Verfügung 
stehen, über dem gleichgewichtigen Reallohn 
liegt. Mit anderen Worten: Für diese Personen 
ist der Lohn für die geleistete Arbeit zu ge-
ring, sodass sie sich gegen die Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit entscheiden und damit frei-
willig arbeitslos sind. Die „unsichtbare Hand 
des Marktes“ führt aber den freien Markt im-
mer wieder ins Gleichgewicht zurück, das 
heißt, aus theoretischer Sicht muss sich auto-
matisch Vollbeschäftigung einstellen. ❙5 Not-
wendig hierzu sind allein flexible Löhne. Die 
anhaltende hohe Arbeitslosigkeit wird daher 
durch institutionelle Rahmenbedingungen, ❙6 
die zu inflexiblen Reallöhnen führen und ver-
hindern, dass der Arbeitsmarkt durch Re-
allohnanpassungen wieder automatisch ins 
Gleichgewicht zurückfindet, erklärt. Diese 
theoretische Erklärung beruht demnach auf 
der Vorstellung, dass über Vollbeschäftigung 
durch das Verhalten der Individuen allein am 
Arbeitsmarkt entschieden wird. 

Die neoklassische Überlegung wurde vor 
allem im Zuge der Weltwirtschaftskrise 1929 
infrage gestellt, da die Massenarbeitslosig-
keit nicht durch hohe Lohnerwartungen zu 
erklären war, sondern durch den Güter- und 
Geldmarkt induziert wurde. Hieraus entwi-
ckelte sich die Nachfragetheorie, die wir vor 
allem mit deren bekanntesten Vertreter, John 
Maynard Keynes, in Verbindung bringen. 
Der Keynesianismus erklärt die Verfehlung 
der Vollbeschäftigung durch makroökono-
mische Kreislaufzusammenhänge, denen zu-
folge eine geringe reale Güternachfrage zu ei-
ner geringeren Produktion und somit auch zu 
einem geringeren Einsatz von Arbeitskräften 
führt. Der große Unterschied zur klassischen 
Theorie ist daher, dass der Keynesianismus 
nachfragesteigernde Impulse für den Güter-
markt befürwortet, um die Gesamtnachfrage 
anzukurbeln, wohingegen die neoklassische 

5 ❙  Theoretisch kann sich im Gleichgewicht kurzfris-
tige friktionelle Arbeitslosigkeit in Form von Suchar-
beitslosigkeit einstellen.
6 ❙  Wie beispielsweise die Macht der Gewerkschaften, 

Kündigungsschutz oder Absicherung bei Erwerbs-
losigkeit. Vgl. Stephen Nickell/Richard Layard, La-
bor Market Institutions and Economic Performance, 
in: Orley C. Ashenfelter/David Card (eds.), Hand-
book of Labor Economics, Amsterdam 1999; Olivier 
Blanchard, European Unemployment: The Evoluti-
on of Facts and Ideas, in: Economic Policy, 21 (2006), 
S. 5–59.
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Theorie deregulierende Eingriffe in den Ar-
beitsmarkt fordert. ❙7 

Zur Abgrenzung dieser beiden Erklä-
rungsmöglichkeiten des Beschäftigungsstan-
des haben die Ökonomen eine spezifische 
Arbeitslosenquote entwickelt, die inflations-
stabile Arbeitslosenquote, kurz  NAIRU. ❙8 
Diese Quote ist nicht einfach aus den vor-
liegenden Daten der Bundesagentur für 
Arbeit abzulesen, sondern muss mit Hilfe 
modelltheoretischer Annahmen und Kon-
struktionen berechnet werden. Sie gibt uns 
Auskunft darüber, wie hoch der Anteil der 
Arbeitslosigkeit ist, die auf individuelles 
Verhalten und den darauf wirkenden Regu-
larien zurückzuführen ist. Liegt die tatsäch-
liche Arbeitslosigkeit über der errechneten 
NAIRU, so ist dieser Teil konjunkturel-
ler, also nachfragetheoretischer Natur. Ab-
hängig von der Stärke der Gewerkschaften 
etwa oder der Arbeitsgesetzgebung verän-
derte sich die NAIRU über die Jahre hin-
weg. So stieg dieser Wert nach Berechnun-
gen des Sachverständigenrates von etwa 3 % 
zu Anfang der 1970er Jahre auf rund 9 % 
(2007) an. ❙9 Damit entwickelte sie sich im 
Großen und Ganzen parallel zur offiziell ge-
messenen  Arbeitslosigkeit.

Angebots- und nachfragetheoretische Er-
klärungen finden auch in den wirtschaftspo-
litischen Instrumenten zur Verfolgung von 
Vollbeschäftigung ihren Niederschlag: ❙10 zu-
nächst in der Arbeitsmarktpolitik, die im 
Sinne der neoklassischen Theorie direkt am 
Arbeitsmarkt ansetzt und auf eine Verhal-
tensanpassung der Individuen, das heißt auf 
das Arbeitsangebot, abzielt. Gesetzlich fixiert 
ist dies im Paragraf 1 Absatz 2 SGB III, wo-
nach die Arbeitsförderung „den Ausgleich 
von Angebot und Nachfrage auf dem Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarkt unterstützen“ soll; 

7 ❙  Vgl. Werner Sesselmeier/Lothar Funk/Bernd Waas, 
Arbeitsmarkttheorien. Eine ökonomisch-juristische 
Einführung, Heidelberg u. a. 2010.
8 ❙  NAIRU steht für non-accelerating inflation rate of 

unemployment.
9 ❙  Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der 

gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Das Erreichte 
nicht verspielen. Jahresgutachten 2007/2008, Wies-
baden 2007, S. 324.
10 ❙  Vgl. Silke Bothfeld/Werner Sesselmeier/Claudia 

Bogedan (Hrsg.), Arbeitsmarktpolitik in der sozialen 
Marktwirtschaft. Vom Arbeitsförderungsgesetz zum 
SGB II und III, Wiesbaden 2009.

hierbei ist zu betonen, dass nicht direkt auf 
das Ziel der Vollbeschäftigung abgestellt wird, 
denn die Arbeitsförderung „ist so auszurich-
ten, dass sie der beschäftigungspolitischen 
Zielsetzung der Sozial-, Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik der Bundesregierung entspricht“, 
das heißt, je nach den gegebenen Rahmenbe-
dingungen zu bestimmen ist. Die Beschäfti-
gungspolitik hingegen greift nicht direkt in 
den Arbeitsmarkt ein, sondern versucht über 
den Güter- beziehungsweise Kapitalmarkt 
die gesamtwirtschaftliche Nachfrage anzu-
kurbeln und so die Produktion und die Nach-
frage nach Arbeitskräften zu erhöhen. Diese 
makroökonomische Ausrichtung hat Eingang 
in Paragraf 1 des Gesetzes zur Förderung der 
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft 
aus dem Jahre 1967 gefunden: Wirtschaftspo-
litische „Maßnahmen sind so zu treffen, daß 
sie im Rahmen der marktwirtschaftlichen 
Ordnung gleichzeitig zur Stabilität des Preis-
niveaus, zu einem hohen Beschäftigungsgrad 
und außenwirtschaftlichen Gleichgewicht 
bei stetigem und angemessenem Wirtschafts-
wachstum beitragen“. 

Beide gesetzlichen Zielsetzungen deuten 
darauf hin, dass jenseits der theoretischen 
Dicho tomie Beschäftigung immer ein Kup-
pelprodukt aus klassischen und keynesiani-
schen beziehungsweise angebots- und nach-
fragetheoretischen Maßnahmen ist. Dies 
kann man mit Hilfe der sogenannten Be-
schäftigungsschwelle erläutern. Die Be-
schäftigungsschwelle gibt dasjenige Wirt-
schaftswachstum an, ab dem zusätzliche 
Beschäftigung entsteht. Hierbei hängen die 
Maßnahmen, mit denen Vollbeschäftigung 
erreicht werden soll, von den Ursachen der 
Unterbeschäftigung ab: Zum einen sind das 
Maßnahmen, die das Wirtschaftswachstum 
über die Beschäftigungsschwelle heben im 
Sinne einer makroökonomisch ausgerichte-
ten Beschäftigungspolitik, wie wir sie zuletzt 
mit den Konjunkturpaketen der Bundes regie-
rung im Zuge der Finanzkrise kennengelernt 
haben. Und zum anderen Maßnahmen, wel-
che die Beschäftigungsschwelle senken im 
Sinne einer mikroökonomisch ausgerichte-
ten Arbeitsmarktpolitik, wie dies seit 2003 
vor allem mit den vier Gesetzen zu moder-
nen Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, bes-
ser bekannt unter Hartz I bis IV, geschehen 
ist. Bei all dem ergibt sich ein wichtiges Pro-
blem. Bevor Arbeitslosigkeit bekämpft und 
somit Vollbeschäftigung angestrebt werden 
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kann, muss Klarheit über die Ursachen dieser 
Arbeitslosigkeit herrschen, denn eine ange-
botsorientierte Arbeitslosigkeit mit nachfra-
georientierten Maßnahmen oder umgekehrt 
zu bekämpfen, würde wenig bringen und 
womöglich zu noch größerem volkswirt-
schaftlichen Schaden führen. Diese Klarheit 
herzustellen und zudem noch empirisch zu 
ermitteln, ist eine der schwersten Aufgaben 
der Wirtschaftswissenschaften. So tobte vor 
Beginn der Finanzkrise in der Wissenschaft 
ein Streit über die Frage, worin die Ursachen 
für den Aufbau der Beschäftigung und den 
Rückgang der Arbeitslosigkeit in den Jah-
ren 2005 bis 2007 zu sehen seien. Durch die 
Krise wurde diese Frage in den Hintergrund 
gedrängt und ist bis heute auch noch nicht 
 geklärt. ❙11

Vollbeschäftigung:  
ein „einfach“ zu verfolgendes Ziel?

Das Vollbeschäftigungsziel der Wirtschafts-
politik besteht auch deshalb, weil eine hohe 
Arbeitslosigkeit vor allem die öffentlichen 
Haushalte treffen würde. Zum einen wür-
den die Einnahmen in Form direkter und in-
direkter Steuern sowie der Sozialabgaben der 
Erwerbstätigen wegfallen und zum anderen 
müssten zur Existenzsicherung der Erwerbs-
losen die Staatsausgaben erhöht werden. Ne-
ben dem öffentlichen Haushalt würde damit 
auch das lohnzentrierte Sozialversicherungs-
system in Deutschland unter einer hohen Ar-
beitslosigkeit leiden. Für 2007 berechnete 
das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung gesamtfiskalische Kosten der Ar-
beitslosigkeit in Höhe von 67,6 Milliarden 
Euro, die sich aus vier Komponenten zusam-
mensetzten: 12,8 Milliarden Euro Minderein-
nahmen bei den Steuern und 20,1 Milliarden 
Euro bei den Sozialversicherungsbeiträgen, 
denen Mehrausgaben in Höhe von 12,3 Milli-
arden Euro bei den Versicherungsleistungen 
und 22,6 Milliarden Euro bei den Sozialleis-
tungen gegenüberstanden. ❙12 

11 ❙  Vgl. Erik Klär/Ulrich Fritsche, Mehr Beschäf-
tigung durch weitere Arbeitsmarktreformen?, in: 
Wirtschaftsdienst, 88 (2008) 7, S. 451–460; Joachim 
Möller et al., Fünf Jahre SGB II: Eine IAB-Bilanz. 
Der Arbeitsmarkt hat profitiert, IAB-Kurzbericht 
29/2009; Sachverständigenrat (Anm. 9).
12 ❙  Vgl. Hans-Uwe Bach/Eugen Spitznagel, Kosten 

der Arbeitslosigkeit sind gesunken, IAB-Kurzbe-
richt 14/2008.

Vollbeschäftigung ist ein politisch und ge-
sellschaftlich wichtiges, aber aus verschiedenen 
Gründen auch schwer erreichbares Ziel. Zum 
einen sind Unternehmen Arbeitsmarktakteure, 
die ein eher geringes Interesse an Vollbeschäf-
tigung aufweisen, denn: Je höher die Arbeits-
losigkeit, desto geringer ist die Verhandlungs-
macht der Arbeitnehmerverbände und damit 
die Entlohnung. Liegt jedoch Vollbeschäfti-
gung vor, können aufgrund der stärkeren Ver-
handlungsposition der Arbeitnehmer höhere 
Löhne ausgehandelt werden, womit die Kos-
ten der Produktion steigen würden. Weiterhin 
würde der Lohn als Instrument zur Erhöhung 
der Produktivität innerhalb der Belegschaft 
im Falle einer Vollbeschäftigung nicht grei-
fen: Die Unternehmen haben der Effizienz-
lohntheorie zufolge die Möglichkeit, durch das 
Bezahlen von Löhnen oberhalb des Gleichge-
wichtslohns zum einen die Produktivität der 
Arbeitnehmer zu erhöhen und zum andern de-
ren Abwanderung in andere Unternehmen zu 
verhindern. Beide Ziele werden eher erreicht, 
wenn Unterbeschäftigung herrscht und damit 
die Alternativen für die Beschäftigten gerin-
ger sind. Bei Vollbeschäftigung dagegen sind 
das Drohpotential und das moral hazard-Pro-
blem der Arbeitnehmer höher, so dass erst nur 
mit einer viel höheren Bezahlung ein entspre-
chender Anreiz gesetzt werden kann. Arbeits-
losigkeit senkt daher den Lohn, ohne dass die 
Arbeitsproduktivität sinkt. Dieser inverse Zu-
sammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und 
Lohnhöhe wurde vor allem bei regionalen Ar-
beitsmarktanalysen festgestellt. ❙13 

Zum anderen liegt Vollbeschäftigung im 
Spannungsfeld makroökonomischer Zielkon-
flikte. Das Erreichen eines volkswirtschaftli-
chen Gleichgewichts ist das Ziel wirtschafts-
politischer Handlung. Die Herausforderung 
hierbei ist, die als „magisches Viereck“ zu-
sammengefassten Zielsetzungen gleichzei-
tig zu erreichen: ❙14 Vollbeschäftigung, Preis-

13 ❙   Vgl. Jochen Michaelis/Marco de Pinto, Wodurch 
wird die Lohnelastizität der Arbeitsnachfrage be-
stimmt? Die vier Hicks-Marshall-Regeln, in: Wirt-
schaftswissenschaftliches Studium, 39 (2010) 10, 
S. 490–496; Uwe Blien, Die Lohnkurve. Auswirkun-
gen der regionalen Arbeitslosigkeit auf das Lohnni-
veau, in: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung, 36 (2003), S. 439–460.
14 ❙  In der neueren Literatur spricht man zwischen-

zeitlich auch vom „magischen Sechseck“, hinzuge-
zählt werden ein ausgeglichener Staatshaushalt und 
Gerechtigkeitsvorstellungen der Gesellschaft.
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niveaustabilität, Wirtschaftswachstum sowie 
ein außenwirtschaftliches Gleichgewicht. In-
nerhalb des Vierecks bestehen aber Zielkon-
flikte, weshalb das gleichzeitige Erreichen der 
einzelnen Zielsetzungen sowohl theoretisch 
als auch empirisch nicht möglich ist – daher 
auch magisch. Die Wirtschaftspolitik muss 
demzufolge einen Balanceakt je nach herr-
schenden Anforderungen bewältigen und 
die Intensität der einzelnen Zielerreichungen 
abwägen. Der isolierte Blick auf die Vollbe-
schäftigung ist folglich zu eng für die Wirt-
schaftspolitik, vielmehr muss diese im Zusam-
menhang mit den weiteren drei Makrozielen 
bewertet werden: So kann eine Situation der 
Vollbeschäftigung hohe Lohnforderungen 
der Arbeitnehmer begünstigen. Werden diese 
realisiert, steigen die Arbeits- und damit die 
Produktionskosten der Unternehmen. Diese 
versuchen die Kosten in Preiserhöhungen an 
die Verbraucher weiterzugeben. Gelingt dies, 
so ist das Ziel der Preisniveaustabilität gefähr-
det. Bestehen umgekehrt ökonomische Über-
hitzungstendenzen mit Preissteigerungen, so 
wird die Zentralbank mit restriktiven Maß-
nahmen versuchen, eine Inflation zu verhin-
dern. Schafft sie das, so werden die ökonomi-
schen Aktivitäten gebremst und in der Folge 
Beschäftigung abgebaut. Daneben ist die mo-
mentane gute Situation auf dem Arbeitsmarkt 
auch der Verletzung des Ziels des außenwirt-
schaftlichen Gleichgewichts geschuldet. Eine 
expansive Beschäftigungspolitik wiederum 
kann Preissteigerungen über die staatliche 
Nachfrage begünstigen, während Arbeits-
marktpolitik Inflationstendenzen aufgrund 
von Kostenschüben durch mehr Wettbewerb 
am Arbeitsmarkt relativieren kann.

Die Politik muss innerhalb des Spannungs-
verhältnisses abwägen und handeln. Seit An-
fang der 1980er Jahre legten die einzelnen 
Regierungen in Deutschland tatsächlich den 
Schwerpunkt ihres wirtschaftspolitischen 
Handelns eher auf die Stabilität des Preisni-
veaus oder auf einen ausgeglichenen Staats-
haushalt als auf das Erreichen der Vollbe-
schäftigung. ❙15 Argumentiert werden kann 
daher auch, dass zwar die Bedeutung des 
Ziels Vollbeschäftigung grundsätzlich sei-
tens der Politik gewünscht wird und dieser 
auch nützt, aber der Schwerpunkt innerhalb 

15 ❙  Vgl. Jana Lantzsch, Die Abkehr vom politischen 
Ziel Vollbeschäftigung, in: Zeitschrift für Soziologie, 
32 (2003) 3, S. 226–236.

des „Magischen Vierecks“ dennoch nicht auf 
Vollbeschäftigung gelegt wird. ❙16 

Liegen die Ursachen für das Nichterrei-
chen von Vollbeschäftigung schließlich in 
angebotstheoretischen Gründen, so müssen 
strukturändernde Reformen in die Wege ge-
leitet werden, die immer auch Gewinner und 
Verlierer mit sich bringen und somit die Ak-
zeptanz solcher Reformen und deren Durch-
setzbarkeit erschweren. ❙17 

Und nochmals:  
Was ist Vollbeschäftigung?

Aktuell erreicht der Erwerbstätigenstand mit 
41,6 Millionen Personen (2011) das höchs-
te Niveau seit der Wiedervereinigung. Das 
heißt, etwa jeder zweite Bundesbürger ist ge-
genwärtig erwerbstätig. Die Arbeitslosen-
quote liegt bei 7,4 % (Februar 2012), was rund 
drei Millionen Personen entspricht, und wird 
als arbeitsmarktökonomischer Erfolg gefei-
ert. Für 2016 wird sogar eine Arbeitslosen-
quote von unter 5 % und damit Vollbeschäf-
tigung prognostiziert. ❙18 

An dieser Stelle muss aber nach der Quali-
tät der Erwerbstätigkeit gefragt werden; denn 
Vollbeschäftigung darf nicht nur als absolu-
te Größe wahrgenommen werden, sondern 
muss auch Art und Umfang der Beschäfti-
gung abbilden können, um jenseits der rein 
ökonomischen Definition wirtschaftspoli-
tisch anwendbar zu sein. Normalarbeitsver-
hältnisse werden definiert als unbefristete 
Vollzeitbeschäftigungsverhältnisse, die zu ei-
ner vollständigen Integration in die sozialen 
Sicherungssysteme führen, und zusätzlich 
Identität von Arbeits- und Beschäftigungs-
verhältnis sowie Weisungsgebundenheit des 
Arbeitnehmers vom Arbeitgeber vorliegen. ❙19 

16 ❙  Vgl. Wolfgang Ludwig-Mayerhofer, Arbeitslosig-
keit, in: Martin Abraham/Thomas Hinz (Hrsg.), Ar-
beitsmarktsoziologie. Probleme, Theorien, empiri-
sche Befunde, Wiesbaden 2008, S. 199–239.
17 ❙  Vgl. Werner Eichhorst/Werner Sesselmeier/Aysel 

Yollu-Tok, Akzeptanz von Arbeitsmarktreformen, in: 
Werner Sesselmeier/Frank Schulz-Nieswandt (Hrsg.), 
Normative Grundlagen des Sozialstaates – Sozialpoli-
tische Grundlagendiskurse, Berlin 2008, S. 15–45.
18 ❙  Vgl. T. Straubhaar/M. Bräuninger (Anm. 2).
19 ❙  Vgl. Ulrich Mückenberger, Krise des Normalar-

beitsverhältnisses. Ein Umbauprogramm, in: Zeit-
schrift für Sozialreform, 56 (2010), S. 403–420.



APuZ 14–15/201218

Wird von dieser Norm abgewichen, spricht 
man von atypischer Beschäftigung. In der 
deutschen Beschäftigungsstatistik werden 
atypische Beschäftigungsverhältnisse, wie 
Befristungen, Leiharbeit, geringfügige Be-
schäftigung (Minijob/Midijob) sowie Teil-
zeitbeschäftigung auf einer Ebene mit Nor-
malarbeitsverhältnissen erfasst. Atypische 
Beschäftigungsverhältnisse sind aber im Ge-
gensatz dazu häufig mit einer geringeren so-
zialen Absicherung, einem meist niedrigeren 
Erwerbseinkommen sowie einem höheren 
Armutsrisiko verbunden, ❙20 das heißt, die Ar-
ten der Beschäftigung unterscheiden sich je 
nach Abweichung stark in ihrer Fähigkeit, 
gesellschaftliche Anerkennung zu generie-
ren. In Deutschland hatten 1991 78,1 % der 
Erwerbstätigen ein Normalarbeitsverhältnis, 
2010 ist dieser Wert auf 66,0 % gesunken. Im 
Gegensatz dazu hat sich der Anteil der aty-
pisch Beschäftigten von 12,4 % (1991) auf fast 
22,4 % (2010) nahezu verdoppelt. ❙21 Damit ist 
der aktuelle Arbeitsmarkterfolg vor allem auf 
Beschäftigungsverhältnisse zurückzuführen, 
die eine nur geringe soziale, rechtliche und 
finan zielle Absicherung gewährleisten.

Mit der atypischen Beschäftigung ist eine 
weitere Möglichkeit, einen Angebotsüber-
schuss auf dem Arbeitsmarkt auszugleichen, 
verbunden: die Verringerung des Arbeitsan-
gebots in Form der Arbeitszeitverkürzung 
pro Person. Jahrelang wurde in Deutsch-
land diese Möglichkeit genutzt, indem das 
Arbeitsvolumen durch Frühverrentung und 
einer geringen Frauenerwerbstätigkeit per-
sonell reduziert wurde. ❙22 Dieser Pfad der Ar-
beitskräfteverknappung wurde mit Einfüh-
rung aktivierender Arbeitsmarktpolitik und 
vor dem Hintergrund des demografischen 
Wandels verlassen. Die aktuellen Daten zur 
Entwicklung des Arbeitsvolumens zeigen 
aber, dass sie sich nicht parallel mit dem An-
stieg der Erwerbstätigenzahl erhöht hat: 1991 
gab es 38,7 Millionen und 2011 41,6 Millio-

20 ❙  Vgl. Bernd Keller/Hartmut Seifert, Atypische 
Beschäftigung und soziale Risiken. Entwicklung, 
Strukturen, Regulierung. Expertise im Auftrag der 
Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik der Fried-
rich-Ebert-Stiftung, Bonn 2011.
21 ❙  Vgl. Deutscher Gewerkschaftsbund, Licht und 

Schatten im Beschäftigungssystem. Entwicklung 
der Erwerbstätigkeit in den letzten 20 Jahren, in: Ar-
beitsmarkt aktuell, (2012) 2.
22 ❙  Vgl. zur Frauenerwerbstätigkeit den Beitrag von 

Friederike Maier in dieser Ausgabe.

nen Erwerbstätige. Zu erwarten wäre, dass 
das Arbeitsvolumen mit der höheren Anzahl 
der Erwerbstätigen steigt, doch 1991 wurde 
ein Arbeitsvolumen von 60,1 Milliarden und 
2010 von 57,1 Milliarden Arbeitsstunden er-
fasst. ❙23 Da sich in dieser Zeitspanne das durch-
schnittliche Jahresarbeitsvolumen in Vollzeit 
nur geringfügig verändert hat, ist der Rück-
gang des Arbeitsvolumens auf die Zunahme 
der sozialversicherungspflichtigen Teilzeit-
arbeit sowie der geringfügigen Beschäfti-
gung zurückzuführen (die Teilzeitquote lag 
1991 bei 15,7 % und 2010 bei 34,7 %). ❙24 Somit 
kann der Arbeitsmarkterfolg, dargestellt als 
Anzahl von Personen, auch auf die Arbeits-
kräfteverknappung in Form von geringerem 
Erwerbsvolumen zurückgeführt werden. ❙25

Das subjektive Wohlstandsempfinden wird 
nicht automatisch durch Erwerbstätigkeit er-
höht, im Gegenteil: Wenn eine Beschäftigung 
mit einem hohen Risiko behaftet ist und zu 
Armut in Arbeit (working poor) führen kann, 
kann es zu sozialer Ausgrenzung kommen. ❙26 
Gerade die Abnahme von Normalarbeitsver-
hältnissen kann zur Verbreitung von Abstiegs-
ängsten in der Bevölkerung führen. Dies gilt 
nicht nur für Erwerbstätige, die von Arbeits-
losigkeit unmittelbar bedroht sind, sondern 
auch für die Mittelschicht in durchaus gesi-
cherten Verhältnissen. Gerade für Deutsch-

23 ❙  Vgl. Dominik Asef/Susanne Wanger/Ines Zapf, 
Statistische Messung des Arbeitseinsatzes, in: Wirt-
schaft und Statistik, (2011) 11, S. 1058–1064.
24 ❙  Vgl. ebd.
25 ❙  Dies auch deshalb, weil ein Teil der Teilzeitbe-

schäftigten dies unfreiwillig tut, von sich aus also 
mehr arbeiten möchte. 2008 waren 5,5 % aller Er-
werbstätigen unfreiwillig in Teilzeit. Vgl. Marti-
na Rengers, Unterbeschäftigung und Teilzeitbe-
schäftigung, in: Wirtschaft und Statistik, (2009) 9, 
S. 886–907. Hiervon sind vor allem Frauen betroffen: 
Fast die Hälfte der Frauen, die in einer sozialversi-
cherungspflichtigen Teilzeitbeschäftigung sind, und 
zwei Drittel der Frauen in geringfügiger Beschäfti-
gung würden gerne Vollzeit arbeiten. Vgl. Susanne 
Wanger, Ungenutzte Potenziale in der Teilzeit.  Viele 
Frauen würden gerne länger arbeiten, IAB-Kurz-
bericht 9/2011.
26 ❙  Vgl. Martin Kronauer, Exlusion. Die Gefähr-

dung des Sozialen im hoch entwickelten Kapitalis-
mus, Frankfurt/M. 2002; Heinz Bude, Das Problem 
der Exklusion, Hamburg 2006. Immerhin bekom-
men 1,37 Millionen Erwerbstätige neben ihrem nicht 
existenzsichernden Einkommen noch aufstockende 
Leistungen aus dem SGB II. Von denen gehen 570 000 
Personen einer sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung nach, 332 000 sogar im Vollzeiterwerb. 
Vgl. Mitbestimmung, (2012) 1–2, S. 7.
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land wird solch eine schichtenübergreifende 
Abstiegsangst diagnostiziert. ❙27

Bisher war Vollbeschäftigung ein Ergebnis 
des Ausgleichs von Angebot an und Nachfra-
ge nach Erwerbsarbeit, also Arbeit, die über 
den Arbeitsmarkt gehandelt wird. Dabei gibt 
es zweierlei zu bedenken: Zum einen kann die 
Zahl derjenigen, die offiziell Arbeit anbieten, 
schwanken und zum anderen können die da-
bei ausgeübten Tätigkeiten ebenfalls stark va-
riieren. Berücksichtigt man dies, so gibt es 
neben der Erwerbsarbeit insbesondere noch 
den großen Bereich der Schattenwirtschaft 
und der Hausarbeit, wodurch der Beschäf-
tigungsstand unterbewertet wird. Letzte-
res umfasst all jene Tätigkeiten, die man sel-
ber erledigt, die man aber auch durch Dritte 
entweder in Form von Erwerbsarbeit oder als 
Schwarzarbeit erledigen lassen könnte. Ver-
sucht man diese Größen zu bewerten und zu 
berechnen, so könnte dies das Bruttoinlands-
produkt um etwa ein Drittel erhöhen ❙28 und 
Vollbeschäftigung eine andere Qualität bei-
messen. Die Aufteilung der Tätigkeiten zwi-
schen Erwerbsarbeit und Nichterwerbsarbeit 
ist allerdings nicht fix, sondern durch staatli-
che Maßnahmen veränderbar. So wurden in 
den vergangenen Jahren mit den Minijobrege-
lungen für Haushalte versucht, Anreize so zu 
setzen, dass Schwarzarbeit in privaten Haus-
halten in offizielle geringfügige Beschäfti-
gung umgewandelt wird beziehungsweise 
Schwarzarbeit dort gar nicht erst entsteht. 

Der Beschäftigungsstand kann schließlich 
auch überbewertet werden, insofern die ver-
deckte Arbeitslosigkeit nicht berücksichtigt 
wird. Verdeckt arbeitslos sind nicht arbeitslos 
gemeldete Personen, die dem Arbeitsmarkt 
zur Verfügung stehen, das heißt aktiv nach 
Beschäftigung suchen, auf eine gute Arbeits-

27 ❙  Vgl. Aysel Yollu-Tok, Die fehlende Akzeptanz von 
Hartz IV, Baden-Baden 2009. Hier zeigt sich, dass 
die Abstiegsängste trotz Konzessionsbereitschaft der 
Beschäftigten mit der Einführung des SGB II zuge-
nommen haben. Vgl. Markus M. Grabka/Joachim R. 
Frick, Schrumpfende Mittelschicht. Anzeichen ei-
ner dauerhaften Polarisierung der verfügbaren Ein-
kommen?, in: DIW Wochenbericht, 75 (2008) 10, 
S. 101–108. 
28 ❙  Vgl. Dennis Ostwald/Werner Sesselmeier, Das 

Arbeits-BIP. Eine umfängliche Berücksichtigung der 
Arbeitsleistung bei der Wohlstandsberechnung. Ex-
pertise im Auftrag der Abteilung Wirtschafts- und 
Sozialpolitik der Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn 
2011.

marktlage warten oder sich in arbeitsmarkt-
politischen Maßnahmen befinden. Definiert 
wird dieser Personenkreis auch als „Stil-
le Reserve“. Die verdeckte Arbeitslosigkeit 
lag 2010 bei 943 000, wovon 649 000 Perso-
nen ausschließlich „Stille Reserve“ in arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen waren. ❙29 

Fazit: Vollbeschäftigung ist kein  
zeit- und gesellschaftsloses Konstrukt

Erwerbstätigkeit ist ein zentrales Merkmal für 
materielle und soziale Absicherung des Indi-
viduums und trägt makroökonomisch zum 
nachhaltigen Wirtschaftswachstum und ge-
sellschaftlich zu höherem Wohlstand bei. Der 
Begriff der Vollbeschäftigung ist ein theore-
tisch idealtypischer Zustand, der so nicht er-
reicht werden kann, da zumindest immer ein 
bestimmter Teil an Sucharbeitslosigkeit herr-
schen wird. Die zeit- und gesellschaftslose De-
finition, dass Vollbeschäftigung der Ausgleich 
von Arbeitsangebot und -nachfrage ist, macht 
deren wirtschaftspolitische Anwendung un-
möglich, weshalb „Vollbeschäftigung“ in ei-
nen zeitlichen und gesellschaftlichen Rahmen 
eingebettet werden muss, um deren Wohl-
stands- und Wohlfahrtsfunktion gerecht zu 
werden. Daher ist bei Vollbeschäftigung doch 
eher ein hoher Beschäftigungsstand gemeint, 
der normativ bestimmt werden muss: Wel-
che Arbeitslosenquote kann in Anbetracht 
der Arbeitsmarktbeschaffenheit seitens der 
Gesellschaft getragen werden? Trägt jegliche 
Art der Beschäftigung zu Wohlstands- und 
Wohlfahrt effekten bei? 

Gerade in Deutschland haben die Arbeits-
marktreformen und die damit einhergehen-
den neuen Beschäftigungsformen zu einem 
Wandel des Begriffs der Vollbeschäftigung 
geführt, eine Entwicklung, die sich als Voll-
beschäftigungsmaßstab entgegen der gesell-
schaftlichen Vorstellung der Normalarbeits-
verhältnisse bewegt. Vollbeschäftigung ist 
also kein zeit- und gesellschaftsloses Kon-
strukt, sondern ganz im Gegenteil abhängig 
von der jeweiligen gesellschaftlichen Organi-
sation von Arbeit.

29 ❙  Vgl. Johann Fuchs et al., Prognose 2010/2011. 
Der Arbeitsmarkt schließt an den vorherigen Auf-
schwung an, IAB-Kurzbericht 18/2010.
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Vollbeschäftigung 
in Sicht? Zur Lage 
auf dem deutschen 

Arbeitsmarkt

Die Arbeitsmarktlage hat sich zuletzt 
deutlich verbessert und der Aufwärts-

trend könnte sich nach den vorliegenden Pro-
gnosen weiter fortset-
zen. Angesichts des-
sen macht das Thema 
Vollbeschäftigung in 
der öffentlichen Dis-
kussion zunehmend 
die Runde. Dabei ist 
zunächst eine wichti-
ge Frage, wie Vollbe-
schäftigung überhaupt 
zu definieren ist. So 
nennt das Gesetz zur 
Förderung der Stabi-
lität und des Wachs-
tums der Wirtschaft 
vom 8. Juni 1967 vier 
Ziele, die als „magi-
sches Viereck“ ❙1 in die 
Literatur eingegangen 
sind. Hierzu gehören 
ein angemessenes und 
stetiges Wirtschafts-

wachstum, Preisniveaustabilität, außenwirt-
schaftliches Gleichgewicht und zu guter 
Letzt ein hoher Beschäftigungsstand oder im 
besten Fall „Vollbeschäftigung“.

Vollbeschäftigung ließe sich also als eine 
Situation interpretieren, in der alle Personen, 
die zu bestimmten Bedingungen arbeiten 
können und sich dazu bereit erklärt haben, 
auch beschäftigt sind. Konkretisiert wird die-
ses Ziel häufig mit einer möglichst niedrigen 
Arbeitslosenquote. Dem Gesetz und seinen 
Kommentaren ist allerdings nicht zu entneh-
men, ab welchem Wert der Arbeitslosenquote 
Vollbeschäftigung gegeben ist. 

Eine Situation mit geringer Arbeitslosig-
keit wäre allerdings aus volkswirtschaftlicher 
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Sicht nur dann optimal, wenn gleichzeitig 
die Zahl der offenen Stellen bei den Betrie-
ben nicht zu hoch ausfällt. Begründung hier-
für ist, dass Vollbeschäftigung in einer brei-
teren, gesamtwirtschaftlichen Perspektive 
die Auslastung aller Produktionsfaktoren 
voraussetzt. Eine Situation mit einer hohen 
ungedeckten Arbeitskräftenachfrage wäre 
hingegen als Zeichen für einen nicht ausge-
lasteten Kapitalstock zu werten.

Sicher ist, dass die Arbeitslosigkeit oder das 
Niveau der offenen Stellen niemals bei Null 
liegen werden, denn immer wird es Perso-
nen geben, die nicht friktionsfrei zwischen 
Beschäftigungsverhältnissen wechseln kön-
nen, und ebenso werden Betriebe nicht im-
mer den geeigneten Arbeitnehmer zu dem 
Zeitpunkt finden, zu dem eine Stelle vakant 
wird. Solche Friktionen sind durchaus funk-
tional, denn es ist sinnvoll, Zeit für die Suche 
nach einer geeigneten Arbeitsstelle oder nach 
einem möglichst passenden Bewerber zu in-
vestieren. Diese Suchprozesse verbessern die 
Passung zwischen Angebot und Nachfrage 
und sind somit auch volkswirtschaftlich er-
wünscht. Unter diesem Gesichtspunkt läge 
Vollbeschäftigung also vor, wenn arbeitslose 
Personen nach einer angemessenen Zeit eine 
Beschäftigung finden können. ❙2 Außerdem 
sollte Langzeitarbeitslosigkeit keine nen-
nenswerte Rolle spielen.

Vor diesem Hintergrund bewerten wir 
im folgenden Beitrag die aktuelle Arbeits-
marktperformance und fragen, ob in abseh-
barer Zeit eine auf diese Weise umschriebene 
Vollbeschäftigungssituation zu erwarten ist. 
Hierzu werden geeignete Indikatoren einge-
führt, um anhand dieser die aktuelle Arbeits-
marktlage zu beschreiben. Das Fazit benennt 
Herausforderungen, die für eine weitere Ver-
besserung der Beschäftigungssituation zu be-
wältigen sind.

1 ❙  Von einem „magischen Viereck“ wird deshalb 
gesprochen, weil wirtschaftspolitische Maßnah-
men nicht alle Ziele gleichzeitig adressieren kön-
nen und Konflikte zwischen den Zielen auftreten 
 können.
2 ❙  Vgl. Herrmann Gartner, Vollbeschäftigung aus 

Sicht der modernen Arbeitsmarkttheorie. Wie 
hoch will man springen?, in: IAB-Forum, (2008) 2, 
S. 9–13.

mailto:martin.dietz@iab.de
mailto:michael.stops@iab.de
mailto:ulrich.walwei@iab.de
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Indikatoren zur Beurteilung  
der Beschäftigungssituation

Der in der öffentlichen Diskussion wichtigste 
Indikator für die Beschreibung der Beschäfti-
gungssituation ist die Zahl der Arbeitslosen. 
Sie gibt an, wie viele Personen dem Arbeits-
markt zusätzlich zu den bereits Beschäf-
tigten zur Verfügung stehen und durch die 
Meldung bei Arbeitsagenturen und Grundsi-
cherungsträgern zu erkennen geben, dass sie 
keine Beschäftigung finden können. Die Ar-
beitslosenquote setzt die Zahl der Arbeitslo-
sen in Beziehung zu den Erwerbspersonen, 
also der Summe aus Erwerbstätigen und Ar-
beitslosen. Einen Schritt weiter geht man mit 
der Betrachtung der Unterbeschäftigung, die 
sich als die Summe aus der Zahl der gemel-
deten Arbeitslosen und der „Stillen Reser-
ve“ ergibt. ❙3 Letztere schließt beispielsweise 
beschäftigungslose Teilnehmer an Maßnah-
men der aktiven Arbeitsmarktpolitik (wie 
Fort- und Weiterbildung) oder solche Perso-
nen ein, die sich entmutigt vom Arbeitsmarkt 
zurückgezogen haben. Die Unterbeschäfti-
gungsquote misst die Zahl der Personen in 
Unterbeschäftigung in Relation zur Summe 
der Erwerbstätigen und der Unterbeschäfti-
gung. Dabei ist zu beachten, dass eine niedri-
ge Arbeitslosen- oder Unterbeschäftigungs-
quote nicht automatisch mit einem hohen 
Erwerbstätigen- oder Beschäftigungsniveau 
einhergehen muss. Ein gutes Beispiel hierfür 
ist die Gruppe der Über-60-Jährigen, von de-
nen sich nicht wenige im vorzeitigen Ruhe-
stand befinden und damit weder arbeitslos 
noch beschäftigt sind.

Insofern ist auch die Erwerbstätigen- be-
ziehungsweise Beschäftigungsquote für die 
Berurteilung der Arbeitsmarktlage von gro-
ßer Relevanz. Die Erwerbstätigenquote misst 
die Zahl der Erwerbstätigen als Anteil an der 
Bevölkerung. Sie kann als ein direktes Maß 
für den Beschäftigungsstand gesehen werden. 
Je höher sie ausfällt, desto eher kann von ei-

3 ❙  Im Folgenden stellen wir die Entwicklung der Un-
terbeschäftigung als Summe aus der Zahl der Kurz-
zeitarbeitslosen, der Langzeitarbeitslosen und der 
Stillen Reserve dar. Zur Messung der Unterbeschäfti-
gung und Stillen Reserve vgl. Johann Fuchs, Er werbs-
personenpotenzial und Stille Reserve – Konzepti-
on und Berechnungsweise, in: Gerhard Kleinhenz 
(Hrsg.), IAB-Kompendium Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung, Nürnberg 2002, S. 79–94.

ner Vollbeschäftigungssituation gesprochen 
werden. Dabei ist allerdings zu bedenken, 
dass die Erwerbstätigenquote nicht beliebig 
gesteigert werden kann. Es gibt viele Grün-
de, warum Menschen zu einem bestimmten 
Zeitpunkt nicht erwerbstätig sind. So wurde 
bereits darauf hingewiesen, dass Arbeitslo-
sigkeit auch als Suchzeit interpretiert werden 
kann. Außerdem investieren junge Menschen 
durch Schul- und Hochschulbildung sowie 
Berufsausbildung in ihr „Humankapital“. Im 
familiären Kontext können Auszeiten benö-
tigt werden, um Kinder zu betreuen oder An-
gehörige zu pflegen. Im Laufe des Erwerbs-
lebens kann beispielsweise in Folge eines 
Arbeitsplatzverlustes eine Umschulung oder 
Weiterbildung für einen Perspektivwechsel 
und damit Zeiten der Nicht-Erwerbstätigkeit 
sorgen. Schließlich können Menschen auch 
aufgrund von vorzeitigem Ruhestand oder 
auch von Krankheit und Unfallfolgen nicht 
am Arbeitsmarkt präsent sein.

Als Maß für die Anspannung von Ar-
beitsmärkten kann schließlich die Relation 
von Arbeitslosen und offenen Stellen her-
angezogen werden. Je mehr Arbeitslose auf 
eine offene Stelle kommen, desto weniger 
kann von einem „angespannten“ oder „ge-
räumten“ Arbeitsmarkt gesprochen werden 
und umso weiter wäre man von einer Voll-
beschäftigungssituation entfernt. Dabei ist 
aller dings zu beachten, dass eine geringe Re-
lation von Arbeitslosen zu offenen Stellen 
noch nichts über das absolute Niveau beider 
Größen aussagt. So kann sich eine niedrige 
Relation von Arbeitslosen zu offenen Stellen 
auch dann ergeben, wenn die Zahl der Ar-
beitslosen und der offenen Stellen groß ist. 
Ein solcher Fall wäre als Zeichen einer nied-
rigen Matching-Effizienz auf dem Arbeits-
markt anzusehen.

Aktuelle Arbeitsmarktperformance 

Um ein möglichst umfassendes Bild der Ar-
beitsmarktperformance zu erhalten, werden 
die verschiedenen Indikatoren im Folgen-
den komplementär betrachtet. Neben einer 
gesamtwirtschaftlichen Perspektive werden 
zudem regionale, qualifikatorische und be-
rufliche Aspekte berücksichtigt, da sich auf 
Teilarbeitsmärkten Entwicklungen zeigen 
können, die sich einer rein gesamtwirtschaft-
lichen Betrachtung verschließen.
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Abbildung 1: Entwicklung der Unterbeschäftigung und ihrer Komponenten von 2000 bis 2011
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Geringe Abweichung der Kurz- und Langzeitarbeitslosigkeit von der Gesamtzahl der Arbeitslosen aufgrund 
fehlender Werte (weniger als 1 %); vergleichbare Daten für Kurz- und Langzeitarbeitslosigkeit sind erst ab 
2007 verfügbar.
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit; IAB/FB A2; Berechnungen des IAB.

Abbildung 2: Entwicklung der Arbeitslosen- und der Unterbeschäftigungsquote von 2000 bis 2011
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Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, IAB/FB A2, Berechnungen des IAB.
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Gesamtlage. Nachdem Arbeitslosigkeit 
und Unterbeschäftigung bis 2005 angestie-
gen waren, hat sich die Lage seitdem spür-
bar verbessert. Die Arbeitslosen- und Unter-
beschäftigungsquoten zeigen einen nahezu 
parallelen Verlauf und haben deutlich abge-
nommen (Abbildung 1 und 2). Der Rückgang 
von 2005 bis 2011 umfasst absolut 39 % (Ab-
bildung 1) oder 4,6 Prozentpunkte (Abbil-
dung 2) bei der Arbeitslosigkeit sowie 34 % 
oder 5 Prozentpunkte bei der Unterbeschäf-
tigung. Die Entwicklung der absoluten Grö-
ßen macht zudem deutlich, dass die Verbes-
serung der Arbeitsmarktlage nicht allein auf 
Verschiebungen zwischen Arbeitslosigkeit 
und Stiller Reserve zurückzuführen ist. 

Trotz allem ist eine Zahl von rund drei 
Millionen Arbeitslosen nicht als niedrig zu 
bezeichnen. Besondere Sorgen machen vor 
allem Personen, die bereits längere Zeit ar-
beitslos und nur mit größeren Problemen 
wieder in Beschäftigung zu bringen sind. So 
liegt die Zahl der Langzeitarbeitslosen noch 
immer bei knapp einer Million. ❙4 Betrachtet 
man die Arbeitslosigkeit nach Rechtskreisen, 
so zeigt sich, dass etwa zwei Drittel der Ar-
beitslosen auf die Grundsicherung entfallen. 
Dieser Personenkreis ist relativ arbeitsmarkt-
fern, gerade auch im Vergleich zu Personen, 
die noch Leistungen aus der Arbeitslosenver-
sicherung erhalten. ❙5

Die insgesamt positive Entwicklung bei der 
Arbeitslosigkeit und der Unterbeschäftigung 
zeigt sich auch bei der Erwerbstätigkeit (Ab-
bildung 3). Deren Zahl ist zwischen 2005 und 
2011 besonders kräftig gestiegen – um 5,4 % 
beziehungsweise 2,124 Millionen. Blickt man 
auf die Entwicklung der Erwerbstätigkeit in 

4 ❙  Als langzeitarbeitslos gilt, wer zwölf Monate und 
länger arbeitslos ist. Bei der Interpretation ist jedoch 
zu beachten, dass neben dem Abgang aus Arbeits-
losigkeit in Erwerbstätigkeit auch die Teilnahme 
an bestimmten Maßnahmen der aktiven Arbeits-
marktpolitik sowie der Abgang in sonstige Nicht-
Erwerbstätigkeit (insb. Krankheit) für eine Dauer 
von mehr als sechs Wochen den Arbeitslosensta-
tus beenden. Bei erneuter Arbeitslosigkeit beginnt 
dann die Zählung der Dauer von vorn. Die Zahl der 
Langzeitarbeitslosen kann deshalb nur näherungs-
weise als ein Indikator für verfestigte Arbeitslosig-
keit herangezogen werden und unterschätzt diese 
 tendenziell.
5 ❙  Vgl. Tobias Graf/Helmut Rudolph, Dynamik im 

SGB II 2005–2007: Viele Bedarfsgemeinschaften blei-
ben lange bedürftig, IAB-Kurzbericht 5/2009, S. 8.

Vollzeitäquivalenten, so ist die Aufwärtsbe-
wegung nicht ganz so stark ausgeprägt. Die 
Erwerbstätigenzahl in Vollzeitäquivalenten 
erhöhte sich im gleichen Zeitraum lediglich 
um 4,5 % beziehungsweise 1,411 Millionen. ❙6 
Wesentliche Gründe hierfür sind der konti-
nuierliche Aufwuchs bei der Teilzeitbeschäf-
tigung und temporäre Verkürzungen der Ar-
beitszeit (beispielsweise durch Kurzarbeit, 
weniger Überstunden oder auch dem Abbau 
von Arbeitszeitkonten) im Zuge der Wirt-
schafts- und Finanzkrise 2008/2009. Diese 
Einschränkungen tun dem grundsätzlich po-
sitiven Trend auf der Beschäftigungsseite je-
doch keinen Abbruch.

Der Blick auf Arbeitslose und offene Stel-
len zeigt zunächst, dass deren Verhältnis dem 
Konjunkturverlauf folgt. In Zeiten des Auf-
schwungs mit hohen Wachstumsraten benö-
tigen die Betriebe vermehrt neues Personal, 
so dass die Zahl der offenen Stellen steigt, die 
Arbeitslosigkeit sinkt und die entsprechende 
Relation zurückgeht. Die Arbeitsmarktan-
spannung steigt also, während in Phasen der 
Rezession die umgekehrte Entwicklung zu 
beobachten ist. Bis 2011 sank die Relation auf 
einen Wert, der noch unterhalb des bereits 
niedrigen Niveaus vor der Finanz- und Wirt-
schaftskrise 2008/2009 liegt. Die Zahl der so-
fort zu besetzenden Stellen stieg im vierten 
Quartal 2011 auf gut 850 000.

Betrachtet man das Gesamtbild aus Beschäf-
tigungsentwicklung, Arbeitslosenzahlen so-
wie Arbeitsmarktanspannung, so ist der positi-
ve Trend unübersehbar. Die Ursachen für diese 
Entwicklung sind nur schwer wissenschaftlich 
zu identifizieren, da man Probleme hat, einzel-
ne Erklärungsfaktoren zu isolieren. ❙7 So viel 
lässt sich aber sagen: Sie ist im Kern weder auf 
ein besonders kräftiges Wirtschaftswachstum 
noch auf geänderte Erfassungsregeln bei der 
Arbeitslosigkeit oder gar auf Auswirkungen 

6 ❙  Berechnungen basieren auf Daten der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung. Angaben zu den Voll-
zeitäquivalenten sind entnommen aus Dominik Asef/
Susanne Wanger/Ines Zapf, Statistische Messung des 
Arbeitseinsatzes – Erkenntnisgewinn durch die Be-
rechnung von Arbeitsvolumen und Vollzeitäquiva-
lenten der Erwerbstätigen, in: Wirtschaft und Statis-
tik, (2011) 11, S. 1058–1064.
7 ❙  Vgl. Ulrich Walwei, Veränderte Strukturen des 

deutschen Arbeitsmarktes: zukunftsfähig oder doch 
nicht nachhaltig?, in: WSI-Mitteilungen, 64 (2011) 11, 
S. 563–570.
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Abbildung 3: Entwicklung der Erwerbstätigen in Personen und Vollzeitäquivalenten  
von 2000 bis 2011, in Millionen
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Quelle: D. Asef/S. Wanger/I. Zapf (Anm. 6) und Forschungsgruppe Arbeitszeit und Arbeitsmarkt, IAB.

Abbildung 4: Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts sowie  
Relation von Arbeitslosen zu sofort zu besetzenden Stellen 2006 bis 2011
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des demografischen Wandels zurückzuführen. 
Den positiven Trend verstärkt haben dürften 
dagegen die Arbeitsmarktreformen, welche die 
Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarktes, die 
Konzessionsbereitschaft der Bewerber und die 
Suchaktivitäten von Arbeitslosen erhöht ha-
ben. Dazu kommt eine beschäftigungsfreund-
liche Lohnpolitik, die insbesondere in Phasen 
des wirtschaftlichen Aufschwungs die Ar-
beitsnachfrage beflügelt und im Abschwung 
den Kostendruck gebremst hat. Schließlich hat 

das erfolgreiche Krisenmanagement während 
der Wirtschafts- und Finanzkrise einen neuer-
lichen Anstieg der Sockelarbeitslosigkeit ver-
hindert. Qualifiziertes und gut eingearbeitetes 
Personal wurde in einem bisher nicht gekann-
ten Maße gehalten. ❙8 

❙8  Vgl. Martin Dietz/Laura Dittrich/Michael Stops/
Ulrich Walwei, Beschäftigungssicherung durch Ar-
beitskräftehorten, in: Sozialer Fortschritt, 60 (2011) 
10, S. 221–231.

Abbildung 5: Arbeitslosenquoten im Jahresdurchschnitt 2011

Zum Berichtsmonat Januar 2012 wurden die Arbeitslosenzahlen rückwirkend ab Januar 2007 im Zuge der Er-
weiterung der statistischen Berichterstattung zur Dauer der Arbeitslosigkeit und einer Änderung der Berück-
sichtigung des Wohnortes geringfügig revidiert. 
Arbeitslosenquoten bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen in Prozent (Vorjahreswerte in Klammern).
Quelle: Bundesagentur für Arbeit.
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Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene kann
festgehalten werden, dass sich der Beschäf-
tigungsstand zuletzt spürbar verbessert hat
und man damit einer Vollbeschäftigungssi-
tuation zumindest näher gekommen ist. Sie
ist aber bei Weitem noch nicht erreicht. Bei
einer näheren Betrachtung von Teilarbeits-
märkten wird zudem deutlich, dass sich die
Situation zwischen Regionen, Qualifikatio-
nen und Berufen zum Teil erheblich unter-
scheidet. 

Unterschiedliche Entwicklung auf Teil-
arbeitsmärkten  Der erreichte Beschäfti-
gungsstand variiert nicht nur über die Zeit,
es zeigen sich auch Divergenzen im regiona-
len Vergleich (Abbildung 5). So lagen die Er-
werbstätigenquoten im Jahre 2010 zwischen
65,6 % in Berlin und 74,6 % in Bayern und
die Arbeitslosenquoten zwischen 3,8 % in
Bayern und 13,2 % in Berlin. Einige Regio-
nen im Süden Deutschlands sind einer Voll-
beschäftigungssituation damit bereits deut-
lich näher gekommen als andere, vor allem
im Nordosten Deutschlands.

 

 

 
 

 

 

 
 
 

 

  .

Eine Spaltung des bundesdeutschen Ar-
beitsmarktes wird auch beim Blick auf die Be-
schäftigungschancen in Abhängigkeit von der 
Qualifikation deutlich. Abbildung 6 illustriert 
die qualifikationsspezifischen Arbeitslosen-
quoten in den Jahren 2000 bis 2009. Es zeigt 
sich, dass die Arbeitslosenquote umso niedri-
ger liegt, je höher die Qualifikation ist. Gering 
Qualifizierte tragen mit einer Arbeitslosen-
quote von über 20 % das mit Abstand größ-
te Arbeitslosigkeitsrisiko. Im Vergleich dazu 
liegen die Arbeitslosenquoten der hoch Qua-
lifizierten mit unter 3 % sehr viel näher am 
Ziel der Vollbeschäftigung. Dazwischen fin-
den sich Personen mit einer abgeschlossenen 
Berufsausbildung, deren Arbeitslosenquote 
unter dem Durchschnitt liegt. Spiegelbildlich 
verhalten sich die Erwerbstätigenquoten von 
Personen zwischen 30 und 64 Jahren nach for-
maler Qualifikation. Laut Mikrozensus des 
Statistischen Bundesamtes weisen die Akade-
miker im Jahr 2010 mit gut 88 % die höchs-
ten Werte auf, gefolgt von Personen mit einem 
Ausbildungsabschluss (78 %) und den Perso-
nen ohne formale Qualifikation (57 %).

Abbildung 6: Qualifikationsspezifische Arbeitslosenquoten von 2000 bis 2009
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tätige ohne Angabe zum Berufsabschluss nach Mikrozensus je nach Altersklasse proportional verteilt. Bis 
2004 Erwerbstätige im April; ab 2005 Erwerbstätige im Jahresdurchschnitt.
1) ohne Verwaltungsfachhochschulen; 2) einschließlich Verwaltungsfachhochschulen.
Quelle: IAB-Berechnung auf Basis Mikrozensus und Strukturerhebungen der BA.
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Unterschiedliche Arbeitsmarktkonstellatio-
nen zeigen sich auch bei den Berufen (Abbil-
dung 7). In einigen Berufsfeldern sind Werte zu 
beobachten, die weit über dem Durchschnitts-
wert von 4,2 Arbeitslosen pro sofort zu be-
setzender Stelle liegen. Bei den Warenprüfern 
mit 27 Arbeitslosen pro offene Stelle wird ein 
deutlicher Angebotsüberschuss sichtbar. Bei 
den Ingenieuren, Chemikern, Physikern und 
Mathematikern, bei den Elektro- und Gesund-
heitsberufen liegen die Werte dagegen unter 1 – 
hier steht also nicht jeder offenen Stelle ein Ar-
beitsloser gegenüber, sodass man von einer 
starken Anspannung auf den jeweiligen Teilar-
beitsmärkten ausgehen kann. Hier spricht also 
bereits einiges für Vollbeschäftigung. Eine sol-
che Situation kann allerdings an anderer Stel-
le Probleme aufwerfen. So mag eine Knappheit 
an bestimmten Fachkräften die wirtschaftliche 
Aktivität der Betriebe beschränken und damit 
volkswirtschaftliche Kosten verursachen.

Allerdings gilt es bei dieser Darstellung be-
ruflicher Teilarbeitsmärkte zu berücksich-
tigen, dass der betrieblichen Nachfrage mit 
den Arbeitslosen nur ein – zudem sehr spe-
zielles – Segment der Angebotsseite gegen-
übergestellt wird. So vernachlässigt man, 
dass Personen aus dem Bildungssystem nach-
rücken und eine entsprechende Nachfrage 
bedienen. Zudem gibt es auch zwischen Be-
rufsfeldern eine gewisse Flexibilität, sodass 
durch Übergänge zwischen Berufen Anspan-
nung aus bestimmten Marktsegmenten ge-
nommen werden kann. ❙9

❙9  Vgl. Natascha Nisic/Parvati Trübswetter, Lohn ent-
wick lung 1994 bis 2008: Berufswechsler in Deutsch-
land und Großbritannien, IAB-Kurzbericht 01/2012; 
Joachim Möller/Achim Schmillen, Verteilung von 
Arbeitslosigkeit um Erwerbsleben: Hohe Konzen-
tration auf wenige – steigendes Risiko für alle, IAB-
Kurzbericht 24/2008.

Abbildung 7: Relation von Arbeitslosen und sofort zu besetzenden offenen Stellen nach 
Berufsfeldern der Klassifikation der Berufe 1992* im 4. Quartal 2010 

Ingenieure, Chemi-, Physi-, Mathematiker 0,6

Elektro 0,8

Gesundheitsdienst 0,9

Dienstleistungskaufleute 1,1

Technik 1,3

Metallerzeugung und -bearbeitung 1,4

Metall-, Maschinenbau 1,7

Soziales und Erziehung 2,2

Sonstige Arbeitskräfte 2,4

Verkehr 3,4

Organisations, Verwaltung, Büro 3,6

Deutschland insgesamt 4,2

Holz- und Kunststoffverarbeitung 6,0

Land-, Tier-, Forstwirtschaft 6,3

Warenkauf 7,1

Ernährung 8,1

Hilfsarbeiter 10,3

Literatur und Kunst 12,8

Hoch-, Tiefbau 14,1

Ordnungs- und Sicherheit 19,8

Sonstige Dienstleistungsberufe 21,1

Warenprüfer und Versand 26,9

0 10 20 30

Quelle: IAB – EGS (sofort zu besetzende Stellen), Statistik der BA (Arbeitslose).
*Aufgrund mangelnder Fallzahlen lassen sich keine Relationen für folgende Berufsfelder ausweisen: Bergbau, 
Steinbearbeitung und Baustoffherstellung, Keramik, Glas, Chemie, Kunststoff, Metall, Papier und Druck, 
Holzbearbeitung, Holz- und Flechtwaren, Montage, Textil- und Bekleidung, Lederherstellung, Leder- und 
Fellverarbeitung, Ausbauberufe, Polsterer, Malen und Lackieren, Maschinisten.
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Abbildung 8: Entwicklung des Erwerbspersonenpotenzials bis 2050
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Quelle: Johann Fuchs/Doris Söhnlein/Brigitte Weber, Rückgang und Alterung sind nicht mehr aufzuhalten, 
IAB-Kurzbericht 1/2011.

Längerfristige arbeitsmarkt- 
und beschäftigungspolitische 
Herausforderungen

Die längerfristige Entwicklung am Arbeits-
markt wird zunehmend durch die demo-
grafische Entwicklung geprägt. Es steht zu 
erwarten, dass es zu einem beschleunigten 
Rückgang der verfügbaren Arbeitskräfte 
kommen wird (Abbildung 8). Die demogra-
fische Entwicklung wird sich aber nicht nur 
auf die Zahl der verfügbaren Arbeitskräf-
te (das Erwerbspersonenpotenzial) auswir-
ken, sondern auch auf deren Struktur. Der 
Geburtenrückgang führt zu einer veränder-
ten Zusammensetzung der Altersgruppen 
und zu einer Alterung des Arbeitskräfte-
angebots.

Ein geringeres Erwerbspersonenpotenzial 
nimmt zunächst Druck vom Arbeitsmarkt. 
Weniger Arbeitskräfte bedeuten aber nicht 
zwangsläufig, dass die Arbeitslosigkeit in 
gleichem Umfang abnehmen muss und somit 
eine verbesserte Arbeitsmarktperformance 
zum Selbstläufer würde. Denn eine rückläu-
fige Bevölkerung und ein zurückgehendes 
Arbeitskräfteangebot können die Investitio-
nen und somit den Kapitalstock in der Volks-

wirtschaft schrumpfen lassen sowie den Kon-
sum bremsen. ❙10 

Ein weiteres Risiko besteht zudem in einem 
möglicherweise wachsenden Mismatch, wenn 
aufgrund von Fachkräfteengpässen einerseits 
und verfestigter Arbeitslosigkeit andererseits 
wirtschaftliche Möglichkeiten nicht in vol-
lem Maße wahrgenommen werden können. 
Aus beiden Formen von Marktungleichge-
wichten ergeben sich damit weiterhin wich-
tige arbeitsmarkt- und beschäftigungspoliti-
sche Handlungsfelder. 

Als dritte Herausforderung hat sich in der 
öffentlichen und der wissenschaftlichen Dis-
kussion der vergangenen Jahre die Qualität 
der Beschäftigung herauskristallisiert. Es geht 
also um die Frage, ob die positive Beschäfti-
gungsentwicklung möglicherweise durch ei-
nen Qualitätsverlust bei der Beschäftigungssi-
cherheit oder der Einkommen erkauft wurde. 

❙10  Vgl. Gianmarco I. P. Ottaviano/Giovanni Perri, 
Rethinking the Effects of Immigration on Wages, on-
line: www.nber.org/papers/w12497.pdf (20. 3. 2011); 
Herbert Brücker/Elke J. Jahn, Arbeitsmarktwir-
kung der Migration: Einheimische Arbeitskräfte 
gewinnen durch Zuwanderung, IAB-Kurzbericht 
26/2010.

http://www.nber.org/papers/w12497.pdf
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Diese drei Handlungsfelder werden im Fol-
genden beschrieben und zeigen, dass das Voll-
beschäftigungsziel trotz Verbesserungen der 
vergangenen Jahre noch immer ambitioniert 
ist und zudem darauf zu achten wäre, in wel-
cher Form weitere Beschäftigungszuwächse 
erzielt werden können.

Weiterhin stark verfestigte Arbeitslosigkeit. 
Ein hoher Beschäftigungsstand ist nur dann 
erreicht, wenn es auch gelingt, den Sockel an 
verfestigter Arbeitslosigkeit weitgehend ab-
zubauen, denn trotz der ermutigenden Be-
funde wird es einem Teil der Arbeitslosen 
nicht ohne Weiteres gelingen, wieder in Be-
schäftigung zu kommen. 

Juliane Achatz und Mark Trappmann iden-
tifizierten Risikomerkmale für Arbeitslosen-
geld-II-Empfänger, denen ein Übergang in 
eine mindestens 15 Stunden umfassende Be-
schäftigung nicht gelang. ❙11 Hierzu gehören 
beispielsweise fehlende Schul- und Ausbil-
dungsabschlüsse, gesundheitliche Einschrän-
kungen, lange Verweildauern im Grundsi-
cherungsbezug, ein höheres Alter (50 Jahre 
und älter), eine begrenzte Beherrschung der 
deutschen Sprache, die Pflege von Ange-
hörigen sowie Mutterschaft. Je mehr dieser 
Merkmale gleichzeitig vorliegen, desto nied-
riger sind die Eingliederungschancen. Für 
Personen mit diesen Vermittlungshemmnis-
sen ist ein besonderer Aufwand nötig, um sie 
wieder an den allgemeinen Arbeitsmarkt he-
ranzuführen. Das SGB II bietet dabei bereits 
eine Vielzahl an Förderinstrumenten, die an-
gepasst an die Problemlagen der Arbeitslo-
sen eingesetzt werden können. Dabei kann 
zunächst auch öffentlich geförderte Beschäf-
tigung eine Rolle spielen, jedoch nur, wenn 
sie wohl dosiert und gezielt eingesetzt wur-
de. Häufig ist eine intensive individuelle Be-
treuung notwendig und auch flankierende 
passgenaue Qualifikationsmaßnahmen kön-
nen förderlich sein. ❙12 

Wachsende Fachkräfteengpässe. Viele Be-
triebe klagen bereits heute über einen Fach-

11 ❙  Vgl. Juliane Achatz/Mark Trappmann, Arbeits-
marktvermittelte Abgänge aus der Grundsicherung – 
Der Einfluss von personen- und haushaltsgebundenen 
Arbeitsmarktbarrieren, IAB-Discussion Paper 2/2011.
12 ❙  Vgl. Susanne Koch/Peter Kupka, Öffentlich ge-

förderte Beschäftigung. Integration und Teilhabe für 
Langzeitarbeitslose, Bonn 2012. 

kräftemangel, wobei dieser nicht als flä-
chendeckend anzusehen ist, sondern eher 
bestimmte regionale Arbeitsmärkte oder be-
rufliche Teilsegmente betrifft.  ❙13 Mit Blick auf 
die auch zukünftig hohen Qualifikationsan-
forderungen der Betriebe und den demogra-
fischen Wandel ist eher eine Verschärfung der 
Situation zu erwarten, auch wenn mit Lohn-
steigerungen oder kapitalintensiveren Pro-
duktionswegen Ausgleichsmechanismen der 
Märkte greifen können. Denn bevölkerungs-
starke und im Durchschnitt gut qualifizier-
te Kohorten verlassen den Arbeitsmarkt und 
relativ schwach besetzte Jahrgänge rücken 
nach. 

Mit Blick auf die nachrückenden Kohorten 
wird es in erster Linie wichtig sein, für eine 
gute Ausbildung zu sorgen und den Anteil 
von Personen ohne Schul- oder Ausbildungs-
abschluss gering zu halten. Potenziale lassen 
sich noch bei der Erwerbsbeteiligung von Äl-
teren und bei den Frauen erschließen, wobei 
es bei Letzteren wegen der starken Teilzeit-
beschäftigung vor allem um eine Ausweitung 
des Arbeitsvolumens ginge. Schließlich kann 
eine gesteuerte Zuwanderung helfen, quali-
fizierte Arbeitnehmer nach Deutschland zu 
holen. Mit Blick auf die Arbeitsmarktproble-
me von Personen mit Migrationshintergrund 
ist hiermit jedoch nicht nur der Aspekt des 
Anwerbens, sondern auch der Integration in 
den Arbeitsmarkt und die Gesellschaft mit-
zudenken.

Polarisierung der Beschäftigung. Die Er-
werbsarbeit ist in den vergangenen beiden 
Dekaden heterogener geworden. Vollzeitna-
he, unbefristete Beschäftigungsverhältnis-
se außerhalb der Zeitarbeitsbranche haben 
relativ und absolut an Bedeutung verloren 
und sogenannte atypische Erwerbsformen 
wie selbstständige Tätigkeiten, Teilzeitbe-
schäftigung, befristete Beschäftigung und 
Leiharbeit sind stärker gewachsen als die Er-
werbstätigkeit insgesamt. ❙14 Dazu kommt das 
wachsende Niveau der Niedriglohnbeschäf-
tigung, die häufig bei atypischen Erwerbs-

13 ❙  Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
Arbeitskräftereport, Berlin 2012.
14 ❙   Vgl. Martin Dietz/Ulrich Walwei, Mehr Beschäf-

tigung um jeden Preis?, in: Karin Kaudelka/Ger-
hard Kilger (Hrsg.), Die Arbeitswelt von morgen. 
Wie wollen wir leben und arbeiten?, Bielefeld 2010, 
S. 57–87.



APuZ 14–15/201230

formen anzutreffen ist. ❙15 Für die Akzeptanz 
eines hohen Beschäftigungsstandes wird es 
heute und in Zukunft wichtig sein, wie sich 
die Qualität der Erwerbstätigkeit weiter ent-
wickelt. Zwar gibt es Hinweise darauf, dass 
weniger attraktive Beschäftigung durchaus 
als Einstiegshilfe aus der Arbeitslosigkeit 
fungieren kann. ❙16 Genauso wichtig ist aber 
die Aufwärtsmobilität: Gelingt der Aufstieg 
in eine stabilere, höherwertige oder besser 
entlohnte  Tätigkeit? 

Abschließend ist also zu konstatieren, 
dass sich die Arbeitsmarktlage in den ver-
gangenen Jahren deutlich verbessert hat. 
Dennoch kann von Vollbeschäftigung noch 
immer keine Rede sein. Die Arbeitslosigkeit 
ist nach wie vor hoch – vor allem die Inte-
gration von Personen ohne formale Qua-
lifikation gelingt weiterhin nicht zufrie-
denstellend. Weitere Verbesserungen am 
Arbeitsmarkt und damit die Annäherung 
an die Vollbeschäftigung sind zudem kein 
Selbstläufer, denn die demografische Ent-
wicklung allein wird es nicht richten. Den-
noch bestehen gute Chancen, die Beschäfti-
gungssituation weiter zu verbessern, wenn 
die dargestellten Herausforderungen richtig 
adressiert werden. Die Vermeidung von Bil-
dungs- und Ausbildungsarmut wird dabei 
ebenso von zentraler Bedeutung sein wie 
der Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit über 
den Erwerbsverlauf hinweg.

15 ❙  Vgl. Thorsten Kalina/Claudia Weinkopf, Nied-
riglohnbeschäftigung 2008: Stagnation auf hohem 
Niveau – Lohnspektrum franst nach unten aus, IAQ-
Report 6/2010.
16 ❙  Vgl. Christian Hohendanner/Hans-Dieter Ger-

ner, Die Übernahme befristet Beschäftigter im Kon-
text betrieblicher Personalpolitik, in: Soziale Welt, 
61 (2010) 1, S. 27–50; Florian Lehmer/Kerstin Zieg-
ler, Brückenfunktion der Leiharbeit: Zumindest ein 
schma ler Steg, IAB-Kurzbericht 13/2010.

Markus Promberger

Mythos der Voll-
beschäftigung  
und Arbeitsmarkt  
der Zukunft
Seit etwa 2005 sinkt die Arbeitslosenquote in 

Deutschland. Im Jahresmittel 2011 waren 
nach offizieller Zählung noch rund drei Milli-
onen Menschen bezie-
hungsweise 7,9 % aller 
abhängigen Erwerbs-
tätigen arbeitslos. ❙1 
Besser als noch vor ei-
nigen Jahren, aber bei-
leibe kein Grund zum 
Feiern. Zumal unklar 
ist, welche Folgen die 
frühere Banken- und 
jetzige Staatsschulden-
krise für die Realwirt-
schaft und den Ar-
beitsmarkt noch zeitigen wird. Doch parallel 
dazu rückt das Thema Vollbeschäftigung leise, 
aber beharrlich auf die Tagesordnung. So ließ 
sich im März 2008 – nur wenige Wochen vor 
dem Einsetzen der Krise – der damalige Bun-
despräsident Horst Köhler bei einem Besuch 
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung in Nürnberg darüber informieren, ob 
Vollbeschäftigung möglich ist. ❙2 Im Mai 2011 
veröffentlichte das Hamburger Institut für 
Weltwirtschaft im Auftrag der Initiative Neue 
Soziale Marktwirtschaft sein Gutachten über 
„Wege zur Vollbeschäftigung“, ❙3 welches in der 
Öffentlichkeit breit beachtet wurde und das 
Vollbeschäftigungsziel, auf das sich die Bun-
desrepublik im Wachstums- und Stabilitäts-
gesetz von 1967 verpflichtet hatte, mittelfris-
tig für erreichbar hält. Das sind nur zwei von 
zahlreichen Beispielen.

Doch was ist da wirklich dran? Ist Vollbe-
schäftigung nur ein schöner Traum aus der 
glücklichen Kindheit der Bundesrepublik oder 
tatsächlich eine ernstzunehmende Chance da-
rauf, dass die geschwundenen Inklusions-
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90478 Nürnberg.  
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kräfte der Arbeitsgesellschaft wieder wach-
sen? Zunächst soll geklärt werden, was unter 
Vollbeschäftigung zu verstehen ist und in wel-
chen sozioökonomischen und historisch-po-
litischen Rahmenbedingungen ihr Entstehen 
wahrscheinlich ist – eine Betrachtung, die in 
der gegenwärtigen Diskussion vernachläs-
sigt wurde. Auffällig an der oft kontrafakti-
schen Vollbeschäftigungsdiskussion ist ihr il-
lusionärer oder mythischer Charakter; um ihn 
und seine politischen Funktionen sowie um 
die sozialen Risiken und Probleme künftiger 
Vollbeschäftigungsarbeitsmärkte wird es im 
Anschluss daran gehen – denn dass die Vollbe-
schäftigung wieder so aussieht wie in den „gol-
denen Jahren“ von 1958 bis 1974 scheint wenig 
wahrscheinlich. Doch welche arbeitsmarktpo-
litischen Aufgaben hält eine von entlasteten 
Arbeitsmärkten geprägte Zukunft bereit?  

Vollbeschäftigung einst und jetzt

Vollbeschäftigung im alltagsweltlichen Ver-
ständnis bedeutet schlicht, dass es keine 
nennenswerte Arbeitslosigkeit gibt. In Wis-
senschaft und Politik jedoch begegnen uns 
weitere, auch umstrittene Definitionen von 
Vollbeschäftigung, teils vor dem Hinter-
grund praktischer Beobachtungen wie der 
auch in Prosperitätsphasen fortbestehenden 
Sucharbeitslosigkeit, teils im Zusammen-
hang mit Wirtschaftstheorien und zugehöri-
gen politischen Präferenzen. ❙4 Bis heute ein-
flussreich sind die Überlegungen von Lord 

1 ❙  Hierbei handelt es sich um registrierte Erwerbslo-
se, die nicht an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
teilnehmen und binnen zwei Wochen eine Erwerbs-
tätigkeit von mindestens drei Stunden täglich auf-
nehmen könnten. Nimmt man Maßnahmeteilneh-
mer, Unterbeschäftigte und Angehörige der Stillen 
Reserve hinzu, ergibt sich eine geschätzte Erwerbs-
losenzahl von rund 5 Millionen für Januar 2012. 
2 ❙  Vgl. Nürnberger Zeitung vom 4. 3. 2008, S. 3. 
3 ❙  Vgl. Thomas Straubhaar (Hrsg.), Wege zur Voll-

beschäftigung. Gutachten im Auftrag der Initiative 
Neue Soziale Marktwirtschaft, Hamburg 2011.
4 ❙  John Maynard Keynes und später James Tobin sind 

die prominentesten Vertreter der zero percent-Rich-
tung, Beveridge schlug vor, von Vollbeschäftigung zu 
sprechen, wenn die Zahl der offenen Stellen das Ar-
beitsangebot übersteigt. Neuere, auf Milton Friedman 
zurückgehende Definitionen fassen Vollbeschäftigung 
als das unter gegebenen institutionellen Bedingun-
gen beobachtbare Beschäftigungsmaximum auf und 

Für Unterstützung und hilfreiche Kommentare  danke 
ich Christian Hohendanner, Ursula Huws, Georgi 
Kloß und Brigitte Schels.

William Beveridge (1879–1963), einem stark 
von der Sozialreformbewegung beeinfluss-
ten britischen Volkswirt und Regierungsbe-
rater. Er ging, ähnlich wie Karl Marx, von 
der Existenz und Notwendigkeit einer Ar-
beitsreserve von „irregulär Beschäftigten“ 
aus, die nur in Spitzenzeiten vorübergehend 
bessere Beschäftigungschancen hat, ohne 
sich jedoch völlig vom Arbeitsmarkt zurück-
zuziehen. ❙5 Beveridge hat später vorgeschla-
gen, eine Arbeitslosenquote von bis zu 3 % 
als Vollbeschäftigung anzusehen. ❙6 Bei allen 
politischen Diskursen um das Vollbeschäf-
tigungsniveau in den vergangenen 60 Jah-
ren kann dies als langzeitgültiger, pragmati-
scher Referenzwert jenseits tagespolitischer 
Kontroversen, wirtschaftswissenschaftlicher 
Schulen und politischer Richtungen gelten – 
zumindest für die folgenden Ausführungen. ❙7 
Sie zeigen an der langfristigen Analyse der 
Arbeitslosenquoten, dass Vollbeschäftigung, 
das heißt eine Arbeitslosenquote von bis zu 
3 %, eine historische Ausnahmeerscheinung 
darstellt ( Abbildung). 

Erwerbslosigkeit hingegen hat den In-
dustrialisierungsprozess stets begleitet und 
sich im Zuge der ökonomischen Transfor-
mationen seit dem 18. Jahrhundert als spe-
zielles Phänomen innerhalb der generelle-
ren Armuts problematik herauskristallisiert. 
Die einzige jährlich verfügbare überregiona-
le Datenquelle, die Statistiken der Gewerk-
schaften über arbeitslose Mitglieder, zeigen 
für den Zeitraum 1887 bis 1918 insgesamt 
sechs teils mehrjährige Vollbeschäftigungs-
perioden. Vorsichtig lässt sich vermuten, dass 
wir es bei der Gründerzeit tatsächlich mit ei-
ner nur durch kürzere Rezessionen unterbro-
chenen Prosperitätsepoche zu tun haben, in 
welcher der Arbeitsmarkt einigermaßen nach 
den Vorstellungen der neoklassischen The-
orie funktioniert hat: Die Arbeitsmarktbe-
wegung entsprach annähernd der Konjunk-

bezeichnen dies als Gleichgewichtsarbeitslosigkeit. 
Vgl. dazu auch den Beitrag von Aysel Yollu-Tok und 
Werner Sesselmeier in dieser Ausgabe.
5 ❙  Vgl. William I. Beveridge, Unemployment. A Pro-

blem of Industry, London 1909, S. 73 ff. 
6 ❙  Vgl. ders., Full Employment in a Free Society, Lon-

don 1944.
7 ❙  Vgl. zum aktuellen Stand der volkswirtschaftli-

chen Kontroversen Hermann Gartner, Vollbeschäf-
tigung aus Sicht der modernen Arbeitsmarkttheorie: 
Wie hoch will man springen?, in: IAB-Forum, (2008) 
2, S. 9–13. 
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Abbildung: Arbeitslosenquoten 1887–2010 in Deutschland
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Zu Quellen und Diskussion vgl. Markus Promberger, Eine kurze Geschichte der Arbeitslosigkeit. Teil 2: Von der 
Gründerzeit bis zum Ende des zweiten Weltkrieges, in: Arbeit und Beruf, 56 (2005) 2, S. 33–34; ders., Eine kurze 
Geschichte der Arbeitslosigkeit. Teil 3: Von der Ära des Wirtschaftswunders bis zum Jahr 2000, in: Arbeit und 
Beruf, 56 (2005) 3, S. 65–67; Statistisches Jahrbuch der Bundesrepublik Deutschland, mehrere  Jahrgänge.

tur- beziehungsweise Saisonbewegung, ❙8 die
„natürliche“ Arbeitslosigkeit war gering, da
Institutionen wie kollektive Lohnsetzungver-
handlungen, Lohnersatzleistungen, aber auch
die Vermögenslage der Arbeiter kaum ent-
wickelt waren. Wer entlassen wurde, musste
mangels Ersparnissen, Vermögen oder Trans-
fereinkommen um jeden Preis innerhalb we-
niger Tage eine neue Arbeit finden, sonst
drohten Hunger und Elend – die ohnehin
auch in Lohn und Brot nicht weit weg waren.
Negative „keynesianische“ Auswirkungen ei-
nes krisenhaft verringerten Konsums der ar-
beitenden Bevölkerung auf die Gesamtwirt-
schaft waren kaum feststellbar, da ihr Anteil
an der gesamten Konsumnachfrage ver-
gleichsweise gering war; auch der Anteil der
Industriebeschäftigten an allen Beschäftigten
lag um 1900 noch unter 40 %. ❙9 Die entlasse-

❙8  So wird auf Basis der Berufs- und Gewerbezählung
von 1895 eine saisonale Expansion und Kontraktion
des Arbeitsmarktes in der Industrie um den Faktor
drei berichtet. Vgl. Susanne Brockfeld, Von der Für-
sorge zur Arbeitsmarktpolitik. Diss., Münster 1996. 
❙9  Vgl. Rainer Metz, Säkulare Trends der deutschen
Wirtschaft, in: Michael North (Hrsg.), Deutsche Wirt-
schaftsgeschichte, München 2000, S. 456. Im ausge-
henden 19. Jahrhundert hatten bürgerliche Haushalte
wohl im Schnitt das fünf- bis zehnfache Einkommen

 
 

 

 

 
 
 

 

 
 

 
 
 

 

 
 

nen Arbeitskräfte waren für die Fabrikanten 
später stets einfach wieder zu ersetzen – aus 
dem städtischen und ländlichen Handwerk 
oder der bäuerlichen Bevölkerung. ❙10 Wenn 
wir es von 1871 bis 1914 tatsächlich mit einer 
„neoklassischen“ Arbeitsmarktperiode zu 
tun haben, so war der wirtschaftlich und po-
litisch prekäre Status der Arbeiterschaft eine 
wesentliche historische Rahmenbedingung 
dafür. Doch ist das Bild eines ausschließlich 
klassisch funktionierenden Arbeits marktes 
keineswegs widerspruchsfrei: So scheinen 
Stockungen in Zulieferbeziehungen und 
Kreditversorgung bereits in den Wirtschafts-
krisen vor 1900 und ihren Arbeitsmarkttur-
bulenzen eine Rolle gespielt zu haben, ❙11 hin-

von Arbeiterhaushalten zu Verfügung, die Differenz 
scheint vor allem für Kleidung, Einrichtungsgegen-
stände und Wohnung verwendet worden sein. Vgl. 
Klaus Tenfelde, Klassenspezifische  Konsummuster 
im Deutschen Kaiserreich, in: Hannes Siegrist/Hart-
mut Kaelble/Jürgen Kocka (Hrsg.), Europäische Kon-
sumgeschichte, Frankfurt/M. 1997, S. 252 ff.
❙10  Die lohnbegrenzenden Effekte dieses Wirtschafts-
dualismus sind nach Burkart Lutz eine der Hauptursa-
chen der wirtschaftlichen Expansion Deutschlands in 
der Gründerzeit. Vgl. Burkhart Lutz, Der kurze Traum 
immerwährender Prosperität, Frankfurt/M. 1984. 
❙11  Vgl. Karl Hinrichs, Motive und Interessen im 
Arbeits zeitkonflikt, Frankfurt/M. 1988.
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zu kommen erhebliche lokale und regionale 
Disparitäten der  Arbeitsmärkte. ❙12 Insgesamt 
wird für Deutschland vor 1914 nicht nur die  
schlechte sozioökonomische Lage der Arbei-
terschaft, sondern auch eine hohe Unüber-
sichtlichkeit konstatiert. ❙13 Von Vollbeschäf-
tigung im heutigen Sinne zu sprechen scheint 
daher nicht angebracht. Als gesichert hinge-
gen kann erst die reichsweite Vollbeschäf-
tigung ab etwa 1916 gelten, doch sie ist eine 
nicht durch Markt und normale Institutionen 
erklärbare historische Ausnahme: Die Rüs-
tungsindustrie erhöht die Nachfrage nach 
Arbeitskräften, das Kriegsgeschehen selbst 
verknappt das Arbeitskräfteangebot durch 
Kriegseinsatz, Verwundung, Tod. 

Nach dem Ende des Ersten Weltkrieges 
kam es zunächst zu einem rapiden Anwach-
sen der Arbeitslosigkeit in Folge der De-
mobilmachung, doch durch die überhitz-
te Inflationskonjunktur, das „erfolgreiche“ 
Herausdrängen der Frauen aus dem Arbeits-
markt und den in Folge der Novemberrevolu-
tion durchgesetzten Achtstundentag ab 1918 
war 1921 und 1922 eine Vollbeschäftigungs-
periode mit Arbeitslosenquoten unter 3 % zu 
verzeichnen. Währungsreform und Deflation 
kühlten ab 1923 die ohnehin durch Kriegs-
folgelasten chronisch belastete Konjunktur 
stark ab, die Notverordnungen von 1923 er-
laubten den Unternehmen das Durchbrechen 
des Achtstundentags und das Anwachsen 
der Wochenarbeitszeit. Die Arbeitslosigkeit 
wuchs, eine „Arbeitsreserve“ entstand wieder 
und bildete – trotz neugeschaffener Arbeits-
losenversicherung 1926/27 – das drängends-
te sozial politische Problem der Weimarer Re-
publik bis zu deren Ende 1933. 

In der NS-Zeit verschwand die Erwerbslo-
sigkeit von der Oberfläche der Gesellschaft. 
Die praktische Arbeitsmarktpolitik des NS-
Regimes beschränkte sich zunächst auf den 
Ausbau der schon von den Weimarer Ar-
beitsmarktpolitikern initiierten Maßnah-
men; beispielsweise die direkte oder indirek-

12 ❙  Dies zeigen etwa die vom reichsweiten Ergebnis 
der Volkszählung 1895 stark nach oben abweichen-
den Arbeitslosenquoten etlicher deutscher Großstäd-
te im gleichen Jahr. Vgl. Karl Kautsky, Bernstein und 
das sozialdemokratische Programm. Eine Antikritik, 
Berlin 1976, S. 110. 
13 ❙  Vgl. Hans-Walter Schmuhl, Arbeitsmarktpolitik 

und Arbeitsverwaltung in Deutschland 1871–2002, 
Nürnberg 2003, S. 11.

te Subvention von Neueinstellungen in den 
Betrieben oder die Heranziehung von Er-
werbslosen für öffentliche Arbeiten, so beim 
Autobahnbau und bei Bodenverbesserun-
gen. Letzteres geschah zu geringen Löhnen 
und unter ausdrücklichem Verzicht auf Pro-
duktivitätserwägungen aller Art – zu großen 
Teilen in Handarbeit. ❙14 Mit Kriegsbeginn 
1938/39 stellte sich dann erneut eine kriegs-
typische Vollbeschäftigungsperiode ein; in 
den späteren Kriegsjahren herrschte gar ek-
latanter Arbeitskräftemangel, der seitens der 
NS-Machthaber durch Stellenwechsel- und 
Kündigungsverbote sowie durch Zwangsre-
krutierungen und Zwangsarbeit bekämpft 
wurde. 

Unmittelbar nach Kriegsende 1945 ent-
stand in Deutschland zunächst wieder Er-
werbslosigkeit größeren Ausmaßes. ❙15 Doch 
im Verlauf einer Dekade sollte sich dies än-
dern. In den 1950er und 1960er Jahren erlebte 
die bundesdeutsche Wirtschaft eine anhalten-
de Wachstumsperiode, die als „Wirtschafts-
wunder“ in die Geschichte eingegangen ist. 
Seit 1958 unterschritt die Arbeitslosenquote 
die magische Marke von 3 % und hielt sich 
16 Jahre lang, bis 1974, auf Vollbeschäfti-
gungsniveau. Man glaubte, die Arbeitslosig-
keit endgültig besiegt zu haben; der damalige 
Zustand wurde als eine Art „goldenes Zeit-
alter“ wahrgenommen. Doch auch die Voll-
beschäftigungsperiode 1958 bis 1974 fußte 
auf historischen Sonderbedingungen: ❙16 Eine 
wichtige Rolle spielten dabei der nachholende 
Konsum nach den Entbehrungen der Kriegs- 
und Nachkriegsjahre, die Massenmotorisie-
rung und die Ausstattung der Haushalte mit 
technischen Haushaltsgeräten. Massenkon-
sum, standardisierte Massenproduktion und 
soziale Integration auch der „Arbeiter klasse“ 

14 ❙  Vgl. Timothy Mason, Arbeiterklasse und Volks-
gemeinschaft, Opladen 1975, S. 55.
15 ❙  Vgl. dazu den Beitrag von Toni Pierenkemper in 

dieser Ausgabe.
16 ❙  Burkart Lutz (Anm. 11) erklärt das Wirtschafts-

wunder mit dem Übergang zu einem fordistischen 
Modell, das nach dem Zweiten Weltkrieg zur Blüte 
kam und eine langjährige Stagnationsperiode been-
dete, die wiederum dadurch verursacht war, dass sich 
der in der Gründerzeit noch hoch produktive, weil 
lohnlimitierende Wirtschaftsdualismus aus traditio-
nellem und modernem Sektor seit etwa 1914 überlebt 
hatte. Politische Konflikte, Kriege und Krisen tru-
gen dazu bei, dass dieser Übergang, der in anderen 
Ländern ebenfalls stattfand, in Deutschland 40 Jahre 
dauerte.
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kennzeichnen diese historische Epoche. Die-
ses „fordistische“ Produktions-, Konsum-
tions- und Sozialmodell setzte sich mit ei-
nigen Jahrzehnten Verzögerung nun auch in 
Deutschland durch. ❙17 Bereits im Kaiserreich 
und in der Weimarer Republik war die So-
zialintegration der Arbeiterklasse begonnen 
worden, forciert von einer Interessenkoali-
tion aus gemäßigter Arbeiterbewegung und 
politischem Katholizismus, mit einer bis in 
liberale Kreise reichenden Überzeugung, das 
Elend der Arbeiterklasse sei ethisch nicht 
zu rechtfertigen und sozial gefährlich. Diese 
Position wurde unter dem Eindruck der auf 
den Ersten Weltkrieg folgenden Revolutio-
nen in Deutschland und Russland, der poli-
tischen Instabilität der Weimarer Republik 
sowie dem langfristigen Fortleben des „rea-
len Sozialismus“ als latenter Alternative zur 
Marktwirtschaft zu einer Grundüberzeu-
gung westeuropäischer Gesellschaften bis 
1989. Dies führte zu einem arbeits- und ver-
teilungspolitischen Grundkompromiss in der 
jungen Bundesrepublik: Akzeptanz der For-
derungen der Arbeiterschaft nach sozialer 
Absicherung und Teilhabe an Wachstum und 
Konsum im Tausch gegen die Bindung der 
Löhne an das Produktivitätswachstum ❙18 und 
den Verzicht auf klassenkämpferische Poli-
tik – beides musste sowohl gegen wie in den 
Gewerkschaften während der ersten Hälfte 
der 1950er Jahre konfliktreich durchgesetzt 
werden. ❙19 In der Folge entstand eine zuvor 
in Friedenszeiten nie dagewesene, durch das 
anhaltende Wirtschaftswachstum mögliche 
Nachfragestimulation durch Ausgaben der 
öffentlichen Hand im Rahmen einer keynesi-
anisch inspirierten Wirtschafts- und Sozial-
politik. 

„Der kurze Traum immerwährender Pro-
sperität“ ❙20 war in der Mitte der 1970er Jahre 
ausgeträumt. Der plötzliche Anstieg der Er-
werbslosigkeit in der Rezession 1967/68 konn-

17 ❙  Vgl. Joachim Hirsch/Roland Roth, Das neue Ge-
sicht des Kapitalismus. Vom Fordismus zum Post-
Fordismus, Hamburg 1986.
18 ❙  Vgl. Joachim Bergmann/Otto Jacobi/Walther 

Müller-Jentsch, Gewerkschaften in der Bundesrepu-
blik, Frankfurt/M. 1975.
19 ❙  Vgl. z. B. Rudi Schmidt, Der Streik in der bayeri-

schen Metallindustrie von 1954, Frankfurt/M. 1995; 
Reinhard Bispinck/Thorsten Schulten/ Peter Raane, 
Wirtschaftsdemokratie und expansive Lohnpolitik. 
Zur Aktualität von Viktor Agartz, Hamburg 2008. 
20 ❙  B. Lutz (Anm. 11).

te zwar bald wieder ausgeglichen werden, dies 
gelang bei den folgenden Konjunktureinbrü-
chen aber nicht mehr. Vollbeschäftigung nach 
der Beveridge-Definition wurde seither nicht 
mehr erreicht. Wesentliche Gründe hierfür 
sind nach gängiger Auffassung der Übergang 
von der Industrie- zur Dienstleistungswirt-
schaft, die Rationalisierungseffekte der mi-
kroelektronischen Revolution, die geänderte 
globale Arbeitsteilung mit Verlagerung der 
industriellen Arbeitsplätze weg von den alt-
industriellen Zentren sowie die Abkehr von 
fordistischen Verteilungsmustern und dem 
expansiven Wohlfahrtsstaat zugunsten von 
Geldwertstabilität und Austeritätspolitik.

Nach verschiedenen Höhen und Tiefen 
stand die Arbeitslosigkeit im April 2005 mit 
11,5 % der Erwerbstätigen wieder auf einem 
Höhepunkt, seither ist sie – von einer kur-
zen Gegenbewegung im Winter 2009 abge-
sehen – im Sinken begriffen und liegt heu-
te bei 5,5 % der Erwerbstätigen. Von einer 
Vollbeschäftigung nach der Beveridge-De-
finition ist Deutschland damit auch heute 
weit entfernt. Mindestens zwei Gründe spre-
chen dafür, dass dies leider so bleibt. Erstens 
sind Maßnahmeteilnehmer, Unterbeschäf-
tigte und Stille Reserve nicht mitgerechnet, 
zumindest Erstere müssten noch aufaddiert 
werden, um die längerfristige historische 
Kontinuität in der Definition der Arbeits-
losenquote aufrechtzuerhalten – doch diese 
Rechenoperation vergrößert den Abstand 
zur Vollbeschäftigung. Zweitens sind derzeit 
mehr als zwei Drittel der Arbeitslosen in der 
Grundsicherung des SGB II („Hartz IV“), 
wo sich überproportional Personen mit Bil-
dungsnachteilen, längerer Arbeitslosigkeit, 
schlechter Gesundheit und Arbeitsmarkt-
verfügbarkeit, damit auch ungünstigen Job-
chancen finden. Ihnen gelingt auch bei guter 
Konjunktur der Übergang in Beschäftigung 
nur zu einem kleinen Teil und oft nur vor-
übergehend; bei zusätzlichen bildungs- und 
sozialpolitischen Anstrengungen der Gesell-
schaft ist hier durchaus Verbesserung, jedoch 
kaum eine Markträumung im Sinne der rei-
nen volkswirtschaftlichen Lehre zu erwar-
ten. Festzuhalten ist also: Vollbeschäftigung 
ist in der Geschichte des industrialisierten 
Deutschland vor 1914 direkt mit der prekä-
ren, wenn nicht elenden Lage der Arbeitneh-
mer im Industrialisierungsprozess verbun-
den, während nachher historisch-politische 
Sondersituationen maßgebend sind: Zwei 
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Kriege mit ihren Leiden sowie die Einfüh-
rung des fordistischen Sozialmodells auf den 
Ruinen des Zweiten Weltkrieges und unter 
dem Eindruck des Kalten Krieges sind dafür 
verantwortlich. Zugespitzt könnte man fol-
gern, Vollbeschäftigung war bisher überwie-
gend Teil oder Folge von Katastrophen. 

Traumdeutung: Der Mythos  
der Vollbeschäftigung und  
seine politischen Funktionen

In der gegenwärtigen öffentlichen Wahr-
nehmung ist Vollbeschäftigung jedoch kei-
neswegs an Katastrophen gebunden. Sie 
ist vielmehr ein Wunschbild, vielleicht ein 
glücklicher Traum aus der frühen Kind-
heit der Bundesrepublik, wenn nicht gar ein 
Gründungsmythos der sozialen Marktwirt-
schaft. Die Wurzeln dieses Traumes liegen 
im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert, 
als Teile der Arbeiterbewegung, die katho-
lische Soziallehre und linksliberale Wissen-
schaftler sich die Frage stellten, ob ein so-
zial gerechterer Kapitalismus möglich sei, 
ohne fundamentale Konflikte, dafür aber mit 
existenzsichernder Arbeit für Alle. Seit der 
Achtstunden agitation der US-Gewerkschaf-
ten der 1890er Jahre ❙21 spielt die Vollbeschäf-
tigung in der Arbeiterbewegung und auf der 
gemäßigten politischen Linken die Rolle von 
Hoffnung und Prüfstein für eine sozial in-
tegrative, Teilhabe der Arbeitnehmer ermög-
lichende Marktwirtschaft. Der Kapitalis-
mus in einer demokratischen Gesellschaft 
muss sich daran messen lassen, legitimieren, 
inwieweit er für diejenigen, die keine Un-
ternehmer sind, Arbeit und damit eine aus-
kömmliche Existenz ermöglicht. Der Voll-
beschäftigungsmythos, das Erreichen der 
Vollbeschäftigung wie auch das Festhalten 
am Vollbeschäftigungsziel, ist damit sowohl 
die Rechtfertigung der sozialen Marktwirt-
schaft wie auch die Rechtfertigung einer in-
nerhalb des marktwirtschaftlichen Systems 
agierenden Arbeiterbewegung. Mit einem 
gewissen historischen Abstand lassen sich 
auch viele arbeitspolitische Statements des 

21 ❙  Vgl. Rede des US-amerikanischen Gewerkschafts-
vorsitzenden Samuel Gompers vom 2. Mai 1890, in: 
Stuart B. Kaufman (ed.), The Samuel Gompers Pa-
pers. Vol. 2: The Early Years of the American Federa-
tion of Labor, 1887–90, Chicago 1987, S. 312. 

Linkskatholizismus mehr oder weniger die-
ser Position der Arbeiterbewegung zuord-
nen. ❙22 Der Linksliberalismus akzentuierte 
hingegen stärker Angst vor Revolution und 
sozialen Konflikten und später die System-
konkurrenz mit dem „realen Sozialismus“, 
eine Position, die ab den 1960er Jahren auch 
die SPD zu teilen begann. Der gemäßig-
te Gegenwartskonservatismus nimmt eine 
Mischposition aus den Vorgenannten ein, ❙23 
während im Neoliberalismus Redefinitionen 
des Vollbeschäftigungsbegriffs festzustel-
len sind, die sich mehr oder weniger auf den 
Nenner bringen lassen, den jeweiligen kon-
junkturellen Tiefststand der Arbeitslosigkeit 
als Vollbeschäftigung zu deklarieren. So gibt 
es, zurückgehend auf Milton Friedmans „na-
türliche Arbeitslosigkeit“, den Begriff der 
„Gleichgewichtsarbeitslosigkeit“, um den die 
Arbeitslosigkeit konjunkturell und saisonal 
schwanke, der seinerseits aber durch politi-
sche, institutionelle und kulturelle Faktoren 
bestimmt sei – Lohnsetzungsverhandlungen, 
Arbeitslosenversicherung, ❙24 aber auch kul-
turelle Muster geschlechtsspezifischer Ar-
beitsteilung, die gesellschaftliche Akzeptanz 
von Arbeitslosigkeit und anderes. Diese Fak-
toren, so führt Thomas Straubhaar in Anleh-
nung an neoklassische Standardliteratur zur 
Arbeitsmarktökonomie aus, seien sowohl 
interdependent als auch im Zeitverlauf va-
riabel, eine derzeit akzeptable Arbeitslosig-
keit läge bei etwa 5 %, auf dieser Basis ergä-
be sich ein „Vollbeschäftigungskorridor“ von 
zwischen 2 % und 5 % Arbeitslosen. ❙25 Die-
ser Korridor wäre aus Sicht der Autoren und 
der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft 
erreichbar, wenn weiterhin Lohnzurück-
haltung, eine stärkere Einbeziehung Älterer 
ins Erwerbsleben sowie weitreichende ge-
sellschaftliche Zuschussfinanzierung gering 
qualifizierter, gering entlohnter und gering 
produktiver Arbeit, sei es als Lohn-, Einstel-
lungs- oder Sozialversicherungszuschüsse er-
bracht würde – und dies nicht durch Förder-
beschäftigung im Sozialsektor, sondern über 
subventionierte Arbeit in der freien Wirt-

22 ❙  Vgl. Oswald von Nell-Breuning, Gerechtigkeit 
und Freiheit, Grundzüge katholischer Soziallehre, 
Wien 1980.
23 ❙  Vgl. Rüdiger Robert (Hrsg.), Bundesrepublik 

Deutschland – Politisches System und Globalisie-
rung, Münster u. a. 20074. 
24 ❙  Vgl. H. Gartner (Anm. 8).
25 ❙  Vgl. T. Straubhaar (Anm. 3), S. 12.
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schaft. ❙26 Hinzu kommen der Abbau von re-
gionaler Wirtschaftsförderung und die Zu-
lassung regionaler Disparitäten zugunsten 
des Marktes, eine verstärkte Einbeziehung 
Alleinerziehender ins Erwerbsleben, die 
Höherqualifizierung von Marktteilnehmern 
mit Bildungs- und Qualifikationsdefiziten 
und die Zurückweisung des Mindestlohns. 
Dies kann kritisch gelesen werden als Lohn-
bremse sowie als erhöhter Druck auf Arbeit-
nehmergruppen, deren Angebotszurückhal-
tung bisher formell oder informell toleriert 
oder gar legitim war – Ältere am Ende der 
Erwerbsspanne, Frauen mit Kindern, Al-
leinerziehende – kurz: als verstärkte Kom-
modifizierung des durch bisherige Instituti-
onen teilweise dekommodifizierten Faktors 
Arbeit. Kaum diskutiert werden inverse Ef-
fekte, ob oder in welchem Umfang sich hier-
durch nicht die Arbeitslosigkeit verringern, 
sondern das Arbeitsangebot ausweiten wür-
de – etwa durch vermehrte Einbeziehung Äl-
terer oder Alleinerziehender, ob regionale 
Disparitäten nicht zu Exklusionsphänome-
nen und damit zunehmenden Defiziten der 
sozialen Kohäsion führen können, und wo 
das volkswirtschaftliche und sozialpoliti-
sche Optimum von zusätzlichen Bildungs-
investitionen liegt. Die auffällige Nicht-Be-
rücksichtigung der angebotsauswei tenden, 
lohnsenkenden, exkludierenden und ins-
besondere das Steueraufkommen erhöhen-
den Nebeneffekte solcher Wirtschaftspolitik 
stärken den Verdacht, dass es sich bei der Dy-
namisierung der Vollbeschäftigungsschwelle 
nicht nur um eine wissenschaftliche Argu-
mentation, sondern auch um eine interessen-
politische Intervention handelt, deren Ziel in 
der Sozialisierung von Marktrisiken und Ar-
beitskosten zugunsten einer als Vollbeschäf-
tigungspolitik umdefinierten Verbesserung 
der Geschäftsbedingungen durch Auswei-
tung und Qualitätssteigerung des Arbeits-
angebotes besteht. 

26 ❙  Die Idee einer neuen Vollbeschäftigung mit ei-
nem Nebeneinander aus neu zu definierender Nor-
malbeschäftigung und partiell geförderter, atypi-
scher, gleichwohl geschützter Beschäftigung wurde 
wesentlich von Günther Schmid in die deutsche Dis-
kussion eingebracht und ist in seinem Ansatz wissen-
schaftlich wie politisch völlig anders gerahmt sowie 
von einer ausführlichen Fiskalbetrachtung beglei-
tet. Nichtsdestoweniger finden sich einige konkrete 
Vorschläge von Thomas Straubhaar bereits bei Gün-
ther Schmid, Wege in eine neue Vollbeschäftigung, 
Frankfurt/M. 2003. 

Blick in die Glaskugel: 
Probleme möglicher 

Vollbeschäftigungsarbeitsmärkte

Denken wir über einen Arbeitsmarkt ohne 
Massenarbeitslosigkeit nach, wie er sich in 
einigen Jahren vielleicht entwickeln könn-
te, so ist zunächst ein wichtiger Unterschied 
zwischen der Vollbeschäftigung der Wirt-
schaftswunderära und den möglichen Voll-
beschäftigungsszenarien augenfällig: Das 
Jobwachstum der Jahre nach 2005 bestand 
zu einem großen Teil aus prekärer und insta-
biler Beschäftigung im Gegensatz zur weit-
gehend auf dem Normalarbeitsverhältnis be-
ruhenden Vollbeschäftigung der Jahre 1958 
bis 1974. So fand im vergangenen Jahrzehnt 
vor allem ein Ausbau atypischer, sozial-
rechtlich weniger geschützter Beschäftigung 
statt: Von 2004 bis 2011 ging die Arbeitslo-
sigkeit um rund 1,4 Millionen Menschen zu-
rück, im selben Zeitraum wuchs die Zahl der 
Leiharbeitnehmer um 525 000, die befriste-
te Beschäftigung stieg um 850 000, die Teil-
zeitbeschäftigung um knapp 1,9 Millionen 
Personen; mehr als eine Million Menschen 
musste und muss zu ihrem geringen Arbeits-
lohn ergänzende Leistungen aus der Grund-
sicherung (Hartz IV) beziehen. ❙27 Dass einige 
Beobachter anführen, ab 2010 sei der Anteil 
der sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-
gung an den neuen Jobs wieder etwas gewach-
sen, ❙28 lässt sich womöglich eher als Vorbote 
des Konjunkturhöhepunkts und anschlie-
ßenden Abschwungs deuten denn als nach-
haltige Expansion der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung. Auch wenn der 
Rückgang der Arbeitslosigkeit nicht direkt 
mit der Zunahme der atypischen Beschäf-
tigung verrechnet werden kann, ❙29 sprechen 
Sozialwissenschaftler bereits von einer Spal-
tung der Beschäftigungs- und Arbeitsmarkt-

27 ❙  Vgl. Kerstin Bruckmeier/Tobias Graf/Helmut Ru-
dolph, Working Poor: Arm oder bedürftig? Umfang 
und Dauer von Erwerbstätigkeit bei Leistungsbe-
zug in der SGB-II-Grundsicherung, in: Wirtschafts- 
und Sozialstatistisches Archiv. AStA, 4 (2010) 3, 
S. 201–222.
28 ❙  Vgl. z. B. T. Straubhaar (Anm. 3).
29 ❙  Eine direkte Verrechnung ist ausgeschlossen, weil 

die Zugänge zu atypischer Beschäftigung nicht nur 
aus Arbeitslosigkeit, sondern auch aus der Stillen Re-
serve oder aus anderer Beschäftigung kommen kön-
nen. Überdies werden in der Aufzählung befristete 
Teilzeitbeschäftigte doppelt gezählt. 
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verhältnisse, ❙30 bei der einer gut geschützten 
Gruppe von Arbeitnehmern in „Normalar-
beitsverhältnissen“ eine wachsende Gruppe 
von Arbeitnehmern gegenüber steht, die zu 
schlechteren Bedingungen arbeiten.

Fraglich ist, ob sich diese duale Struktur bei 
einem Übergang zur Vollbeschäftigung auf-
lösen wird. Im klassischen Modell müsste bei 
einem Nachfragewachstum oder einem Ange-
botsrückgang des Faktors Arbeit eine Lohn-
anpassung nach oben entstehen oder eine 
Verbesserung nichtmonetärer Charakteris-
tika des Arbeitsvertrages, so dass Befristun-
gen, Leiharbeit, ungewünschte Teilzeitarbeit 
und niedrige Löhne mit sinkender Arbeitslo-
sigkeit unwahrscheinlicher würden. Wenn es 
jedoch Institutionen gibt, die dies verhindern 
oder kompensieren, wie etwa staatliche Zu-
schüsse zu als gering produktiv klassifizierten 
Arbeitsplätzen oder verstärkte institutionelle 
Zwänge zur Arbeitsmarktbeteiligung, werden 
solche Anpassungsprozesse verzögert oder 
verhindert. Schwerer als diese Modellüberle-
gungen wiegt jedoch die empirische Beobach-
tung, dass die Verhältnisse von Angebot und 
Nachfrage auf den derzeitigen Teilarbeits-
märkten schon jetzt extrem unterschiedlich 
sind, man denke etwa an die Gleichzeitigkeit 
von Fachkräftemangel und Erwerbslosigkeit 
von Geringqualifizierten. Bei beidem spielt 
die selektive Substitutionswirkung des tech-
nischen Fortschritts eine Rolle – er scheint 
einfache Arbeit in der Tendenz zu ersetzen 
oder unter Preisdruck zu bringen, während 
er Wissensarbeit begünstigt. So erscheint es 
auch durchaus wahrscheinlich, dass sich eine 
dualisierte Vollbeschäftigung entwickelt, 
mit schlecht und unstet beschäftigten gering 
Qualifizierten und gut beschäftigten höher 
Qualifizierten, gewissermaßen ein heteroge-
ner Vollbeschäftigungsarbeitsmarkt. 

Arbeitsmarktpolitische Aufgaben  
unter der Bedingung  
entspannter Arbeitsmärkte

Wenn es denn tatsächlich zu einem hetero-
genen  Vollbeschäftigungsarbeitsmarkt kä-

30 ❙  Vgl. z. B. Alexandra Krause/Christoph Köhler, 
Von der Vorherrschaft interner Arbeitsmärkte zur 
dynamischen Koexistenz von Arbeitsmarktsegmen-
ten, in: WSI-Mitteilungen, 64 (2011) 11, S. 590.

me, wäre er möglicherweise umgeben von 
einem gesellschaftlich finanzierten Institu-
tionengefüge, das einen Teil der gering Qua-
lifizierten erfolgreich weiterbildet und so in 
das höher qualifizierte Marktsegment ver-
schiebt und für den anderen Teil mit Staats-
zuschüssen Arbeitsplätze mitfinanziert. Wie 
man das auch immer bewerten mag, Ar-
beitsmarktpolitik müsste im Verein mit 
Wirtschafts- und Sozialpolitik nach wie vor 
Arbeitsmarktprobleme im Bereich der Exis-
tenzsicherung von Niedriglohnarbeitsplät-
zen sowie nachholende Aus- und Weiterbil-
dung von gering Qualifizierten bewältigen. 
Auch die Sucharbeitslosigkeit wird nicht 
verschwinden, sodass zu ihrer Verringerung 
Vermittlungs- und Beratungsdienste aller 
Art weiter benötigt werden. Eine Anforde-
rung eigener Qualität auf einem heteroge-
nen Vollbeschäftigungsarbeitsmarkt wäre 
die Bewältigung von Mangelsituationen bei 
mittel- und hochqualifizierten Arbeitskräf-
ten; hierzu gehört die Aktivierung stiller Re-
serven durch positive Anreize und lebens-
lauforientierte Sozialpolitik, nicht durch 
Druck, eine passende Immigrationspolitik 
und die Verzahnung von Arbeitsmarkt- und 
Bildungspolitik sowie die Zentralisierung 
und Vereinheitlichung der Letzteren. Wis-
sen und Bildung der Arbeitnehmer sind die 
Hauptressource einer rohstoffarmen Wirt-
schaftsgesellschaft, die sich darüber im Kla-
ren ist, dass Finanzmärkte keine Profite ge-
nerieren, sondern nur verteilen, was in der 
Realwirtschaft erarbeitet wird. Wichtig ist 
dabei, dass Wissen als Ressource sui gene-
ris mit seiner eigenen Entstehungslogik an-
erkannt und gefördert wird, selbst wenn die 
unmittelbare Verwertbarkeit von neu pro-
duziertem Wissen nicht in jedem Falle so-
fort erkennbar ist. 

Ein weiteres Problem ist und bleibt die so-
ziale Absicherung von Arbeitsmarktüber-
gängen aller Art, wie sie nicht nur durch 
Erwerbslosigkeit, sondern auch durch Famili-
enphasen, Jobwechsel und Bildungsperioden 
entstehen, die allesamt in Zeiten des postin-
dustriellen flexiblen Kapitalismus mit seiner 
Destandardisierung von Lebensläufen ❙31 häu-
figer werden. „Flexicurity“ mag ein Stichwort 

31 ❙  Vgl. Martin Kohli, Arbeit im Lebenslauf: Alte 
und neue Paradoxien, in: Jürgen Kocka/Claus Offe 
(Hrsg.), Geschichte und Zukunft der Arbeit, Frank-
furt/M. 2000, S. 362–382.
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sein, das bereits lange kursiert, ❙32 doch prakti-
kable und politisch kompromissfähige Lösun-
gen sind bisher nicht in Sicht – aber vielleicht 
schafft eine veränderte Arbeitsmarktlage ja 
doch eine neue Verhandlungsbasis. 

Ebenso steht fest, dass Globalisierung, 
Tertiarisierung und technischer Fortschritt 
ebenfalls – wiederum sozial selektiv – Ar-
beitslosigkeit erzeugen können. Gegen kon-
junkturelle und saisonale Arbeitslosigkeit 
gibt es ohnehin kein Allheilmittel. Einiges 
deutet darauf hin, dass die Flexibilisierung 
des Arbeitsmarktes auch dessen Konjunk-
turreagibilität verstärkt. ❙33 Vielleicht folgt 
auf den fordistisch geprägten Arbeitsmarkt 
mit Vollbeschäftigung und die anschließende 
Übergangsperiode mit erhöhter struktureller 
Arbeitslosigkeit nun ein dualisierter Arbeits-
markt, bei dem die frühere strukturelle durch 
die zunehmende konjunkturelle Arbeitslosig-
keit eines wachsenden, staatlich bezuschuss-
ten instabil-prekären Arbeitnehmersegments 
abgelöst wird, während das – schrumpfen-
de – Segment des Normalarbeitsverhältnis-
ses weiterhin von Konjunktur und Krise we-
nig tangiert ist? Wenn dem so ist, bleibt zu 
hoffen, dass dieser Zustand nicht den Namen 
„Vollbeschäftigung“ tragen und gesellschaft-
lich akzeptiert, sondern als Anlass zu arbeits-
markt-, sozial- und wirtschaftspolitischen 
Anstrengungen verstanden werden wird, die 
ein neu konturiertes Normalarbeitsverhält-
nis mit Flexibilität, Produktivität, guter Ar-
beit und flexibel-lebenslauforientierter sozi-
aler Sicherheit zum Ziel haben. Es gibt also 
keinen Grund, sich zurückzulehnen und 
von immerwährender Prosperität und Voll-
beschäftigung zu träumen, wohl aber genug 
Anlass für eine reflektierte, sich den wan-
delnden Gegebenheiten anpassende und le-
benslang lernende  Arbeitsmarktpolitik. 

32 ❙  Vgl. Martin Kronauer/Gudrun Linne (Hrsg.), Fle-
xicurity. Die Suche nach Sicherheit in der Flexibilität, 
Berlin 2005; Peter Ester et al. (Hrsg.), Innovating Eu-
ropean Labour Markets, Cheltenham 2009; Günther 
Schmid, Activating labour market policy: „flexicurity“ 
through transitional labour markets, in: Jean-Philippe 
Touffut (ed.), Institutions, Innovation and Growth, 
Cheltenham–Northampton, MA 2003, S. 68–96.
33 ❙  So hat die zyklische Komponente der Arbeitslo-

sigkeit seit 1991 zugenommen. Vgl. Ulrich Walwei, 
Die veränderte Struktur des Arbeitsmarktes: Zu-
kunftsfähig oder doch nicht nachhaltig?, in: WSI-
Mitteilungen, 64 (2011) 11, S. 564. 

Toni Pierenkemper

Kurze Geschichte 
der „Vollbeschäfti-
gung“ in Deutsch-
land nach 1945

   

Wenn man den Titel dieses Beitrages 
wortwörtlich nehmen würde, dann 

bliebe sein Umfang tatsächlich sehr kurz. Bei 
der Verabschiedung 
des Gesetzes zur För-
derung der Stabilität 
und des Wachstums 
der Wirtschaft (Sta-
bilitätsgesetz) im Jah-
re 1967 ging der Bun-
desminister für Wirt-
schaft nämlich noch 
davon aus, „dass Voll-
beschäftigung dann 
erreicht sei, wenn die 
Arbeitslosenquote 0,8 
v. H. erreicht“. ❙1 Dies ist in der Bundesrepu-
blik Deutschland tatsächlich nur in den we-
nigen Jahren einer bereits damals empfun-
denen „Überbeschäftigung“ der Fall gewe-
sen. ❙2 Auch eine Modifikation des Vollbe-
schäftigungsziels auf eine Marke von 2 % 
der Arbeitslosenquote angesichts der seit den 
1970er Jahren verbreiteten Arbeitslosigkeit 
hat das Vollbeschäftigungsziel nur wenig re-
alistischer gemacht. Auch weiterhin wurde 
es in der bundesrepublikanischen Wirklich-
keit meistens verfehlt und daher die Zielgrö-
ße in der Praxis gelegentlich auch weiter an-
gehoben bis auf Arbeitslosenquoten von 3, 4, 
5 oder gar 6 %, je nach Konjunkturlage. Voll-
beschäftigung im Sinne der gänzlichen Ab-
wesenheit konjunktureller und struktureller 
Arbeitslosigkeit hat es in der deutschen Ge-
schichte somit allenfalls in einer einzigen De-
kade des 20. Jahrhunderts, nämlich auf dem 
Höhepunkt des sogenannten Wirtschafts-
wunders in den 1960er Jahren, gegeben. An-
sonsten blieb eine Vollauslastung des Ar-
beitspotenzials in Deutschland eher Episode 
oder war kriegsbedingten Zwangslagen ge-
schuldet. Arbeitslosigkeit und Unterbeschäf-
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tigung bildeten daher auch in Deutschland 
während der gesamten Industrialisierungs-
periode seit Beginn des 19. Jahrhunderts eine 
stetige Begleiterscheinung der ökonomischen 
Entwicklung. ❙3 Eine Geschichte der Vollbe-
schäftigung kann daher auch in Deutschland 
nur sehr knapp beschrieben werden, eine Ge-
schichte der Arbeitslosigkeit würde hingegen 
weitaus mehr Raum beanspruchen. ❙4 

Eine derartig glückliche Konstellation auf 
dem Arbeitsmarkt wie im Golden Age der 
1960er Jahre der Bundesrepublik mit einer 
Vollauslastung des Erwerbspotenzials hat es 
zuvor niemals in der Wirtschaftsgeschichte 
des Landes gegeben und wird es wohl auch in 
absehbarer Zukunft nicht mehr geben. Umso 
überraschender erscheint es daher, dass sich 
die Wirtschaftswissenschaften und die Ar-
beitsmarktpolitik bis heute überwiegend an 
dieser außergewöhnlichen Ausgangslage zu 
Charakterisierung der Beschäftigungslage in 
Deutschland und als Zielgröße der Arbeits-
marktpolitik orientieren. Historisch betrach-
tet zeichnen sich kapitalistische Arbeitsmärk-
te hingegen weit eher durch eine tendenzielle 

1 ❙  Anhang zum Jahreswirtschaftsbericht 1968, Bun-
destagsdrucksache V/2511, zit. nach: Axel Möller, 
Kommentar zum Gesetz zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums der Wirtschaft, Hannover 1968, 
S. 93.
2 ❙  Die Arbeitslosenrate lag zwischen 1961 und 1966 

bei unter 1 %, schnellte dann in der Minikrise von 
1966/67 kurz auf 2,1 % (1967) und 1,5 % (1968) hoch 
und lag dann 1969 bis 1971 wieder unter der Zielgrö-
ße von 1 %. Seitdem lag die Arbeitslosenrate stetig 
höher und sie wuchs in Schüben bis ins 21. Jahrhun-
dert immer weiter an. Vgl. Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung, Jahresgutachten 1977/78: Mehr Wachstum – 
Mehr Beschäftigung, Stuttgart 1977, S. 236, und di-
verse folgende Gutachten des Sachverständigenrates; 
Werner Abelshauser, Deutsche Wirtschaftsgeschich-
te seit 1945, München 2004, S. 300 f.
3 ❙  Vgl. Martin Werding, Einbahnstrasse in die Be-

schäftigungskrise? Arbeitsmarktentwicklung und 
Arbeitsmarktsituation und Arbeitsmarktinstitu-
tionen in den OECD Staaten seit 1960, in: Thomas 
Raithel/Thomas Schlemmer (Hrsg.), Die Rückkehr 
der Arbeitslosigkeit. Die Bundesrepublik Deutsch-
land im europäischen Kontext 1973–1989, München 
2009, S. 23–36, hier: S. 26.
4 ❙  Vgl. Frank Niess, Geschichte der Arbeitslosig-

keit. Ökonomische Ursachen und politische Kämp-
fe: ein Kapitel deutscher Sozialgeschichte, Köln 1982; 
John A. Garraty, Unemployment in History. Econo-
mic Thought and Public Policy, New York 1978; John 
Burnett, Idle Hands. The experience of unemploy-
ment, 1790–1990, London 1994. 

Unterauslastung des Erwerbspotenzials aus, 
durch instabile Beschäftigungsverhältnisse 
und latente Arbeitslosigkeit. ❙5 Dennoch lohnt 
sich ein kurzer Blick auf die Entwicklung der 
Beschäftigung in Deutschland, auch um vor 
allzu wohlfeilen und naiven Vorstellungen 
einer am Vollbeschäftigungsziel orientierten 
Arbeitsmarktpolitik zu warnen. ❙6

Wiederaufbau und Vollbeschäftigung  
in Westdeutschland

Die ersten Jahre nach dem Ende des Zwei-
ten Weltkriegs standen in den alliierten Be-
satzungszonen unter dem Signum von Not, 
Hunger und Chaos. Eine geordnete Wirt-
schaftstätigkeit war unter diesen Bedingun-
gen kaum möglich und auch an einen Wieder-
aufbau von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft 
noch längst nicht zu denken. Die Menschen 
in Deutschland waren mit der notdürftigen 
Sicherung ihrer unmittelbaren Lebensbe-
dürfnisse vollauf beschäftigt. Die deutsche 
Gesellschaft war durch die Zerstörungen des 
Krieges und die sozialen Verwerfungen auf 
ein Entwicklungsniveau zurückgeworfen, 
das demjenigen von 100 Jahren zuvor nicht 
unähnlich schien. Geregelte Erwerbsarbeit 
war unter diesen Umständen kaum sinnvoll 
und wenig lohnend, doch pro forma zum Be-
zug von Lebensmittelkarten notwendig. ❙7 Die 
offizielle Arbeitslosenrate lag daher 1947 mit 
rund 5 % nicht überraschend auf einem be-
merkenswert geringen Niveau, da sich regulä-
re Arbeit kaum lohnte und die zur Verfügung 
stehende Zeit effektiver für Selbstversor-
gungsaktivitäten und Schwarzmarktgeschäf-
te genutzt werden konnte.

5 ❙  Vgl. Toni Pierenkemper, Das Ende des Normalar-
beitsverhältnisses: Aus Arbeitnehmern werden Unter-
nehmer in eigener Sache, in: Klaus S. Zimmermann/
Holger Hinte (Hrsg.), Zeitenwende am Arbeitsmarkt 
(Schriftenreihe der Bundeszentrale für politische Bil-
dung, i. E.); Toni Pierenkemper, Der Auf- und Ausbau 
eines Normalarbeitsverhältnisses in Deutschland im 
19. und 20. Jahrhundert, in: Rolf Walter (Hrsg.), Ge-
schichte der Arbeitsmärkte, Stuttgart 2009, S. 77–112.
6 ❙  Vgl. Carl-Ludwig Holtfrerich, Wo sind die Jobs? 

Eine Streitschrift für mehr Arbeit, München 2007.
7 ❙  Vgl. Werner Abelshauser, Wirtschaft in West-

deutschland. Rekonstruktion und Wachstumsbedin-
gungen in der amerikanischen und britischen Zone, 
Stuttgart 1975; Willi A. Boelcke, Der Schwarz-Markt 
1945–1948. Vom Überleben nach dem Kriege, Braun-
schweig 1986.
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Schwarzmärkte und Hamsterreisen spiel-
ten neben Hilfslieferungen der ehemaligen 
Kriegsgegner in der Überlebensgesellschaft 
der 1940er Jahre eine bedeutsame Rolle für 
die Lebensgestaltung der Bevölkerung, die 
Bedeutung einer geregelten Erwerbstätig-
keit trat demgegenüber zurück. Die Fabri-
ken, sofern sie nicht zerstört waren, standen 
zunächst weitgehend still. „Es fuhr keine Ei-
senbahn, keine Tram, kein Postkasten wur-
de geleert, alle Telefone waren tot“, so die 
Schilderung von Zeitzeugen. ❙8 Rohstoffman-
gel und Zerstörungen standen der Aufnahme 
einer geregelten Produktion noch entgegen. 
Beschlagnahmungen und Demontagen ver-
schärften die Situation zusätzlich. Die Löhne 
waren so gering, dass es sich kaum lohnte zu 
arbeiten, zumal entwertetes Geld in großem 
Umfang zur Verfügung stand. Die offiziel-
len Preise waren auf niedrigem Niveau fest-
gehalten, Lebensmittel und Güter des tägli-
chen Bedarfs unterlagen weiterhin wie in der 
NS-Zeit einer strikten Bewirtschaftung und 
waren nur gegen Marken zu erhalten, so-
dass ihr Kauf angesichts des ungeheuren in-
flationären Geldüberhanges finanziell keine 
Schwierigkeiten bildete. Anders war es auf 
den schwarzen Märkten, wo die Preise ein 
Vielfaches der administrierten Preise betru-
gen. ❙9 Eine grundlegende Veränderung wurde 
erst nach der Neuordnung der Währungsver-
hältnisse möglich.

Im Zusammenhang mit der Währungsre-
form und dem Beginn des Wiederaufbaus in 
den nächsten Jahren schnellte dann die Ar-
beitslosenrate plötzlich auf einen Wert von 
über 10 % (1950). ❙10 „Arbeit“ wurde erst jetzt 
in der deutschen Nachkriegsgesellschaft wie-
der zu einem knappen Produktionsfaktor 
und ihr Einsatz produktiv und  nutzbringend 
möglich, weil nunmehr die Arbeitsentgelte in 
effektive Kaufkraft umgesetzt werden konn-
ten. Der Abbau der drückenden Arbeitslo-
sigkeit in Westdeutschland stand nunmehr 
im Vordergrund der Bemühungen, und die 

8 ❙  Madlen Lorei/Richard Kirn, Frankfurt und die 
wilden Jahre. Ein Bericht, Frankfurt/M. 1962, S. 17.
9 ❙  Vgl. Hans Möller, Die westdeutsche Währungs-

reform von 1948, in: Deutsche Bundesbank (Hrsg.), 
Währung und Wirtschaft in Deutschland 1876–1975, 
Frankfurt/M. 1976, S. 433-483, hier: S. 469.
10 ❙  Zu den Daten vgl. W. Galenson/A. Zeller, Inter-

national Comparison of Unemployment Rates, in: 
The Measurement and Behaviour of Unemployment, 
Princeton, NJ 1957, S. 439–581, hier: S. 455 f.

Lage verschärfe sich wegen des stetigen Zu-
stroms von Vertriebenen und Flüchtlingen 
noch zusätzlich. Es waren ja nicht nur die 
Kriegsschäden am Kapitalstock der deut-
schen Volkswirtschaft, die eine schwere Hy-
pothek für die Nachkriegszeit darstellten, 
sondern auch das Arbeitskräftepotenzial und 
das „Humankapital“ war wesentlich beein-
trächtigt. „Während vor der Währungsreform 
viele Personen keinen Wert auf Arbeit in ab-
hängiger Stellung legten, nahm die Zahl der 
Arbeitssuchenden nach der Wäh rungs reform 
stark zu.“ ❙11 Im Dezember 1946 wurden im 
späteren Bundesgebiet insgesamt 820 000 Ar-
beitslose registriert. Diese Zahl sank im De-
zember 1947 auf 466 000 und stieg bis De-
zember 1948 nur mäßig auf 760 000 an, ehe sie 
sich dann bis Dezember 1949 auf 1,558 Milli-
onen mehr als verdoppelte. ❙12 Die Hauptlast 
der Beschäftigungslosigkeit hatten zu diesem 
Zeitpunkt die Heimatvertriebenen zu tragen, 
deren Arbeitslosenrate mehr als doppelt so 
hoch war wie die der ortsansässigen Bevöl-
kerung und jener Bundesländer, die diese Be-
völkerungsgruppen vornehmlich aufnehmen 
mussten.

Es handelte sich bei den Vertriebenen allen-
falls um eine Arbeitskraftreserve „zweiter 
Linie“, ❙13 weil durch Umsiedlung und Qua-
lifizierungen weitere Maßnahmen nötig wa-
ren, um dieses Reservoir zu erschließen. Für 
die Wirtschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land stellte diese Form der Zuwanderung zu-
nächst gewiss eine zusätzliche Belastung dar, 
weil knappe Ressourcen auch für unproduk-
tive soziale Transfers nötig wurden und da-
mit für Investitionen nicht zur Verfügung 
standen. ❙14 Die Eingliederung dieser Men-
schen in das Beschäftigungssystem stellte die 
Wirtschaft in der frühen Bundesrepublik vor 
eine gewaltige Aufgabe und latente Unterbe-
schäftigung bildete somit zunächst eines ih-
rer Hauptprobleme. Die Bewältigung die-

11 ❙  Wirtschaftswissenschaftliches Institut der Ge-
werkschaften, Deutschland in Zahlen. 1950, Köln 
1951, S. 45.
12 ❙  Vgl. Bruno Gleitze, Der Produktionsfaktor Ar-

beit in Westdeutschland, in: Vierteljahrshefte zur 
Wirtschaftsforschung, (1950) 3, S. 190.
13 ❙  Valentin Siebrecht, Arbeitsmarkt und Arbeits-

marktpolitik in der Nachkriegszeit, Stuttgart 1956, 
S. 172.
14 ❙  Vgl. Friedrich Edding, Die Flüchtlinge als Belas-

tung und Antrieb der westdeutschen Wirtschaft, Kiel 
1953.
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ser Aufgabe im Zuge des bald einsetzenden 
„Wirtschaftswunders“ gelang jedoch in er-
staunlich kurzer Zeit.

Erst die Währungsreform hatte ja den wah-
ren Umfang der Unterbeschäftigung und 
Arbeitslosigkeit in Westdeutschland deut-
lich werden lassen. Trotz einer Zunahme der 
Zahl der Beschäftigten in der Bi-Zone im 
Jahre 1948 um etwa 1,3 Millionen Personen 
wuchs parallel dazu auch die Zahl der Ar-
beitslosen um rund 700 000. ❙15 Vollbeschäf-
tigung schien daher noch in weiter Ferne, 
denn 1949 stieg die Zahl der Arbeitslosen im 
Jahresdurchschnitt sogar auf über eine Mil-
lion Personen an, was einer Arbeitslosenrate 
von etwa 8 % entsprach und verharrte auch 
während des gesamten Jahres auf diesem ho-
hen Niveau, ehe sie bis zum Februar 1950 mit 
über zwei Millionen (12 %) Arbeitslosen ei-
nen absoluten Höhepunkt erreichte. In man-
chen Regionen waren die Verhältnisse sogar 
noch katastrophaler und die Arbeitslosenrate 
erreichte dort teilweise Werte zwischen 15 % 
und 25 %. Erst im Frühling 1955 setzte eine 
durchgreifende Wende zum Besseren ein und 
der Rückgang der Arbeitslosigkeit erreich-
te um 1961 eine Situation, die „im Zeitalter 
der kapitalistischen Wirtschaft noch nie ein-
getreten war“. ❙16

Nunmehr kehrte sich die Situation gerade-
zu in ihr Gegenteil. Das enorme Wirtschafts-
wachstum der 1950er und 1960er Jahre führte 
zu einer gewaltigen Nachfrage nach Arbeits-
kräften, die aus dem heimischen Erwerbs-
potenzial nicht zu befriedigen war. Diese Lü-
cke wurde zunächst durch Flüchtlinge aus 
der DDR gefüllt. Das bedeutete für die DDR 
einen schmerzlichen Verlust von „Humanka-
pital“ und für die Bundesrepublik einen ent-
sprechenden Zugewinn, denn bei den Flücht-
lingen handelte es sich zumeist um junge, gut 
ausgebildete Arbeitskräfte. Etwa 11 % der Be-
völkerung und 13 % der Erwerbstätigen gin-
gen der Wirtschaft Ostdeutschlands in dem 
Zeitraum zwischen 1949 und 1961 auf diese 
Weise verloren und Westdeutschland konnte 
sich eines stetigen Zustroms von etwa einer 
Million Arbeitskräften erfreuen. ❙17 Als dieser 

15 ❙  Vgl. V. Siebrecht (Anm. 13), S. 73.
16 ❙  Otto Uhlig, Arbeit amtlich angeboten. Der Mensch 

auf seinem Markt, Stuttgart 1970, S. 298.
17 ❙  Vgl. André Steiner, Von Plan zu Plan. Eine Wirt-

schaftsgeschichte der DDR, München 2004. 

Zustrom 1961 abrupt durch den Bau der Ber-
liner Mauer versiegte, trat eine verstärkte An-
werbung von Gastarbeitern, die bereits mit 
dem Anwerbeabkommen mit Italien 1955 be-
gonnen hatte, an dessen Stelle. Zwischen 1961 
und 1965 wurden weitere Abkommen mit der 
Türkei, Marokko, Portugal und Jugoslawi-
en abgeschlossen und bereits 1966 waren mit 
1,3 Millionen Personen 6,3 % der Beschäf-
tigten in der Bundesrepublik Ausländer. Die 
Probleme, die mit der wachsenden Auslän-
derbeschäftigung verbunden waren, wurden 
damals zwar von Experten bereits themati-
siert, von Politik und Öffentlichkeit jedoch 
ignoriert. ❙18 Unter diesen Bedingungen ließ 
sich eine Vollbeschäftigung sehr leicht rea-
lisieren und eine aktive Arbeitsmarktpolitik 
zur Förderung von Beschäftigung war nicht 
notwendig. Die Politik von Bundesregierung 
und Bundesanstalt für Arbeit betrieb in die-
ser Zeit daher lediglich eine auf die Vermitt-
lung von Arbeitskräften und die Verwaltung 
von Arbeitslosigkeit ausgerichtete „reaktive“ 
Arbeitsmarktpolitik. ❙19

Was nunmehr in der Bundesrepublik folg-
te war eine Phase der Vollbeschäftigung, 
ein Golden Age mit Arbeitslosenraten un-
ter 2 %. ❙20 Damit war erstmals „Vollbeschäf-
tigung“ beziehungsweise, wie man aus einer 
historischen Betrachtung eher anzumerken 
geneigt ist, bereits eine „Überbeschäftigung“ 
erreicht. Doch diese kurze Phase währte le-
diglich von 1960 bis 1973, gilt aber bis heute 
noch vielfach als Maßstab und Ziel für die Ar-

18 ❙  Vgl. Ulrich Herbert, Geschichte der Ausländer-
beschäftigung in Deutschland 1880–1980: Saison-
arbeiter, Zwangsarbeiter, Gastarbeiter, Berlin 1986, 
S. 179- 236; Carl Föhl, Stabilisierung und Wachstum 
bei Einsatz von Gastarbeitern, in: Kyklos, 20 (1967), 
S. 119–146; APuZ, (2011) 43, „50 Jahre Anwerbeab-
kommen mit der Türkei“.
19 ❙  Vgl. Hans-Walter Schmuhl, Arbeitsmarktpolitik 

und Arbeitsverwaltung in Deutschland 1871–2002, 
Nürnberg 2003, S. 450.
20 ❙  Vgl. W. Abelshauser (Anm. 2), S. 275–301; Werner 

Glastetter et al., Die wirtschaftliche Entwicklung der 
Bundesrepublik Deutschland 1950–1980. Befunde, 
Aspekte, Hintergründe, Frankfurt/M. 1983. Kritisch 
Ludger Lindlar, Das missverstandene Wirtschafts-
wunder. Westdeutschland und die westeuropäi-
sche Nachkriegsprosperität, Tübingen 1997; Burkart 
Lutz, Der kurze Traum immerwährender Prosperi-
tät. Eine Neuinterpretation der industriell-kapitalis-
tischen Entwicklung im Europa des 20. Jahrhunderts, 
Frankfurt/M. 1984. Vgl. zum Thema Frauenerwerbs-
tätigkeit während dieser Zeit Friederike Maier in die-
ser Ausgabe.
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beitsmarktpolitik in Deutschland. ❙21 In dieser 
Zeit herrschte in der boomenden deutschen 
Wirtschaft kein Überschuss, sondern eher 
ein gravierender Mangel an Arbeitskräften 
und man sah sich zur Aufrechterhaltung des 
Wirtschaftswachstums genötigt, weitere Be-
schäftigungspotenziale zu erschließen. Doch 
„das abrupte Ende der Zuwanderung aus der 
DDR seit dem Mauerbau, das schrumpfen-
de deutsche Arbeitspotenzial und die Un-
terschichtung des deutschen Arbeitsmark-
tes durch ausländische Arbeitskräfte, dazu 
der technische Wandel, die Rationalisierung 
und Automatisierung der Industriearbeit, 
die anhaltende Ausweitung des Dienstleis-
tungsbereichs“ ❙22 – das alles stellte das deut-
sche Beschäftigungssystem und die Arbeits-
marktpolitik vor neue Herausforderungen. 
Zugleich war die einmalig günstige Konstel-
lation auf dem deutschen Arbeitsmarkt von 
den Arbeitnehmerorganisationen mit Un-
terstützung des Staates dazu genutzt wor-
den, das sogenannte Normalarbeitsverhält-
nis endgültig institutionell auszubauen und 
abzusichern. ❙23 „Als Normalarbeitsverhält-
nis galt – und gilt weithin noch heute – eine 
in Vollzeit verrichtete abhängige Beschäf-
tigung, die als einzige Einkommensquel-
le zumindest das Existenzminimum sichert. 
Das Arbeitsverhältnis ist unbefristet und 
auf Dauer angelegt und in ein engmaschiges 
Netz von rechtlichen und tariflichen Normen 
eingebettet.“ ❙24 Das Arbeitsförderungsgesetz 
(AFG) von 1969 bildet daher den Höhepunkt 
staatlicher Maßnahmen in diesem Politikfeld, 
die durch vielfältige tarifliche Vereinbarun-
gen zwischen den Arbeitsmarktparteien er-
gänzt und erweitert wurden.

Nachdem der „kurze Traum immerwäh-
render Prosperität“ ausgeträumt und die 
„Rückkehr der Arbeitslosigkeit“ zu bekla-
gen war, folgte eine Entwicklung, die sich als 
die „Mühen der Ebene“ umschreiben lässt. ❙25 
Bereits in der „kleinen“ Wirtschaftskrise 
von 1966/67 wurden in Westdeutschland die 

21 ❙  Verbunden war diese Erfahrung mit der Vorstel-
lung der Beherrschbarkeit der ökonomischen Ent-
wicklung durch eine wissenschaftlich basierte Wirt-
schaftspolitik. Vgl. Alexander Nützenadel, Stunde der 
Ökonomen. Wissenschaft, Politik und Expertenkultur 
in der Bundesrepublik 1949–1974, Göttingen 2005.
22 ❙  H.-W. Schmuhl (Anm. 19), S. 450.
23 ❙  Vgl. T. Pierenkemper (Anm. 5). 
24 ❙  H.-W. Schmuhl (Anm. 19), S. 582.
25 ❙  Vgl. ebd. S. 533.

Herausforderungen einer zunehmend glo-
balisierten internationalen Wirtschaft erst-
mals deutlich und seit Mitte der 1970er Jah-
re setzte diese die deutsche Wirtschaft unter 
permanenten Anpassungsdruck. Das führ-
te zum Zusammenbruch des bis dahin vor-
herrschenden, auf standardisierter Massen-
produktion und Massenkonsum beruhenden 
fordistischen Produktionssystems, was sich 
beispielsweise im Niedergang der Textilin-
dustrie, des Bergbaus, der Eisen- und Stahl-
industrie, der optischen Industrie und der 
Werften offenbarte und eine lang anhaltende 
strukturelle Arbeitslosigkeit nach sich zog. ❙26 
In verschiedenen Schüben, die durch die fol-
genden konjunkturellen Krisen verursacht 
wurden, schaukelte sich die Arbeitslosenra-
te in der Bundesrepublik bis zum Ende des 
Jahrhunderts auf Werte von über 10 % (1994–
2006) hoch. Diese latente Strukturkrise der 
westdeutschen Wirtschaft wurde noch ver-
schärft durch den 1990 vollzogenen Beitritt 
der DDR zur Bundesrepublik und den da-
nach folgenden Zusammenbruch der ostdeut-
schen Wirtschaft.

Beschäftigung in der DDR

In der DDR war in der unmittelbaren Nach-
kriegszeit in einer ähnlich schwierigen Si-
tuation wie im Westen, in einer „Zusam-
menbruchsgesellschaft“, nach sowjetischem 
Vorbild eine ganz andere Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung etabliert worden. ❙27 
Dazu wurde es als eine wesentliche Voraus-
setzung nötig, die „überkommenen Eigen-
tumsverhältnisse“ durch eine Bodenreform 
und Enteignung der Produktionsbetriebe 
gänzlich neu zu gestalten. Damit war zu-
gleich die Basis für eine zentrale Planung 
auch für eine solche des Arbeitskräfteein-
satzes geschaffen. ❙28 Dadurch gelang es, die 
ebenfalls am Ende des Krieges herrschende 

26 ❙  Vgl. Werner Abelshauser, Nach dem Wirtschafts-
wunder. Der Gewerkschaftler, Politiker und Unter-
nehmer Hans Matthöfer, Bonn 2009, S. 369 f.
27 ❙  Vgl. Christoph Kleßmann, Arbeiter im „Arbeiter-

staat“ DDR. Deutsche Traditionen, sowjetisches Mo-
dell, westdeutsches Magnetfeld (1945–1971), Bonn 
2007. 
28 ❙  Vgl. zum Folgenden Toni Pierenkemper, Vierzig 

Jahre vergebliches Mühen – die Beschäftigungs- und 
Arbeitsmarktpolitik, in: André Steiner, Überholen 
ohne einzuholen. Die DDR-Wirtschaft als Fußnote 
der deutschen Geschichte?, Berlin 2006, S. 45–66.
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große Arbeitslosigkeit, auch hier verschärft 
durch einen hohen Zustrom von „Umsied-
lern“, relativ rasch zu überwinden. Der 
Zugriff auf das Arbeitspotenzial erfolgte 
teilweise unkoordiniert durch die Militär-
behörden und erwies sich daher zunächst 
häufig als nicht optimal.  ❙29 Auf der Basis der 
sozialistischen Planwirtschaft wurde in der 
DDR ein Beschäftigungssystem geschaf-
fen, das kurzfristig bemerkenswerte Erfolge 
ermöglichte, langfristig aber den Keim des 
Scheiterns in sich trug. Grundproblem der 
Wirtschaft war und blieb die unzureichende 
Arbeitsproduktivität. Durch die Ausschal-
tung des Marktmechanismus wurde auch im 
Beschäftigungssystem ein marktwirtschaft-
licher Wettbewerb entscheidend einge-
schränkt und die sozialpolitischen Zwänge 
des Systems führten darüber hinaus zu einer 
starken Nivellierung der Einkommen. Der 
Versuch zur Anhebung der Arbeitsnormen 
hatte bereits 1953 zum Fiasko geführt und 
alle weiteren Maßnahmen zur Hebung der 
Arbeitsproduktivität (beispielsweise Akti-
vistenbewegung) konnten dieses Grundpro-
blem niemals lösen.

Eine offene Arbeitslosigkeit war dem Be-
schäftigungssystem der DDR völlig fremd, 
denn es gab ein „Recht auf Arbeit“, das an-
gesichts einer ebenfalls verfassungsrechtlich 
verankerten „Ehrenpflicht“ zur Arbeit ge-
legentlich auch als Zwang empfunden wer-
den konnte. In den 1960er und 1970er Jah-
ren herrschte in der DDR ebenfalls wie in 
Westdeutschland eine Arbeitskräfteknapp-
heit, der man zum Teil durch die Beschäfti-
gung ausländischer „Vertragsarbeiter“ entge-
genzuwirken suchte. ❙30 Darüber hinaus war 
man bestrebt, auch Frauen in großer Zahl ins 
Erwerbsleben zu integrieren. Auch Arbeits-
zeitverkürzungen wurden nur zögerlich um-
gesetzt, so dass noch 1989 eine durchschnitt-
liche Wochenarbeitszeit von 43,75 Stunden in 
der DDR üblich war. Probleme ergaben sich 
hinsichtlich der Qualität und der regionalen 
Verteilung der Arbeitskräfte. Staatliche Ver-
suche zur Anpassung wurden häufig durch 

29 ❙  Vgl. Dierk Hoffmann, Aufbau und Krise der Plan-
wirtschaft. Die Arbeitskräftelenkung in der SBZ/
DDR 1945–1963, München 2002.
30 ❙  Vgl. Sandra Gruner-Domic, Zur Geschichte der 

Arbeitskräfteemigration in die DDR. Die bilatera-
len Verträge zur Beschäftigung ausländischer Arbei-
ter (1961–1989), in: Internationale Wissenschaftliche 
Korrespondenz, 32 (1996), S. 204–230.

ein beachtliches Maß an Fluktuation unter-
laufen. 

Trotz des Fehlens einer offiziellen Arbeits-
losenstatistik kann man dennoch davon aus-
gehen, dass auch in der DDR verschiede-
ne Formen von Arbeitslosigkeit existierten. 
Strukturelle Anpassungen führten zu Frei-
setzungen ebenso wie Formen fluktuations-
bedingter Arbeitslosigkeit vorhanden waren. 
Eine konjunkturelle Arbeitslosigkeit konn-
te systembedingt allerdings nicht auftreten, 
doch muss demgegenüber von einem beacht-
lichen Umfang versteckter Arbeitslosigkeit 
ausgegangen werden. Diese fand ihren Aus-
druck in der außerordentlich geringen Ar-
beitsproduktivität der DDR-Wirtschaft, die 
dieser schließlich zum Verhängnis wurde. ❙31 
Der Preis dieser „Vollbeschäftigung“ war der 
geringe Lebensstandard der Bevölkerung. 

Die seit 1971 propagierte „Einheit von 
Wirtschafts- und Sozialpolitik“ sollte die-
sem Missstand abhelfen, doch blieb die Ent-
wicklung des Lebensstandards in der DDR 
immer weit hinter dem der „Referenzgesell-
schaft“ der Bundesrepublik zurück. ❙32 Über 
den Staatshaushalt erfolgte eine Subventio-
nierung des Konsums der Bevölkerung, die 
sich vornehmlich auf eine Verbilligung des 
Grundkonsums an Nahrungsmitteln und 
der Mieten konzentrierte, während die Güter 
des gehobenen Bedarfs nahezu unerschwing-
lich oder auch gar nicht verfügbar blieben. ❙33 
Die auf der betrieblichen Ebene durch eine 
egalitäre Lohnstruktur bereits erfolgte Ent-
koppelung von Lohn und Leistung wurde 
durch diese Politik nunmehr auch auf die ge-
sellschaftliche Ebene transponiert. Diese als 
„Errungenschaften des Sozialismus“ gefei-
erten Maßnahmen wurden von der Bevöl-
kerung schnell als selbstverständlich angese-
hen und trugen ebenfalls zur Verschleierung 
des Zusammenhanges zwischen Arbeitsein-
kommen und Arbeitseinsatz bei. Der För-
derung individueller Arbeitsmotivation und 

31 ❙  Vgl. Holle Grünert, Beschäftigungssystem und 
Arbeitsmarkt in der DDR, Opladen 1997.
32 ❙  Vgl. A. Steiner (Anm. 17), S. 158, S. 165–196.
33 ❙  Vgl. Jennifer Schevardo, Von der Kartenwirt-

schaft zum „Exquisit“: Verbraucherpreise, Lebens-
standard und Herrschaftslegitimation in der DDR 
der fünfziger Jahre, in: André Steiner (Hrsg.), Preis-
politik und Lebensstandard. Nationalsozialismus, 
DDR und Bundesrepublik im Vergleich, Köln 2006, 
S. 87-127.
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einer Steigerung der Arbeitsproduktivität 
wurde damit ein Bärendienst erwiesen. Die 
Lücke zwischen den Konsum ansprüchen 
der Bevölkerung und der Leistungsfähig-
keit der Wirtschaft öffnete sich in der DDR 
daher immer weiter und der Staat suchte ei-
nen Ausweg über die Inanspruchnahme von 
Krediten und anderen Devisenhilfen, insbe-
sondere von Seiten der Bundesrepublik.

Die Gesamtverschuldung der DDR gegen-
über dem nichtsozialistischen Wirtschafts-
gebiet stieg durch wachsende Importe und 
steigender Weltmarktpreise seit Anfang der 
1970er Jahre deutlich an. Bis 1981 war das ku-
mulierte Defizit der Handelsbilanz bis auf 
etwa 40 Milliarden Valutamark angestiegen 
und war damit doppelt so groß wie der Export 
jenes Jahres. Diese Politik zu Lasten der zu-
künftigen Möglichkeiten des Landes war auf 
Dauer nicht durchzuhalten und der Ende des 
Jahrzehnts erfolgte Kollaps der Wirtschaft 
zwangsläufig. ❙34 Für das Beschäftigungssys-
tem der DDR bedeutete die deutsche Einheit 
eine Katastrophe, weil in der Währungsunion 
durch die Wahl des Wechselkurses zwischen 
der D-Mark und der Mark der DDR die Be-
triebe der DDR plötzlich mit der überlege-
nen Konkurrenz der internationalen Märkte 
konfrontiert wurden, und die produktions-
bezogenen Reallöhne der ostdeutschen Ex-
portindustrien stiegen schlagartig auf das 
Vierfache. ❙35 

Vollbeschäftigung  
im vereinigten Deutschland

Nach der Wiedergewinnung der deutschen 
Einheit im Jahre 1990 stieg daher die Arbeits-
losigkeit in Ostdeutschland sprunghaft an ❙36 
und erreichte dort ihren Höhepunkt trotz 
massiver arbeitsmarktpolitischen Hilfsmaß-

34 ❙  Eine ernüchternde Bilanz bei Gerhard Schürer 
et al., Analyse der ökonomischen Lage der DDR 
mit Schlussfolgerungen. Vorlage für das Politbü-
ro des Zentralkomitees der SED, 30. Oktober 1989, 
online: http://www.bstu.bund.de/DE/Wissen/DDR 
Geschichte/Revolutionskalender/Oktober-1989/
Dokumentenseiten/30-Oktober_d/30_okt_01_text.
html (9. 3. 2012).
35 ❙  Vgl. Hans-Werner Sinn/Gerlinde Sinn, Kaltstart. 

Volkswirtschaftliche Aspekte der deutschen Vereini-
gung, Tübingen 1991, S. 195. 
36 ❙  Vgl. Karl-Heinz Paqué, Was ist am ostdeutschen 

Arbeitsmarkt anders?, in: Perspektiven der Wirt-
schaftspolitik, (2001) 2, S. 407–423.

nahmen mit einer Arbeitslosenrate von über 
20 % im Jahre 2004. Der naive Optimismus 
der „Wendezeit“ begründete einen Machbar-
keitswahn, der die Stabilisierung des ostdeut-
schen Arbeitsmarktes nur als eine vorüberge-
hende Notmaßnahme erscheinen ließ. ❙37 Die 
Gewährung von Kurzarbeitergeld bis hin zu 
„Kurzarbeit Null“, was nichts anderes als ka-
schierte Arbeitslosigkeit bedeutete, Vorruhe-
stands- beziehungsweise Altersübergangs-
geld sowie Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
in vielfältigen Formen sollten Beschäftigungs-
brücken in den regulären Arbeitsmarkt schaf-
fen. Doch diese Maßnahmen führten nicht zu 
dem gewünschten Ergebnis, weil die Basis 
der DDR-Wirtschaft gänzlich weggebrochen 
war. Ab Ende des Jahres 1992 kam es daher 
aus fiskalischen Erwägungen heraus zu einer 
Neuorientierung der Arbeitsmarktpolitik in 
Ostdeutschland hin zu einer „aktivierenden“ 
Arbeitsmarktpolitik mit einer Orientierung 
am gesamtdeutschen  Arbeitsmarkt. ❙38

Seitdem hat sich die vertraute Konstellation 
eines stetigen Arbeitskräfteüberhanges mit 
einer Massenarbeitslosigkeit in der durch die 
neuen Bundesländer erweiterten Bundesrepu-
blik wiederum eingestellt. Man kann darüber 
streiten, wie groß die Arbeitslosigkeit heu-
te tatsächlich ist und ob mit den gegenwär-
tig (Februar 2012) gut drei Millionen regist-
rierten Arbeitslosen ihr Umfang tatsächlich 
hinreichend erfasst wird. Man muss auch in 
Rechnung stellen, dass etwa knapp zwei Mil-
lionen Menschen sich entmutigt vom Arbeits-
markt zurückgezogen haben oder wegen Ar-
beitslosigkeit bereits Rente beziehen, dass gut 
eine halbe Million in arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen oder im Vorruhestand verhar-
ren und dass sich knapp eine halbe Million in 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen befinden.  ❙39 
Man kann also die Zahl der registrierten Ar-
beitslosen in etwa verdoppeln, um einen re-
alistischen Anhaltspunkt für die Unteraus-
lastung des Erwerbspotenzials der deutschen 
Wirtschaft zu erhalten. Dass diese Konstella-
tion recht weit vom Ziel „Vollbeschäftigung“ 
entfernt ist, erscheint unbestreitbar. Und 
auch der gegenwärtig beobachtbare erfreuli-

37 ❙  Vgl. H.-W. Schmuhl (Anm. 20), S. 557.
38 ❙  Vgl. ebd., S. 582–594.
39 ❙  Zu diesen Zahlen, die allerdings für 1998 gelten, 

vgl. Wolfgang Klauder, Arbeit, Arbeit, Arbeit. Mit 
offensiven Strategien für mehr Beschäftigung, Zü-
rich 1999, S. 17.

http://www.bstu.bund.de/DE/Wissen/DDRGeschichte/Revolutionskalender/Oktober-1989/Dokumentenseiten/30-Oktober_d/30_okt_01_text.html
http://www.bstu.bund.de/DE/Wissen/DDRGeschichte/Revolutionskalender/Oktober-1989/Dokumentenseiten/30-Oktober_d/30_okt_01_text.html
http://www.bstu.bund.de/DE/Wissen/DDRGeschichte/Revolutionskalender/Oktober-1989/Dokumentenseiten/30-Oktober_d/30_okt_01_text.html
http://www.bstu.bund.de/DE/Wissen/DDRGeschichte/Revolutionskalender/Oktober-1989/Dokumentenseiten/30-Oktober_d/30_okt_01_text.html
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che Anstieg der Beschäftigung in Deutsch-
land auf über 41 Millionen Erwerbstätige und 
der Rückgang bei den registrierten Arbeits-
losen bringt uns dem hehren Vollbeschäfti-
gungsziel allenfalls partiell näher.

Trotz des bemerkenswerten Rückgangs der 
Arbeitslosenrate in Gesamtdeutschland – ein 
Trend, der sich vermutlich aufgrund demo-
grafischer Faktoren weiter fortsetzen wird – 
bleibt eine Vollbeschäftigung im Sinne des 
Golden Age der 1960er Jahre, nämlich als 
eine vollständige Ausschöpfung des vorhan-
denen Erwerbspotenzials, eine Illusion. Da 
das deutsche Produktionssystem in einem 
hohen Maß auf Qualitätsarbeit beruht, bieten 
sich für weniger qualifizierte Arbeitnehmer 
nur begrenzte Beschäftigungschancen, die 
auch bei allen Bemühungen um Weiterquali-
fizierung der Beschäftigten nicht dazu füh-
ren können, jedermann einen Arbeitsplatz 
zu verschaffen. Da aber aus sozialpolitischen 
Erwägungen unqualifizierte Tätig keiten zu 
marktgängigen Preisen nicht akzeptiert wer-
den, lässt sich ein bestimmter Bodensatz 
an Arbeitslosigkeit auch in Zukunft kaum 
vermeiden. Der Ausweg über eine gestei-
gerte Flexibilisierung des Arbeitsmarktes 
durch die Ausweitung eines Sektors „atypi-
scher“ Beschäftigung außerhalb des Normal-
arbeits verhält nisses ist politisch ebenfalls 
stark umstritten. Mit dem Anstieg der atypi-
schen Beschäftigungsformen in den vergan-
genen Jahren lässt sich zugleich eine zuneh-
mende Spreizung der Lohnsätze beobachten, 
weil atypische Jobs häufiger geringer ent-
golten werden. Minijobs, Befristungen und 
Zeitarbeit sind meist mit deutlichen Lohn-
abschlägen verbunden, sodass atypische Be-
schäftigungsformen zugleich zu prekären Le-
bensverhältnissen führen können. Und selbst 
im Segment der im privilegierten Normalar-
beitsverhältnis Beschäftigten lassen sich Ten-
denzen der Flexibilisierung aufzeigen, weil 
dort verstärkt Überstunden, unbezahlte 
Mehrarbeit oder ein Ausgleich durch Freizeit 
und ähnliches gefordert werden. Inwieweit 
alle diese Entwicklungen mit Vorstellungen 
über Vollbeschäftigung zu verknüpfen sind, 
muss daher hinterfragt werden. Vollbeschäf-
tigung am Arbeitsmarkt in der modernen 
Gesellschaft erweist sich daher als eine Chi-
märe einer längst versunkenen Zeit.

Friederike Maier

Ist Vollbeschäfti-
gung für Männer  
und Frauen 
 möglich? 
Mitten in der schärfsten Wirtschaftskrise 

seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
geschieht in der Bundesrepublik Deutschland 
Bemerkenswertes: Die 
Zahl der Beschäftigten 
ist unerwartet hoch, 
so hoch wie seit Jahr-
zehnten nicht mehr, 
die registrierte Ar-
beitslosigkeit geht zu-
rück und liegt mit ei-
ner Arbeitslosenquote 
von 7,5 % für Männer 
und 7,0 % für Frauen 
im Januar 2012 auf ei-
nem niedrigeren Ni-
veau als vor der Krise 2009. Im internationa-
len Vergleich ist Deutschland heute von einem 
Land mit relativ hoher Arbeitslosigkeit zu 
dem Land mit der viertniedrigsten Arbeitslo-
senquote geworden, noch besser war die Lage 
nur noch in Österreich, Luxemburg und den 
Niederlanden. ❙1 Regional gibt es große Un-
terschiede in der Arbeitsmarktentwicklung, 
in manchen Regionen Deutschlands sind die 
Arbeitslosenquoten auf Werte von unter 5 % 
gesunken. So verwundert es nicht, dass das 
Thema Vollbeschäftigung wieder diskutiert 
wird. Schon im Jahre 2010 publizierten Wirt-
schaftsforschungsinstitute wie das Hambur-
gische Weltwirtschaftsinstitut (HWWI) Pro-
gnosen, wonach schon bald Vollbeschäftigung 
erreicht sein könnte. Thomas Straubhaar, Di-
rektor des HWWI, schreibt: „Wer noch vor 

1 ❙  Vgl. Bundesagentur für Arbeit, Der Arbeits- und 
Ausbildungsmarkt in Deutschland, Monatsbericht Ja-
nuar 2012, online: http://statistik.arbeitsagentur.de/
Statischer-Content/Arbeitsmarktberichte/Monats 
bericht-Arbeits-Ausbildungsmarkt-Deutschland/
Monatsberichte/Generische-Publikationen/Monats 
bericht-201201.pdf (15. 2. 2012).
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http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Arbeitsmarktberichte/Monatsbericht-Arbeits-Ausbildungsmarkt-Deutschland/Monatsberichte/Generische-Publikationen/Monatsbericht-201201.pdf
http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Arbeitsmarktberichte/Monatsbericht-Arbeits-Ausbildungsmarkt-Deutschland/Monatsberichte/Generische-Publikationen/Monatsbericht-201201.pdf
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mailto:friemaie@hwr-berlin.de
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kurzem behauptet hätte, dass in Deutschland 
Vollbeschäftigung möglich ist, wäre für ver-
rückt erklärt worden. Aber nun kann das für 
viele schon zur Utopie gewordene Ziel der 
Vollbeschäftigung sogar bereits bis zum Jahr 
2015 Wirklichkeit werden.“ ❙2 Und er führt 
aus, was aus seiner Sicht Vollbeschäftigung 
ist: eine Arbeitslosenquote von 2 bis 5 % aller 
Erwerbsfähigen. Davon seien wir zwar noch 
weit entfernt, aber die Zeichen stünden auf 
Vollbeschäftigung, auch aufgrund des demo-
grafischen Wandels. Um Vollbeschäftigung 
zu erreichen, müsste jedoch noch einiges ge-
tan werden: Straubhaar verweist darauf, dass 
die Arbeitslosigkeit und die Erwerbschancen 
sehr ungleich verteilt seien: „Damit Vollbe-
schäftigung tatsächlich erreicht wird, ist noch 
einiges zu tun. Ältere müssen so gut wie Jün-
gere, Frauen so gut wie Männer und Men-
schen mit Migrationshintergrund so gut wie 
Menschen ohne Migrationshintergrund in 
das Erwerbsleben integriert werden. Gelingt 
das, dann gelingt auch  Vollbeschäftigung.“ ❙3

Der Hinweis auf geschlechtsspezifische Un-
terschiede in den Arbeitsmarktchancen ist – 
gemessen an anderen wissenschaftlichen und 
politischen Diskussionen um Vollbeschäfti-
gung – bemerkenswert und zeigt, dass die so-
ziale Realität in der Bundesrepublik Deutsch-
land des Jahres 2012 doch eine andere ist als in 
den 1960er Jahren, als schon einmal die Ver-
wirklichung der Vollbeschäftigung ausgeru-
fen wurde. Heute ist den Beteiligten durchaus 
bewusst, dass Männer und Frauen gleicher-
maßen zu den (Erwerbs-)Arbeitskräften der 
Gesellschaft gehören und Vollbeschäftigung 
beide Geschlechter einbeziehen muss.

1960er Jahre:  
Vollbeschäftigung nur für Männer

Das war in den „goldenen“ 1960er Jahren 
in Westdeutschland anders, Frauenbeschäf-
tigung war nur am Rande ein Thema. ❙4 Un-

2 ❙  Thomas Straubhaar, Vollbeschäftigung ist mög-
lich – Arbeitgeber, denkt um!, in: Süddeutsche Zei-
tung vom 5. 5. 2011, online: www.sueddeutsche.de/
karriere/vollbeschaeftigung-ist-moeglich-arbeitgeber-
denkt-um-1.1093115 (15. 2. 2012). 
3 ❙  Ebd.; vgl. auch den Beitrag desselben in dieser 

 Ausgabe.
4 ❙  Ich konzentriere mich in der Darstellung zunächst 

auf Westdeutschland – in der DDR haben sich Er-
werbsarbeit und Geschlechterverhältnis anders ent-

mittelbar nach dem Krieg bis zur Wäh-
rungsreform war eine große Zahl an Frauen 
beschäftigt, teils sogar auf Arbeitsplätzen, 
die noch während der Nazi-Zeit für Frauen 
als ungeeignet galten. Danach setzte eine Ver-
drängung der Frauen aus dem Arbeitsmarkt 
ein: So wurden beispielsweise Beschäfti-
gungsverbote für Frauen in den Bauberufen 
und im Landverkehr wieder in Kraft gesetzt, 
bei den verheirateten Beamtinnen wurde eine 
„Zölibatsklausel“ eingeführt, die eine Kün-
digung der Frauen dann erlaubte, wenn auch 
der Ehemann im öffentlichen Dienst be-
schäftigt war. Anfang der 1950er Jahre wa-
ren knapp 35 % der Erwerbstätigen weiblich, 
die Erwerbstätigenquote, das heißt der Anteil 
der erwerbstätigen Frauen an allen Frauen 
zwischen 15 und 65 Jahren, betrug 46 %, die 
Arbeitslosenquote der Frauen lag mit 11,5 % 
deutlich über der der Männer mit 8,8 %. ❙5 

Ende der 1960er Jahre lag der Frauenan-
teil an den Erwerbstätigen bei 37 %, die Er-
werbstätigenquote war auf den historischen 
Tiefststand von 45 % gesunken. Allerdings 
war die Arbeitslosigkeit ebenfalls gesunken 
und betrug über die gesamten 1960er Jahre 
weniger als 2 % sowohl für Männer als auch 
für Frauen. 

Hatten wir also bei den Frauen Vollbe-
schäftigung erreicht? Gemessen an der Zahl 
der registrierten Arbeitslosen ja, gemessen an 
der Zahl der Erwerbstätigen dagegen nein. 
Was drückt sich in der Arbeitslosenquote 
aus? Zunächst einmal, dass sich nur wenige 
Frauen in diesen Jahren bei den Arbeitsäm-
tern als arbeitslos registrieren ließen. Bedeu-
tet sie aber auch, dass die anderen, die nicht 

wickelt: Die vollzeitbeschäftigte Frau und Mutter war 
dort das gesellschaftliche und politische Leitbild, an 
dem sich auch die entsprechenden sozialpolitischen 
Regelungen orientierten. Durch die Vereinigung 
wurden die meisten Regelungen der alten Bundeslän-
der auch auf die neuen Bundesländer übertragen, al-
lerdings hat sich die Erwerbsorientierung der Frauen 
kaum an die westdeutschen Leitbilder angepasst. Vgl. 
Elke Holst/Jürgen Schupp, Situation und Erwartun-
gen auf dem Arbeitsmarkt, in: Statistisches Bundes-
amt/Wissenschaftszentrum Berlin (Hrsg.), Daten-
report 2011, S. 109 ff. Vgl. zur Beschäftigung in der 
DDR auch den Beitrag von Toni Pierenkemper in die-
ser Ausgabe.
5 ❙  Vgl. Friederike Maier, Zwischen Arbeitsmarkt und 

Familie – Frauenarbeit in den alten Bundesländern, in: 
Gisela Helwig/Hildegard Maria Nickel (Hrsg.), Frau-
en in Deutschland 1945–1989, Berlin 1993, S. 259.

http://www.sueddeutsche.de/karriere/vollbeschaeftigung-ist-moeglich-arbeitgeber-denkt-um-1.1093115
http://www.sueddeutsche.de/karriere/vollbeschaeftigung-ist-moeglich-arbeitgeber-denkt-um-1.1093115
http://www.sueddeutsche.de/karriere/vollbeschaeftigung-ist-moeglich-arbeitgeber-denkt-um-1.1093115
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erwerbstätigen Frauen, die ja die Mehrheit 
der Frauen in der Altersgruppe der 15- bis 
65-Jährigen waren, keine Erwerbstätigkeit 
suchten, sich selbst nicht als arbeitslos sa-
hen oder  vielleicht auch keinen Anreiz hat-
ten, sich bei den Arbeitsämtern zu melden? 
Wurden sie von den Umständen auf dem Ar-
beitsmarkt, in der Familienpolitik und in der 
Ideologie daran gehindert, erwerbstätig sein 
zu wollen oder zu können? Ist es also ange-
messen, von einer niedrigen Arbeitslosig-
keit auf den Zustand Vollbeschäftigung zu 
schließen?

Wenn man Vollbeschäftigung als Abwe-
senheit von registrierter Arbeitslosigkeit 
definiert, dann waren die 1960er Jahre eine 
Verwirklichung der Utopie: Arbeitslosen-
quoten von Männer und Frauen von weit un-
ter 2 %. Hinzu kommt, dass die Erwerbstäti-
genquote der Männer bis Anfang der 1970er 
Jahre bei über 87 % lag, das heißt Männer 
im erwerbsfähigen Alter zwischen 15 und 
65 Jahren erfolgreich in den Arbeitsmarkt 
integriert waren. Das entsprach der herr-
schenden Ideologie der westdeutschen Ge-
sellschaft: Wichtig war, dass der männliche 
Ernährer zu einem ausreichend hohen Lohn 
voll beschäftigt war, so dass nur junge und/
oder unverheiratete oder geschiedene Frau-
en arbeiten „mussten“. Das Ideal dieser Zeit 
war die Hausfrau mit alleinverdienendem 
Ehemann. Dies war zwar eine Fiktion, denn 
schon damals gab es Frauen, die keine Ehe-
männer mit ausreichendem Einkommen hat-
ten und „gezwungen“ waren, arbeiten zu ge-
hen, die Ernährerehe war jedoch rechtlich 
lange Zeit abgesichert und wirkt in manchen 
Bereichen (zum Beispiel Ehegattensplitting) 
bis heute nach.

In der Entwicklung der gesetzlichen Rah-
menbedingungen in Westdeutschland lässt 
sich nachvollziehen, dass die Hausfrauen-/
Ernährerfamilie lange Zeit vom Staat expli-
zit unterstützt und propagiert wurde. Das 
Familienwohl stand über dem individuellen 
Wohl der Frau. Bis 1953 konnte der Mann 
alles im Haushalt entscheiden und damit 
auch über Wohnort, Wohnung sowie die Er-
werbstätigkeit der Frau bestimmen. Ab 1958 
durfte die Frau immerhin erwerbstätig sein 
„soweit dies mit ihren Pflichten in Ehe und 
Familie vereinbar ist“ (Paragraf 1356 BGB 
alt). Erst seit 1977 ist die Gleichstellung in 
der Familie erreicht worden: „Beide Ehegat-

ten sind berechtigt (Hervorhebung F. M.), 
erwerbstätig zu sein“ (Paragraf 1355 BGB). 
Ihre ungeschmälerte Berufs- und Arbeits-
vertragsfreiheit erlangten Ehefrauen erst 
1977. 

Wenn also in den 1960er Jahren von Voll-
beschäftigung die Rede war, dann war da-
mit in erster Linie die Beschäftigungssitu-
ation von Männern gemeint. Für sie sollte 
„ein hoher Beschäftigungsstand“ erreicht 
werden. Die Feststellung, dass Vollbeschäf-
tigung herrschte, ignorierte also, dass die 
Erwerbstätigenquote der Frauen unter 46 % 
lag. Über die Hälfte der Frauen im erwerbs-
fähigen Alter war nicht in die marktvermit-
telte Erwerbsarbeit integriert. Obwohl die 
Erwerbstätigenquote der Frauen so gering 
war, gerieten inländische Frauen als Ar-
beitskraftreserven nur sehr eingeschränkt 
ins Blickfeld von Wirtschaft und Politik. Als 
im neu reformierten Arbeitsförderungsge-
setz (AFG) von 1969 verankert wurde, dass 
„Frauen, deren Unterbringung unter den üb-
lichen Bedingungen des Arbeitsmarktes er-
schwert ist, weil sie verheiratet oder aus an-
deren Gründen durch häusliche Pflichten 
gebunden sind oder waren, beruflich einge-
gliedert werden“ sollen (AFG, Paragraf 2,5), 
rief dies sofort die Wahrer(innen) der Haus-
frauenehe auf den Plan. Ein zeitgenössischer 
Kommentar zum AFG versicherte deswegen 
auch: „Die Vorschrift darf aber keineswegs 
als Aufforderung zu uferloser Werbung von 
Frauen für die Aufnahme beruflicher Ar-
beit um jeden Preis verstanden werden. Der 
Schutz der Ehe und Familie, wie er durch 
Art. 6 GG gewährleistet ist, bleibt hiervon 
unberührt, ebenso natürlich der Schutz der 
Frau selbst unter Wahrung ihrer Eigenart 
i. S. des Art. 22 GG.“ ❙6

Wandel der Arbeitsmarktintegration 
der Frauen

Das Zurückdrängen der Frauen in die Fami-
lie war aber nicht auf Dauer durchzuhalten, 
drohte es doch zu einer kontrazyklischen 
Bremse marktvermittelten ökonomischen 
Wachstums zu werden. Wirtschaft, Politik 
und Gesellschaft veränderten sich allmählich 

6 ❙  Erwin Schönefelder/Günter Kranz/Richard Wanka, 
Arbeitsförderungsgesetz (AFG), Kommentare, Kohl-
hammer, August 1972, RN 47 zu Paragraph 2, Nr. 5 .
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Abbildung 1: Erwerbstätigenquoten von Frauen und Männer 1959–2010 in Deutschland
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Quelle: Statistisches Bundesamt, GESIS-Datenbank (Tabellencode 12211 0001).

und die Hausfrauenehe wandelte sich zu ei-
nem Erwerbsmuster von Ernährer und Zu-
Verdienerin als Regelfall. Wir beobachten 
also seit Beginn der 1970er Jahre einen kon-
tinuierlichen Anstieg der Erwerbstätigen-
quoten der Frauen, parallel geht die Erwerbs-
tätigenquote der Männer seit dieser Zeit 
kontinuierlich zurück (Abbildung 1).

Durch diese Entwicklung ist der Gen-
der Gap, das heißt der Unterschied in der 
Erwerbstätigkeit der Männer und Frauen, 
der 1969 bei 43 Prozentpunkten lag (Män-
ner 88 %, Frauen 45 %) in 1989, dem letzten 
Wert für Westdeutschland, auf 27 Prozent-
punkte (Männer 77 %, Frauen 50 %) gesun-
ken. Durch die Wiedervereinigung stieg die 
Erwerbstätigenquote der Frauen mit einem 
Schlag um 4 Prozentpunkte an, für die fol-
genden Jahre sehen wir dann zunächst ei-
nen leichten Rückgang. Jedoch folgt ab 1995 
ein kontinuierlicher Anstieg bei den Frauen, 
so dass der Gender Gap in der Erwerbstäti-
genquote nunmehr auf 9 Prozentpunkte im 
Jahr 2010 gesunken ist (Männer 75 %, Frau-
en 66 %). Es lässt sich somit für 2010 kons-
tatieren, dass wir für Frauen einen wesent-
lich höheren Beschäftigungsstand messen 
als dies in den Vollbeschäftigungsjahren im 
Westdeutschland der 1960er Jahre der Fall 
war. 

Gemessen am Kriterium Arbeitslosig-
keit haben weder Westdeutschland noch das 
vereinigte Deutschland einen Zustand der 
Vollbeschäftigung erreicht – aber ist die re-
gistrierte Arbeitslosigkeit oder die in Abbil-
dung 2 dargestellte Erwerbslosigkeit tatsäch-
lich ein Maß für Vollbeschäftigung? 

Erwerbstätigkeit als Maßstab  
für Vollbeschäftigung

Die Definition eines Vollbeschäftigungszu-
standes über die Festlegung einer Arbeitslo-
senquote, die dies ausdrücken soll (wenn 2 bis 
5 % aller Erwerbsfähigen arbeitslos sind, wäre 
dies laut Straubhaar Vollbeschäftigung gleich-
zusetzen), ist relativ willkürlich (warum 2 bis 
5 % und nicht 3 bis 4 %?) und wenig aussage-
kräftig: Folgt man einer rein ökonomischen 
Definition, dann bedeutet Vollbeschäftigung 
die Integration aller verfügbaren Produkti-
onsfaktoren, darunter auch Arbeitskräfte, in 
die Erwerbsarbeit (marktvermittelte Produk-
tion). So gesehen müsste man Vollbeschäfti-
gung nicht an der Arbeitslosigkeit messen, 
sondern an der Erwerbsquote (Erwerbstäti-
ge und Arbeitslose) oder noch präziser an der 
Erwerbstätigenquote. Denn diese Quote al-
lein sagt aus, welche Anteile der Personen im 
erwerbsfähigen Alter tatsächlich am Markt ar-
beiten und aus dieser Tätigkeit auch ein Ein-
kommen erzielen. Wie hoch diese Quote ist, 
hängt von vielen Faktoren ab: auf der Nach-
frageseite, das heißt der Seite der privaten und 
öffentlichen Unternehmen, primär von de-
ren ökonomischer Situation und der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung (konjunkturelle 
und strukturelle Auf- und Abschwünge). Auf 
der Angebotsseite, das heißt der Seite der Ar-
beitskräfte, hängt sie ab von der Organisation 
zum Beispiel des Bildungswesens (Verweildau-
er im Bildungssystem, Lernphasen im Lebens-
verlauf) und den Regeln der sozialen Sicher-
heit (soziale Sicherung bei Arbeitslosigkeit, 
im Alter). Quer zu diesen Faktoren liegen die 
Normen und Werte in einer Gesellschaft hin-
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Abbildung 2: Erwerbslosenquoten von Frauen und Männer 1959–2010 in Deutschland
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sichtlich der Rollen von Männern und Frauen
im Allgemeinen und von Vätern und Müttern
im Speziellen. Werden Frauen, insbesondere
Mütter, überhaupt als Teil der erwerbsfähigen
Menschen angesehen und wenn ja, was unter-
nehmen Gesellschaft und Wirtschaft, damit
Frauen erwerbstätig sein können? Hier kommt
ins Spiel, wie die institutionellen Regelungen
einer Gesellschaft sind: Orientieren sie sich am
Individuum, das eine Chance auf Erwerbsar-
beit zur Sicherung des Lebensunterhalts be-
kommen muss und falls dies – aufgrund einer
Nachfrageschwäche – nicht möglich ist, in die
Lage versetzt werden muss, existenzsichern-
de Lohnersatzleistungen zu bekommen? Oder
gehen sie davon aus, dass es für Frauen, insbe-
sondere Mütter, nur zweitrangig ist, Erwerbs-
arbeit zu haben, da sich ihre Absicherung pri-
mär nicht über eigene Erwerbsarbeit, sondern
über den Familienernährer ergibt? Ist Ersteres
der Fall, das heißt, Frauen wie Männer sollen in 
die Erwerbsarbeit integriert werden und ihren
Lebensunterhalt darüber sichern, dann hat das
Folgen zum Beispiel für die Kinderbetreuung,
die Prinzipien des Bildungssystems (Vollzeit
oder Teilzeit), die Teilung der Hausarbeit. 

In Westdeutschland wurde eine präzisere
Festlegung, was ein „hoher Beschäftigungs-
stand“ für Männer und für Frauen sein soll,
nie getroffen, obwohl es natürlich denkbar
ist, eine Zielgröße zum Beispiel für eine an-
gestrebte Erwerbsbeteiligung zu formulieren.
In Bezug auf die Frage, wie und für wen Voll-
beschäftigung erreicht werden soll, gingen an-
dere Länder, an ihrer Spitze Schweden, in den
1960er Jahren einen anderen Weg: Sie such-

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 

 

 
 

 
 
 
 

 

 
 

 

 

ten und fanden Wege für eine Vollbeschäfti-
gungspolitik, die alle erwerbsfähigen Män-
ner wie Frauen einschloss und die sich an der 
Zielvorstellung orientierte, dass jede und je-
der ihren und seinen eigenen Lebensunterhalt 
durch Erwerbsarbeit sichern soll. Das erklär-
te Ziel der schwedischen Arbeitsmarktpolitik 
ist dabei Vollbeschäftigung, die als erreicht 
gilt, wenn 80 % der 20- bis 64-Jährigen er-
werbstätig sind. ❙7 Um dieses Ziel erreichen zu 
können, sind dann Maßnahmen und institu-
tionelle Regelungen in vielen Feldern notwen-
dig; bezogen auf die Geschlechterdimension 
ist insbesondere die Frage der Vereinbarkeit 
von Erwerbstätigkeit und Elternschaft zu lö-
sen. In anderen Ländern wurden dazu über ei-
nen Zeitraum von nun mehr als 40 Jahren (die 
aktive schwedische Gleichstellungspolitik be-
ginnt in den frühen 1970er Jahren) Politiken 
entwickelt, die es Eltern erlauben, Erwerbsar-
beit und Kinder zu vereinbaren, ohne die Er-
werbsarbeit lange unterbrechen zu müssen, 
ohne zwangsweise in Teilzeitarbeit gehen zu 
müssen, ohne große Einkommenseinbußen 
in der Phase aktiver Elternschaft hinnehmen 
zu müssen. Die Bundesrepublik Deutschland 
blieb in dieser Hinsicht weit hinter anderen 
Ländern zurück und hat diesen Rückstand bis 
heute nicht a ufgeholt. ❙8 

❙7  Vgl. Hanne Martinek, Schweden: Vorbild für die För-
derung individueller Existenzsicherung von Frauen, 
Berlin 2006, online: http://web.fu-berlin.de/ernaehrer 
modell/ 2_WorkingP_Hanne_1206-2.pdf (21. 2. 2012).
❙8  Vgl. Mechthild Veil, Kinderbetreuungskulturen 
in Europa: Schweden, Frankreich, Deutschland, in: 
APuZ, (2003) 44, S. 12–22.

http://web.fu-berlin.de/ernaehrermodell/2_WorkingP_Hanne_1206-2.pdf
http://web.fu-berlin.de/ernaehrermodell/2_WorkingP_Hanne_1206-2.pdf
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Trotz aller Gleichstellungspolitiken ist die 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie ein Frau-
enthema geblieben, da es Männern in der Regel 
gut gelingt, Erwerbsarbeit und Familie unter 
einen Hut zu bekommen. Insofern ist Thomas 
Straubhaar zuzustimmen, dass eine steigende 
Erwerbstätigkeit von Frauen, und damit Voll-
beschäftigung auch für Frauen, mit den Rah-
menbedingungen zusammenhängen: Es „bleibt 
die Forderung nach einer besseren Vereinbar-
keit von Beruf und Familie – beispielsweise 
durch verbesserte Angebote zur Kinderbetreu-
ung aber auch durch vermehrte Teilzeitstellen – 
ganz oben auf der arbeitspolitischen Agenda. 
Vor allem Alleinerziehende müssen im Fokus 
stehen, weil sie ganz besonders von Langzeit-
arbeitslosigkeit betroffen sind“. ❙9

Vollbeschäftigung für beide 
Geschlechter als politisches Ziel

Obwohl es in Deutschland bis heute kei-
ne Verständigung darüber gibt, was ein ho-
her Beschäftigungsstand denn sein könnte, ist 
man in Europa weiter. Schon in der sogenann-
ten Lissabon-Strategie zur Koordinierung der 
Beschäftigungspolitik wurde eine Zielvorstel-
lung formuliert: 60 % der Frauen zwischen 15 
und 64 Jahren sollten erwerbstätig sein, bei 
den Männern sollte diese Quote bei 70 % lie-
gen. ❙10 Dieses in der EU-Beschäftigungsstra-
tegie gesetzte Ziel hat Deutschland bereits seit 
dem Jahr 2005 erreicht. Inzwischen (2010) 
wird für Deutschland ein Wert von 66 % für 
die Erwerbstätigenquote von Frauen und 75 % 
für Männer ausgewiesen. 

Die europäische Kommission hat mitt-
lerweile gemeinsam mit dem Mitgliedslän-
dern eine neue Strategie verabredet: „ Europa 
2020 – eine Strategie für intelligentes, nachhal-
tiges und integratives Wachstum im nächsten 
Jahrzehnt“. Im beschäftigungspolitischen Teil 

9 ❙  T. Straubhaar (Anm. 2).
10 ❙  Vgl. Friederike Maier, Die wirtschaftspolitischen 

Leitlinien der Europäischen Union – eine feminis-
tische Kritik, in: Christine Bauhardt/Gülay Cag-
lar (Hrsg.), Gender and Economics. Feministische 
Kritik der politischen Ökonomie, Wiesbaden 2010, 
S. 233–257; dies., Gleichstellungspolitische Fort-
schritte durch Europäische Beschäftigungsstrategie 
und Gender Mainstreaming?, in: dies./Angela Fied-
ler (Hrsg.), Gender Matters – Feministische Analy-
sen zur Wirtschafts- und Sozialpolitik, Berlin 2002, 
S. 61–88.

ist festgehalten, dass bis 2020 eine Beschäfti-
gungsquote von 75 % der Bevölkerung im er-
werbstätigen Alter zwischen 20 und 64 Jah-
ren erreicht werden soll. Die Begrenzung des 
erwerbsfähigen Alters auf 20 bis 64 Jahre re-
flektiert, dass die Länder unterschiedliche 
Bildungssysteme haben. Dadurch ist eine Er-
werbstätigenquote, die auch die Altersgrup-
pen der unter 20-Jährigen einbezieht, nicht 
präzise genug ist: Eine niedrige Erwerbstätig-
keit von jungen Menschen kann auch das Er-
gebnis einer gewünschten höheren und län-
geren Bildungsbeteiligung sein. Das Ziel von 
75 % kann nur erreicht werden, wenn es in 
den Mitgliedsländern gelingt, mehr Frauen in 
das Beschäftigungssystem zu integrieren.

Wie die Tabelle zeigt, hat von 33 Ländern 
nur ein kleine Minderheit diese Zielgrößen be-
reits jetzt erreicht und es sind die Länder, in 
denen wir es erwartet haben: Schweden, Island 
und Norwegen. Schon Finnland hat – zwar für 
beide Geschlechter gleichermaßen – eine Er-
werbstätigenquote, die unter 75 % liegt. Ins-
gesamt ist die Beschäftigungssituation in einer 
Mehrheit der europäischen Länder für bei-
de Geschlechter noch weit von der Zielmarke 
entfernt. Es gibt eine große Zahl von Ländern, 
in denen weder 70 % der Männer noch 70 % 
der Frauen erwerbstätig sind, darunter viele 
süd- und osteuropäische Länder. 

Keineswegs erstaunlich ist, dass sich 
Deutschland in der Gruppe wiederfindet, in 
der zwar die Quote der Männer schon über 
der Zielmarke liegt, aber noch nicht bei den 
Frauen. Dennoch ist die Position Deutsch-
lands in diesem Feld nicht mehr so schlecht 
wie noch vor zehn Jahren und dies ist darauf 
zurückzuführen, dass die Erwerbstätigkeit 
der Frauen kontinuierlich gestiegen ist.

Existenzsichernde Erwerbstätigkeit  
für beide Geschlechter

Bemerkenswert an der Entwicklung der 
Frauenerwerbstätigkeit in Deutschland ist al-
lerdings die Tatsache, dass die Erhöhung der 
Zahl und des Anteils erwerbstätiger Frauen 
kaum mit einer Ausweitung des von Frauen 
geleisteten gesamtgesellschaftlichen Arbeits-
volumens einhergegangen ist. 

Abbildung 3 ist zu entnehmen, dass das Ar-
beitszeitvolumen insgesamt in Deutschland 
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Tabelle: Europa 2020: Hoher Beschäftigungsstand als europäisches Ziel.  
Erwerbs tätigenquote von Frauen und Männern in Europa

Frauen
Männer über 75% 75 bis 70% weniger als 70 %

über 75% Schweden
Island
Norwegen

  

75 bis 70% Dänemark
Deutschland
Niederlande
Schweiz

Finnland  

weniger als 70% EU 27
Tschech. Rep.
Zypern
Luxemburg
Malta
Österreich
Portugal
Vereinigtes Königreich

Belgien
Estland
Griechenland
Frankreich
Italien
Polen
Slowenien
Slowakei
Türkei

Bulgarien     
Irland
Spanien         
Lettland
Litauen    
Ungarn
Rumänien    
Kroatien
Mazedonien

Hoher Beschäftigungsstand ist definiert als Erwerbstätigenquote von 75 
und Frauen.
Quelle: Eurostat, EU-Labour Force Survey , 4. Quartal 2010.

% der 20- bis 65-jährigen Männer 

seit 1991 stark zurückgegangen ist und erst in 
jüngster Zeit mit 48 Millionen Stunden pro 
Jahr wieder ein Niveau wie vor 2002 erreicht 
hat. Der Anteil der Frauen am Arbeitsvolu-
men ist in der Zeit zwischen 1991 und 2010 
von 38 % auf 42,9 % gestiegen, ihr Anteil an 
den Beschäftigten im gleichen Zeitraum ist 
von 44 % auf 49,8 % gestiegen. Das bedeutet, 
dass die Zahl der Frauen im Beschäftigungs-
system höher ist als ihr Anteil am Arbeits-
volumen, das heißt, das von Frauen geleistete 
Volumen an Erwerbsarbeitsstunden verteilt 
sich heute auf mehr (weibliche) Schultern.

Rechnet man das auf Frauen und Männer 
entfallende Arbeitsvolumen in sogenann-
te Vollzeitäquivalente (VZÄ) um, dann wird 
deutlich, dass der Gender Gap in der Erwerbs-
tätigenquote noch sehr groß ist: Nach Angaben 
des Europäischen Statistischen Amts Euro-
stat betrug die vollzeitäquivalente Erwerbstä-
tigenquote der Männer 2009 72,2 %, die der 
Frauen nur 50,7 %, das heißt der Gender Gap 
beträgt noch 22 Prozentpunkte (gegenüber 
9 Prozentpunkten ohne Berücksichtigung 
der Arbeitszeiten). ❙11 Mit dieser Entwicklung 

❙11  Vgl. Eurostat, Indicators for monitoring the Em-
ployment Guidelines including indicators for addi-
tional employment analysis, 2010 compendium, on-
line: http://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=4
093&langId=en (21. 2. 2012).

nimmt Deutschland in Europa – sieht man 
von wenigen Ländern wie beispielsweise den 
Niederlanden ab – eine Sonderstellung ein. In 
Vollzeitäquivalenten gerechnet liegt Deutsch-
land bei der Frauenerwerbstätigkeit nur noch 
knapp über dem Durchschnitt in Europa. 

Im Bericht des Sachverständigengutachtens 
für den ersten Gleichstellungsbericht der Bun-
desregierung wird darauf hingewiesen, dass 
die Form der Erwerbstätigkeit erhebliche Fol-
gen für die eigenständige Existenzsicherung 
hat: „Da die Möglichkeiten für eine eigen-
ständige Existenzsicherung über Erwerbsein-
kommen und (vielfach an dieses gekoppelte) 
Leistungen der sozialen Sicherungssysteme 
maßgeblich über den Erwerbsumfang be-
stimmt werden, vermag die VZÄ-Quote die 
Performanz des Beschäftigungssystems sehr 
viel besser zu beschreiben als die Erwerbstä-
tigenquote.“ ❙12

Auffällig ist an der Entwicklung, dass der 
Anstieg der Erwerbstätigkeit der Frauen vor 
allem über eine Ausweitung der Teilzeitbe-

❙12  Gutachten der Sachverständigenkommission, in: 
Erster Gleichstellungsbericht. Neue Wege – Gleiche 
Chancen. Gleichstellung von Frauen und Männern 
im Lebensverlauf, Bundestagsdrucksache 17/6240, 
online: http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/ 17/0 62/ 
1706240.pdf (21. 2. 2012), S. 111.

http://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=4093&langId=en
http://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=4093&langId=en
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/062/1706240.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/062/1706240.pdf
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Abbildung 3: Arbeitsvolumen von Frauen und Männer 1991–2010 in Deutschland
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Quelle: Eigene Darstellung nach S. Wanger (Anm. 14).

schäftigung, darunter auch über die soge-
nannten Mini-Jobs erfolgt ist. Die Vollzeit-
beschäftigung ist dagegen bei Frauen wie
Männern rückläufig. Die starke Zunahme bei
der Teilzeitbeschäftigung (seit 1991 fast ver-
doppelt) verteilt sich etwa gleich auf reguläre
Teilzeit und Mini-Jobs: „Neben sozialversi-
cherungspflichtiger Teilzeit hat sich die ge-
ringfügige Beschäftigung (insbesondere Mi-
ni-Jobs) in den vergangenen Jahren zu einer
immer weiter um sich greifenden Erwerbs-
form vor allem für weibliche Beschäftigte
entwickelt; gerade für Frauen handelt es sich
dabei häufig um das einzige Erwerbseinkom-
men. Allein zwischen 2001 und 2006 stieg
die Zahl der ausschließlich geringfügig Be-
schäftigten um 1,13 Millionen Personen an,
715 000 von ihnen (63 Prozent) waren Frauen.
Gleichzeitig gingen 1,63 Millionen Vollzeit-
arbeitsplätze verloren – 670 000 von  Frauen
(41 Prozent) (…).“ ❙13 Auch immer mehr Män-
ner arbeiten in Teilzeit, größtenteils in Mini-
Jobs. Der Anteil der Männer an allen Teil-
zeitbeschäftigten betrug 2010 rund 25 %
(1991: 14 %).

Aus Sicht der Gleichstellungspolitik ist die
starke Expansion der Teilzeit eher ambiva-
lent zu bewerten: Einerseits trägt ihre Aus-
weitung zur Erhöhung der Frauenerwerbstä-
tigkeit bei, andererseits verbergen sich heute
hinter dem Begriff Teilzeitarbeit viele unter-
schiedliche Beschäftigungsverhältnisse, an-

❙13  Susanne Wanger, Ungenutzte Potentiale in der
Teilzeit – Viele Frauen würden gerne länger arbeiten,
IAB-Kurzbericht 9/2011.

 
 

 

 

 
 

 

 
 

 

 

 

 

 
 

gefangen bei den sozialversicherungsfreien 
Mini-Jobs bis hin zu Teilzeit in qualifizier-
ten Angestelltenberufen mit Arbeitszeiten 
nahe der Vollzeitschwelle von 36 Stunden. 
Nur ein geringer Teil dieser Beschäftigungs-
verhältnisse bringt ein Einkommen mit sich, 
das eine eigenständige Existenzsicherung 
 erlaubt. 

Thomas Straubhaar ist deswegen in seiner 
pauschalen Forderung nach mehr Teilzeitbe-
schäftigung zu widersprechen: Alle Arbeits-
marktexpertinnen sind sich einig, dass eine 
Ausweitung der vollzeitnahen, in alle Sozial-
versicherungen integrierten Teilzeit sinnvoll, 
eine weitere Ausweitung der ungesicherten 
Beschäftigungsverhältnisse, insbesondere der 
Mini-Jobs, dagegen gesetzlich einzudämmen 
ist. ❙14 Diese frauen- und gleichstellungspoliti-
sche Sackgasse des deutschen Beschäftigungs-
wunders gehört wieder gesperrt.

❙14  Vgl. ebd.; Gutachten der Sachverständigenkom-
mission (Anm. 13); WSI-Mitteilungen, (2012) 1, zum 
Schwerpunktthema Mini-Jobs.
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Günther Schmid

Annäherungen 
an eine Politik 

der Vollbeschäfti-
gung in Europa
Vor etwa 70 Jahren definierte Lord Be-

veridge in einer berühmt gewordenen 
Schrift das Vollbeschäftigungsziel bei 3 % Ar-

beitslosigkeit. ❙1 Daran 
gemessen braucht Eu-
ropa zweifellos drin-
gend mehr und bes-
sere Beschäftigungs-
möglichkeiten. Trotz 
des vorausgehenden 
wirtschaftlichen Auf-
schwungs waren am 
Jahresende 2011 in der 
Europäischen Union 
(EU-27) noch knapp 

23,8 Millionen (9,9 %) Menschen arbeits los. 
Die drohende Rezession könnte die Lage 
rasch wieder verschlimmern. Das gilt vor al-
lem für die langzeitarbeitslosen Menschen, 
die kaum vom Aufschwung profitiert ha-
ben, und für die 5,5 Millionen arbeitslosen 
Jugendlichen (22,1 %). ❙2 Nicht eingerechnet 
sind die vielen Teilzeitbeschäftigten, vor al-
lem Frauen, die gerne länger arbeiten und 
entsprechend mehr verdienen wollen, auch 
nicht die vielen Entmutigten, die bei besse-
ren Bedingungen wieder Arbeit suchen wür-
den. ❙3 Das Spiegelbild dazu ist die deutliche 
Verfehlung des Lissabon-Ziels, das für die 
Europäische Union eine Beschäftigungsquo-
te von 70 % im Jahre 2010 anvisierte. Die Sta-
tistiker zählten am Ende nur 64,1 %. Gleich-
wohl fühlten sich die EU-Strategen ermu-
tigt, die Vollbeschäftigungsmarke für das 
Jahr 2020 auf 75 % hochzuschrauben. Da-
bei schlossen sie jedoch Jugendliche im Alter 
von 15 bis 19 Jahren aus und ordneten diese 
zu Recht dem Bildungs- und nicht mehr dem 
Erwerbssystem zu; über ein vollbeschäfti-
gungsadäquates Ziel der Arbeitslosigkeit 
schwiegen sie sich freilich aus.

Günther Schmid  
Dr. phil., geb. 1942; Profes-
sor (em.), Freie Universität 

Berlin; ehemaliger Direktor 
der Abteilung Arbeits markt-

politik und Beschäftigung, 
Wissenschaftszentrum Berlin für 

Sozial forschung, Reich pietsch-
ufer 50, 10785 Berlin.  

gues@wzb.eu 

All das bezieht „Vollbeschäftigung“ (oder 
seine Abwesenheit) auf Durchschnittswerte 
von mittlerweile 27 Nationen und Volkswirt-
schaften, deren riesigen Unterschiede nun in 
der Schuldenkrise deutlich genug geworden 
sind. Dazu kommen große regionale Unter-
schiede in den Ländern selbst, nicht zuletzt 
in Deutschland. Blicken wir über Deutsch-
lands Grenzen hinaus, sind diese Unterschie-
de noch drastischer, ja skandalös. Denken 
wir nur an die Arbeitslosenquoten für Ju-
gendliche in Griechenland oder Spanien, die 
nah an der Marke von 50 % liegen, von bin-
nenregionalen Unterschieden dort ganz zu 
 schweigen.  

So betrachtet, erscheint Vollbeschäftigung 
als utopisches Ziel. Sich dieser Herausforde-
rung dennoch zu stellen, kann nur bei vor-
sichtiger Annäherung und unter Berücksich-
tigung bestimmter Perspektiven gelingen. Im 
Folgenden soll gefragt werden, welche An-
forderungen sich an eine Politik der Vollbe-
schäftigung aus zentralen Merkmalen des 
Strukturwandels am Arbeitsmarkt ergeben. 
Diese „Annäherungen“ werden zeigen, dass 
es vor allem der Schaffung neuer institutio-
neller Kapazitäten bedarf, um dem Vollbe-
schäftigungsziel näher zu kommen. Mit dem 
Begriff „Kapazitäten“ soll vorweg klar ge-
stellt sein, dass es nicht nur um die Anpas-
sung individueller Fähigkeiten gehen kann, 
also darum, die Menschen fit für den Arbeits-
markt zu machen. Es geht auch darum, die 
materiellen, rechtlichen und informationel-
len Infrastrukturen zu schaffen, um den Ar-
beitsmarkt fit für die Menschen zu machen. 
Schließlich kann Vollbeschäftigung selbst 
nur ein sich bewegendes und ständig neu zu 
definierendes Ziel sein und nicht die Abwe-
senheit von Arbeitslosigkeit. Im Gegenteil: 
Kurze Phasen des Übergangs in Arbeitslosig-
keit müssen neben anderen Bedingungen so-

1 ❙  Vgl. William H. Beveridge, Full Employment in 
a Free Society, New York 1945; Zielgruppe waren für 
Beveridge damals freilich nur Männer, die sogenann-
ten Ernährer der Familie.
2 ❙  Vgl. EU Labour Market Fact Sheet, February 2012. 
3 ❙  Für die EU-27 weist Eurostat 8,5 Millionen Teil-

zeitbeschäftigte im Jahr 2010 aus, die gerne mehr 
arbeiten würden, darunter 2,2 Millionen allein in 
Deutschland; als entmutigte und auf dem Arbeits-
markt nicht unmittelbar verfügbare Personen werden 
weitere acht bis zehn Millionen gezählt. Vgl. Eurostat, 
Underemployed and potentially active labour force 
statistics: Statistics Explained, online: http://epp. eu-
rostat. ec.europa.eu/statistics_explained (30. 12. 2011). 

mailto:gues@wzb.eu
http://epp.eurostat.ec.europa.eu/statistics_explained
http://epp.eurostat.ec.europa.eu/statistics_explained
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Abbildung 1: Gesamte atypische Beschäftigungsquote in Europa: Atypisch Beschäftigte 
(Teilzeitbeschäftigte, befristet Beschäftigte inklusive Leiharbeit, und Solo-Selbständige, kon-
trolliert um Überschneidungen) in Prozent der erwerbsfähigen Bevölkerung (15–64 Jahre)
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Quelle: Günther Schmid/Paula Protsch, Wandel der Erwerbsformen in Deutschland und Europa, WZB DDiiss--
cussion Paper, 2009, online: http://bibliothek.wz-berlin.de/pdf/2009/i09-505.pdf (12. 3. 2012), S. 39.

gar als Voraussetzung von Vollbeschäftigung 
betrachtet werden.

Übergänge müssen sich lohnen

Die Arbeitsverhältnisse differenzieren sich 
zunehmend aus, vor allem in Form teils hoch 
riskanter atypischer Beschäftigung. „Aty-
pisch“ sind Arbeitsverhältnisse dann, wenn 
sie nicht der zumindest latent noch vorhan-
denen Norm unbefristeter Vollzeitbeschäfti-
gung im Lohnarbeitsverhältnis entsprechen. 
Dabei ist vorweg das weit verbreitete Miss-
verständnis auszuräumen, atypische Ar-
beitsverhältnisse seien per se flexibel. Sie sind 
es nicht. So sind beispielsweise Teilzeitbe-
schäftigte in der Regel weniger als Vollzeit-
beschäftigte in der Lage, andere Aufgaben 
im Betrieb zu übernehmen; und Selbstän-
dige, die streng terminierte Auftragsarbei-
ten übernehmen, können ihre täglichen Ar-
beitszeiten kaum variieren. Die atypische 
Beschäftigung in Form von Teilzeit, Befris-
tung (inklusive Leiharbeit) und Selbständig-

keit ist europaweit  gestiegen. ❙4 Die Unter-
schiede zwischen den Ländern sind jedoch 
erheblich: Die gesamte atypische Beschäf-
tigungsquote streut zwischen 43 % in den 
Niederlanden und nur gut 7 % in Lettland 
(Abbildung 1). Deutschland befindet sich im 
großen Cluster von Ländern im Bereich von 
20 bis 30 %. Die meisten neuen Mitglied-
staaten der EU weisen geringe atypische Be-
schäftigungsquoten auf; das Pendant hierzu 
ist freilich der große Umfang informeller Be-
schäftigung, die dort gar nicht in der Statis-
tik auftaucht. Was erklärt diese großen Un-
terschiede? Den ersten Hinweis liefert uns 
die Beobachtung, dass EU-Mitgliedstaaten 
mit hohem Bruttoinlandsprodukt pro Kopf 
auch hohe atypische Beschäftigungsquoten 
aufweisen. Das berechtigt zwar nicht zu ei-
nem kausalen Schluss, aber doch wenigstens 
zur Vermutung, dass die Ausdifferenzierung 
der Arbeitsverhältnisse eine Voraussetzung 

❙4  Vgl. Günther Schmid, Übergänge am Arbeitsmarkt 
– Arbeit, nicht nur Arbeitslosigkeit versichern, Ber-
lin 2011, S. 13–37.

http://bibliothek.wz-berlin.de/pdf/2009/i09-505.pdf
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dynamischer Volkswirtschaften ist. Dass 
diese Ausdifferenzierung nicht notwendi-
gerweise die Form atypischer Beschäftigung 
annehmen muss, dazu später mehr. Darüber 
hinaus deuten die Zusammenhänge der Ver-
änderungen atypischer Beschäftigung und 
der Erwerbsbeteiligung darauf hin, dass es 
vor allem die unbefristete Teilzeitbeschäfti-
gung ist, die eine Erhöhung der Erwerbsbe-
teiligung begünstigt, vor allem für Frauen. 
Befristung und Selbständigkeit sind dagegen 
keine Treiber höherer Erwerbsbeteiligung.

Aus diesen Beobachtungen lässt sich eine 
erste Schlussfolgerung für eine Neuordnung 
des Arbeitsmarkts ziehen: Prosperierende of-
fene Volkswirtschaften und die (vor allem um 
Frauen) erweiterte Teilhabe am Erwerbsleben 
erfordern eine Ausdifferenzierung der Ar-
beitsverhältnisse, deren Risiken und Chan-
cen durch die derzeitige Arbeitsmarktpolitik 
nicht ausreichend berücksichtigt werden. Vor 
weiteren Schlussfolgerungen gilt es jedoch zu 
fragen: Was sind die Gründe dieser Entwick-
lung? Was sind die damit verbunden spezi-
fischen Chancen und Risiken? Was sind die 
Alternativen? 

Zu den Gründen wäre viel zu sagen. Hier 
kann nur auf den zentralen Punkt hingewie-
sen werden, dass sich die Kluft zwischen no-
minaler und effektiver Beschäftigungsquote ❙5 
ausweitet, weil Unternehmen wie Beschäf-
tigte zunehmend mit Übergängen zwischen 
„Aktivität“ und „Inaktivität“ rechnen müs-
sen. Auslöser dafür sind, abgesehen von Ur-
lauben, vor allem konjunkturell oder saisonal 
bedingte Kurzarbeit, Bildung oder Weiter-
bildung, Eltern- oder andere Pflegezeiten, 
Krankheit oder andere Einschränkungen der 
Erwerbsfähigkeit. Leider gibt es hierzu we-
der verlässliche noch regelmäßige Statisti-
ken. Ein nur grober, für die Komplexität der 
Übergangsdynamik jedoch unzureichender 
Indikator ist die Beschäftigungsquote nach 
Vollzeitäquivalenten, die seit einiger Zeit 
auch in den offiziellen Statistiken ausgewie-
sen wird (Abbildung 2).

Für die EU-27 betrug die Differenz im Jahr 
2008 immerhin 5,5 Prozentpunkte (66 % no-

5 ❙  Die nominale Beschäftigungsquote ist die Zahl der 
Personen in einem Lohnarbeitsverhältnis oder in Selb-
ständigkeit; die effektive Beschäftigungsquote ist die 
Zahl der Personen, die aktuell am Arbeitsplatz sind. 

minale Quote gegenüber 60,5 % effektive 
Quote), für Deutschland schon 10 Prozent-
punkte (71 % vs. 61 %), und für die Nieder-
lande sogar schon 17,5 Prozentpunkte (77 % 
vs. 59,5 %). Würde man Abwesenheiten vom 
Arbeitsplatz (bei Vollzeit- wie Teilzeitbe-
schäftigten) hinzuziehen, wäre mit einer we-
sentlich weiteren Kluft zwischen nominaler 
und effektiver Beschäftigungsquote zu rech-
nen. Selbst das Ziel der Europäischen Be-
schäftigungsstrategie (EU-2020) von 75 % 
als Annäherung für Vollbeschäftigung ist 
zu tief gegriffen, wenn eine möglichst hohe 
effektive Beschäftigungsquote das Vollbe-
schäftigungsziel sein soll. Einige Länder, wie 
Schweden und die Niederlande, haben des-
halb schon das nominale Beschäftigungs-
ziel von 80 % in ihren nationalen Beschäfti-
gungsprogrammen festgelegt.

Um die Leitidee „Übergänge müssen sich 
lohnen“ mit Substanz zu füllen, müssen die 
Chancen und Risiken dieser Formen der 
Übergangsbeschäftigung ins Auge gefasst 
werden. Dass Teilzeit zu höherer Inklusion 
am Arbeitsmarkt führt und auch mehr nume-
rische Flexibilität bietet (hier vor allem Varia-
tion der Lage der Arbeitszeit), ist unmittelbar 
einsichtig. Wenig bekannt und erforscht sind 
die Folgen der Teilzeit für die Produktivität. 
Zumindest im Dienstleistungsbereich weist 
die Forschung recht eindeutig auf Produkti-
vitätsgewinne, wenn es darum geht, Dienst-
leistungen kundenorientiert just in time und 
möglicherweise rund um die Uhr anzubie-
ten. Die Kehrseite der Chancen von Teilzeit 
sind soziale Risiken, vor allem in Form man-
gelnder Alterssicherung. Die Risiken gerin-
gerer Bezahlung und Aufstiegsmöglichkeiten 
könnten durch konsequente Antidiskrimi-
nierungspolitik in Schach gehalten werden. 
Wenig beachtet wird das Unternehmensri-
siko geringer funktionaler Flexibilität (bei-
spielsweise Übernahme verschiedener Aufga-
ben), insbesondere bei geringfügiger Teilzeit. 
Arbeitsmarktpolitisch lässt sich daraus in al-
ler Vorsicht (vielleicht überraschend und pro-
vozierend) der Schluss ziehen, dass die Zent-
rierung um eine Normalarbeitszeit gegen 30 
Stunden pro Woche vielfältige Vorteile hätte.

Bei der Befristung sind die Risiken beson-
ders stark ausgeprägt, insbesondere für die 
Arbeitnehmer: geringere Bezahlung, höheres 
Arbeitslosigkeitsrisiko, höhere gesundheit-
liche Risiken. Das ist wohlbekannt und des-
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Abbildung 2:  Nominale Beschäftigungsquoten: Erwerbstätige in Prozent der erwerbs-
fähigen Bevölkerung (15–64 Jahre) und Beschäftigungsquoten nach Vollzeitäquivalent 
(FTE=full time equivalent) in der EU 2008
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Quelle: Employment in Europe, online: http://ec.europa.eu/employment_social/eie/statistical_annex_key_
employment_indicators_en.html (7. 2. 2012). Eigene Darstellung (Umsetzung Jutta Höhne).

wegen nicht weiter auszuführen. ❙6 Weniger 
bekannt ist das Risiko geringer Produktivi-
tät oder Innovation und damit auch geringe-
rer Wettbewerbsfähigkeit. Mittlerweile gibt 
es in der Forschung harte Belege dafür, dass 
übermäßige Nutzung befristeter Arbeits-
verhältnisse, insbesondere Zeit- oder Leih-
arbeit, die Innovationsfähigkeit von Betrie-
ben schwächt. ❙7 Arbeitswissenschaftlich sind 
die Gründe dafür schon lange bekannt: Für 
nachhaltige Qualifizierungs- und Kooperati-

❙6  Vgl. Gerhard Bosch/Claudia Weinkopf/Torsten 
Kalina, Mindestlöhne in Deutschland, Bonn 2009; 
Wolfram Brehmer/Hartmut Seifert, Sind atypische 
Beschäftigungsverhältnisse prekär? Eine empirische 
Analyse sozialer Risiken, in: Zeitschrift für Arbeits-
marktforschung, 40 (2008) 4, S. 1–31; Karin Schulze 
Buschoff, Atypisch beschäftigt = typisch arm im Al-
ter? Die Flexibilisierung der Arbeitsmärkte und der 
staatliche Schutz vor Altersarmut – ein europäischer 
Vergleich, Bonn 2011.
❙7  Vgl. u. a. Haibo Zhou/Ronald Dekker/Alfred Klein-
knecht, Flexible labor and innovation performance: 
evidence from longitudinal firm-level data, in: Indus-
trial and Corporate Change, 20 (2011) 3, S. 941–968.

onsbereitschaft sind stabile Arbeitsverhältnis-
se Voraussetzung. Ohne diese Voraussetzung 
kommen hochriskante Produktionsentwick-
lungen weder zustande noch lassen sie sich 
vermarkten. Arbeitsmarktpolitisch lässt sich 
daraus der Schluss ziehen, dass beschäfti-
gungserhaltende Maßnahmen nach wie vor 
von großer Bedeutung sind – vorausgesetzt 
freilich, sie gewährleisten gleichzeitig ein ho-
hes Maß an betriebsinterner numerischer wie 
funktionaler Flexibilität. Befristung an sich 
muss dann nicht schädlich sein, wenn sich Ar-
beitsvermittlung und Arbeitsberatung auf die 
Förderung von kontinuierlichen Erwerbsver-
läufen („Karrieren“) statt auf einen einmali-
gen Übergang in den Arbeitsmarkt konzent-
rierten, und kann gesamtwirtschaftlich sogar 
zu nachhaltigeren Ausgleichsprozessen füh-
ren. Die Chancen und Risiken für Selbstän-
dige müssen hier ausgeklammert werden, ❙8 

❙8  Vgl. G. Schmid (Anm. 4), S. 19–23; Karin Schul-
ze Buschoff, Neue Selbständige im europäischen Ver-
gleich, Düsseldorf 2007.

http://ec.europa.eu/employment_social/eie/statistical_annex_key_employment_indicators_en.html
http://ec.europa.eu/employment_social/eie/statistical_annex_key_employment_indicators_en.html
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so dass noch zu fragen bliebe, welche Alter-
nativen es denn zu atypischer Beschäftigung 
gäbe. Zunächst gilt es festzuhalten: Das, was 
wir heute noch als „atypisch“ bezeichnen, 
ist teilweise schon längst zum Alltag gewor-
den. Unbefristete Teilzeitarbeit im Umfang 
um die 30 Stunden pro Woche, Soloselbstän-
digkeit (auch in Kombination mit abhängiger 
Teilzeitbeschäftigung), geregelte Befristung 
im Rahmen qualifizierender Vertragsketten 
und schließlich auch Leiharbeit in unbefriste-
ter Vollzeit sind unverzichtbare Bestandteile 
moderner Arbeitsverhältnisse. Das Gefahren-
potenzial „atypischer“ Beschäftigung könnte 
aber durch mehr Beweglichkeit im Normalar-
beitsverhältnis eingedämmt werden. Beispiels-
weise durch Kurz arbeit, Arbeitszeitkonten 
und Lohnflexibilität. Eine weitere Alternative 
wäre, auch sozialrechtlich auf ein neues Nor-
malarbeitsverhältnis hinzuarbeiten, zum Bei-
spiel durch Einbau umfassenderer Rechte der 
Weiterbildung und Arbeitszeitvariation; Zie-
hungsrechte aus einem solidarischen Weiter-
bildungsfonds; ❙9 verhandelte Verkürzung oder 
Verlängerung der Arbeitszeiten in Abhängig-
keit zu Bedarfen im Lebensverlauf; Lohnver-
sicherung zur Kompensation von Übergän-
gen in niedriger bezahlte Jobs; Ziehungsrechte 
für bezahlte  Pflegezeiten.

All das zusammengenommen könnte zu 
einem arbeitsmarktpolitischen Paradigmen-
wechsel führen: Während die „aktive“ Ar-
beitsmarktpolitik von gestern den Vermitt-
lungsvorrang vor Arbeitslosengeldzahlung 
begründete, sollte die „proaktive“ Arbeits-
marktpolitik von morgen den Vorrang der 
Beschäftigungsfähigkeit vor Vermittlung und 
vor Arbeitslosengeldzahlung festschreiben. 

Investive Arbeitspolitik

Ein weiteres Element des Paradigmenwech-
sels der Arbeitsmarktpolitik muss die Ver-
stärkung ihrer investiven Komponente sein. 
Hintergründe dafür sind vor allem der demo-
grafische und ökonomische Strukturwandel: 
die älter werdende Erwerbsbevölkerung ❙10 

9 ❙  Als zentrales neues Element einer Neuordnung des 
Arbeitsmarkts (Arbeitsversicherung). Vgl. G. Schmid 
(Anm. 4), S. 98–105. 
10 ❙  Die demografischen Hintergründe und Voraus-

schätzungen der nächsten 30 bis 50 Jahre können hier 
nicht nachvollzogen werden. Vgl. u. a. Ralph Con-

sowie die Entwicklung zur Wissens- und 
Dienstleistungsökonomie. ❙11 Der ökonomi-
sche Strukturwandel kann immer weniger 
über den Wechsel der Generationen, sondern 
muss immer mehr über Mobilität innerhalb 
von Generationen bewältigt werden. Dazu 
gehören zum einen mehr räumliche und sek-
torale Mobilität, zum anderen höhere und 
zum Teil neue Qualifikationen. 

Die Herausforderung zu mehr Mobilität 
folgt aus der Eigenart von Dienstleistungen, 
nicht mit Massenfertigung für stabile und gro-
ße Absatzmärkte verbunden zu sein, wie wir 
es in der verarbeitenden Industrie gewohnt 
sind. Bei Dienstleistungen finden wir zudem 
projektförmige Arbeit häufiger als bei indust-
rieller Fertigung, vor allem im Medienbereich. 
Aber auch im dynamisch wachsenden Bereich 
der Industriedienstleister arbeitet mittler-
weile jeder Dritte auf Projektbasis. Utopisten 
sprechen sogar vom Ende des Betriebs und se-
hen nur noch Netzwerke als typische Produk-
tionsweise der modernen Arbeitswelt. Daraus 
folgt als neue Anforderung an die Arbeits-
marktpolitik, der räumlichen und sektoralen 
Mobilitätsförderung in Zukunft größeres Ge-
wicht beizumessen als  bisher. ❙12 

Der Wandel von produktionsbezogenen Be-
rufen und einfachen Dienstleistungen zu wis-
sensintensiven Dienstleistungsberufen stellt 
an die Arbeitsmarktpolitik zunächst die An-
forderung, beim Spektrum der Weiterbil-
dungsförderung zunehmend berufsübergrei-
fende Kompetenzen zu fördern, wenn möglich 
aus dem Beschäftigungsverhältnis heraus und 
nicht erst, wenn das Kind in den Brunnen 
der Arbeitslosigkeit gefallen ist. Es mag da 
und dort einen partiellen Mangel an Ingeni-
euren, Technikern oder Pflegekräften geben. 
Pauschal trifft der aktuell beklagte Fachkräf-
temangel aber nicht zu. Zentraler ist der Be-
darf an methodischen Kompetenzen. Gerade 
die wissensintensiven, sogenannten sekun dä-
ren Dienstleistungen erfordern zunehmend 

rads/Ernst Kistler/Thomas Staudinger, Alternde Be-
legschaften und Innovationskraft der Wirtschaft, in: 
APuZ, (2008) 18–19, S. 40–46.
11 ❙  Vgl. u. a. Martin Baethge, Qualifikation, Kompe-

tenzentwicklung und Professionalisierung im Dienst-
leistungssektor, in: WSI-Mitteilungen, 64 (2011) 9, 
S. 447–455.
12 ❙  Das Abfertigungsrecht in Österreich als Modell 

einer Mobilitätsversicherung wäre z. B. eine Diskus-
sion wert. Vgl. G. Schmid (Anm. 4), S. 123 f.
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Abbildung 3: Beschäftigungsquoten nach Qualifikation der Personen im erwerbsfähigen 
Alter (20–64 Jahre) in der EU 2010.
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Quelle: European Labour Force Survey, 2. Quartal 2010. Eigene Darstellung (Umsetzung Jutta Höhne).

Fähigkeiten quer über Fachkompetenzen hin-
weg: diffizile Sachverhalte vermitteln, unvor-
hergesehene Probleme lösen, schwierige Ent-
scheidungen treffen, Wissenslücken erkennen 
und schließen oder sehr viele verschiede-
ne Aufgaben erledigen. Unternehmen stel-
len  daher auch keine Bildungszertifikate ein, 
sondern Menschen, die mit Menschen kom-
munizieren, die Kundenprobleme analysieren 
und die Lösungen finden oder gar erfinden 
und diese auch gegen Widerstand umsetzen 
können

Eine weitere Herausforderung an  Bildungs- 
und Arbeitsmarktpolitik ist die auseinander-
gehende Schere der Beschäftigungschancen 
zwischen gering Qualifizierten und hoch 
Qualifizierten: Es sind vor allem gering 
Qualifizierte, die von atypischer Beschäf-
tigung betroffen sind; das Risiko, arbeitslos 
zu werden, ist für sie in fast allen EU-Län-
dern doppelt, dreifach oder gar vierfach hö-
her als für hoch Qualifizierte. Gering Qua-
lifizierte sind weit weniger an Weiterbildung 

 .

beteiligt als hoch Qualifizierte. Geradezu 
dramatisch, jedoch wenig berücksichtigt, 
ist auch die Diskrepanz der Beschäftigungs-
quoten zwischen gering Qualifizierten und 
hoch Qualifizierten. Nicht ein einziger EU-
Mitgliedstaat hat bei den gering Qualifi-
zierten die Beschäftigungsquote von 75 % 
erreicht, dagegen haben die hoch Qualifi-
zierten in allen EU-Mitgliedstaaten diese 
anvisierte Messlatte der Europäischen Be-
schäftigungsstrategie schon längst über-
sprungen (Abbildung 3). Für Bildungs- und 
Arbeitsmarktpolitik ergibt sich aus diesen 
Sachverhalten vor allem die Anforderung, 
die Chancengleichheit für Bildungsbenach-
teiligte zu verbessern. Was könnte die Lö-
sung sein? „Erst Arbeit, dann Bildung“ oder 
„Erst Bildung, dann Arbeit“? Zur Antwort 
müssten wir weit ausholen und fragen, wa-
rum junge Erwachsene überhaupt aus einem 
geordneten und erfolgreichen Übergang 
von der Schule in den Beruf herausfallen. 
Viele Faktoren spielen hier eine Rolle, und 
das Ursachenbündel ist vermutlich für je-
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den jungen Menschen ein anderes. ❙13 Vieles 
spricht jedoch für die These mangelnder Au-
tonomie als zentral determinierender Faktor 
für Bildungsarmut. ❙14 Die moderne Bildungs-
theorie versteht unter Autonomie die Mög-
lichkeit, sich in einer selbst gewählten und 
als sinnvoll erscheinenden Tätigkeit selbst 
zu behaupten. Alle drei Elemente – Selbstbe-
stimmung, Sinnhaftigkeit und Selbstbehaup-
tung – können für Bildungsbenachteiligte am 
besten durch arbeitsorientierte Lernsituatio-
nen oder durch lernförderliche Arbeitssitua-
tionen geboten werden.

Die Anwendung dieser Strategien lässt sich 
in einigen Nachbarländern erkennen, denen 
die Inklusion von Jugendlichen in den Bil-
dungs- und Arbeitsmarkt im vergangenen 
Jahrzehnt besser als in Deutschland gelun-
gen ist. ❙15 Seit 2004 bietet etwa die Schweiz 
Jugendlichen mit schlechtem Schulabschluss 
eine standardisierte zweijährige Berufsaus-
bildung mit „eidgenössischem Berufsattest“ 
an (beispielsweise als Küchenangestellte). 
Diese Ausbildung kann dann auf dem Ar-
beitsmarkt eingesetzt oder auf die übliche 
drei- oder vierjährige Berufsausbildung mit 
„eidgenössischem Fähigkeitszeugnis“ ange-
rechnet werden (in diesem Falle Koch/Kö-
chin). Seit 1993 gibt es zudem die realistische 
Möglichkeit, bereits während der Lehrzeit ein 
Fachabitur („Eidgenössische Berufsmaturi-
tät“) zu erlangen. Dänemark erhöht den Pool 
der Ausbildungsmöglichkeiten auf der Nach-
frageseite durch Risikoteilung in Form eines 
Ausbildungsfonds, in den jedes private und 
öffentliche Unternehmen einzahlt, abhängig 
von der Zahl der Mitarbeiter. Auch Unter-
nehmen, die nicht ausbilden, werden somit in 
die Pflicht genommen. Aus dem Fonds wer-
den Ausbildungsbetriebe bezuschusst und 
auch die Finanzierung der überbetrieblichen 
Ausbildung wird hieraus bestritten. 

13 ❙  Dass die Wurzeln für Bildungsarmut oder Bil-
dungsbenachteiligung im frühen Kindesalter liegen 
und die Politik auch schon dort anzusetzen hat, muss 
hier als Selbstverständlichkeit vorausgesetzt werden.
14 ❙  Vgl. WSI-Mitteilungen, 64 (2011) 4, mit dem 

Schwerpunktthema „Sicherheit, Gleichheit und Au-
tonomie“, darunter vor allem die Beiträge von Mar-
tin Kronauer/Günther Schmid, Ein selbstbestimmtes 
Leben für alle – Gesellschaftliche Voraussetzungen 
von Autonomie, S. 155–163; Wulf Hopf, Bildung, 
chancengleiche Konkurrenz und gleiche gesellschaft-
liche Teilhabe, S. 195–201. 
15 ❙  Vgl. G. Schmid (Anm. 4), S. 115–118.

Der Anforderung einer weniger spezifischen 
und breiteren Erstausbildung kommen einige 
Nachbarländer besser nach. Die Zahl der aner-
kannten Ausbildungsberufe liegt in Deutsch-
land mit 344 ❙16 im internationalen Vergleich 
hoch. In Österreich, der Schweiz und Däne-
mark wurde die Zahl der Ausbildungsberufe 
stark reduziert. Österreich bietet zur Vermin-
derung der Spezialisierung auch Doppellehren 
an, zum Beispiel Bäcker/in in Kombination 
mit Konditor/in. Dänemark bietet traditionell 
eine breite vorberuflich-schulische Grund-
ausbildung an, bevor die Abgänger in die du-
ale Ausbildungsphase eintreten. Auch in den 
Niederlanden wurde parallel zur dualen Aus-
bildung eine vorberuflich-schulische Ausbil-
dung eingeführt, die sich durch einen hohen 
Praxisteil in Betrieben auszeichnet, während 
umgekehrt Auszubildende im dualen System 
mehr formale Schulbildung genießen als in 
Deutschland. 

Die zunehmende Spaltung des Arbeitsmark-
tes nach Bildungsniveau könnte also zu einem 
Großteil entweder durch eine kombinierte 
Strategie von Arbeitsangeboten und betriebli-
chen Weiterbildungsangeboten oder durch eine 
stärkere Berufsorientierung im schulischen 
Kontext gelöst werden. Für die Arbeitsmarkt-
politik folgt darüber hinaus die Anforderung, 
die Förderung von Qualifikation nicht nur auf 
Arbeitslose zu konzentrieren, sondern auch auf 
Beschäftigte, die von Arbeitslosigkeit bedroht 
sind. Menschen, die unter ihrem Qualifikati-
onspotenzial beschäftigt sind (in Deutschland 
schätzungsweise zwischen 10 und 15 %), wä-
ren eine weitere lohnenswerte Zielgruppe. Mit 
ihrer Förderung könnten Mobilitätsketten in 
Gang gesetzt werden, die nicht nur einen Bei-
trag leisten, die drohende Fachkräftelücke zu 
schließen, sondern auch Einstiegschancen für 
die (oft gering qualifizierten) Außenseiter des 
Arbeitsmarktes bieten.

Lebenslauforientierte 
Arbeitsmarktpolitik

Eine Politik der Vollbeschäftigung sollte 
schließlich stärker als bisher die sich wandeln-
den Voraussetzungen, Bedürfnisse und Präfe-

16 ❙  Vgl. Bundesinstitut für Berufsbildung, Liste 
der staatlich anerkannten Ausbildungsberufe, on-
line: www2.bibb.de/tools/aab/aabberufeliste.php (9. 1.  
2012).

www2.bibb.de/tools/aab/aabberufeliste.php
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Abbildung 4: Beschäftigungsquoten: Gesamt (20–64 Jahre), ältere Männer (60–64 Jahre) 
und ältere Frauen (60–64 Jahre) in der EU 2010
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Quelle: European Labour Force Survey. Eigene Darstellung (Umsetzung Jutta Höhne).

renzen im Lebensverlauf der Menschen berück-
sichtigen. Dass unter diesem Gesichtspunkt vor 
allem die Erwerbschancen von Frauen in der 
Familienphase zu verbessern sind, muss hier als 
Selbstverständlichkeit vorausgesetzt werden. ❙17 
Weiteres zentrales Handlungsfeld einer Politik 
der Vollbeschäftigung ist die Förderung der 
Beschäftigungschancen für Ältere. Obwohl die 
Erwerbsbeteiligung von Älteren in der letzten 
Dekade fast überall stark angestiegen ist, ist sie 
von der Messlatte der Beschäftigungsquote von 
75 % noch weit entfernt (Abbildung 4). Im EU-
27-Durchschnitt sind von den 60- bis 64-Jäh-
rigen gerade einmal 38 % beschäftigt. In den 
meisten EU-Ländern sind es darüber hinaus 
vor allem die älteren Frauen, die weit von der 
Messlatte der Beschäftigungsstrategie EU-2020 
entfernt sind. Wie könnte diese Kluft weiter 
verringert werden? Es versteht sich von selbst, 
dass hier ein ganzes Bündel beschäftigungs- 
und arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen in-
einandergreifen müsste: Zunächst müsste die 
effektive Nachfrage stärker auf eine alternde 

❙17  Vgl. G. Schmid (Anm. 4), S. 132–135.

Gesellschaft ausgerichtet werden, vor allem 
im Bereich sozialer Dienstleistungen. Dann 
wissen wir, dass die Erwerbsbeteiligung auch 
der Älteren mit dem Bildungsgrad korreliert. 
Auch Weiterbildung für Ältere fördert aktives 
Altern, ein Zusammenhang, der mittlerweile 
auch sehr gut belegt ist. Ältere können darüber 
hinaus wegen eingeschränkter Leistungsfähig-
keit oft nur noch in Teilzeit arbeiten, oder sie 
möchten das auch, um mehr Freizeit zu haben. 
Mit weiteren arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men, etwa mit der Anpassung von Arbeitsplät-
zen oder mit einer Lohnversicherung im Falle 
eines erforderlichen Arbeitsplatzwechsels mit 
geringeren Verdiensten, ließe sich die Beschäf-
tigungsfähigkeit Älterer verbessern. Weiter zu 
entwickelnde aktive (und früher Verrentung 
vorbeugende) Sicherheiten wären das Recht auf 
berufliche Ausbildung auch im erwachsenen 
Alter, das Recht auf familienbedingte Variati-
on der Arbeitszeiten (vor allem in Pflegefällen), 
das Recht auf eine Karriere durch Weiterbil-
dung und Umschulung, das Recht auf berufli-
che Rehabilitation und das Recht auf selbstbe-
stimmte Arbeitszeiten.
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Auf der Arbeitgeberseite bedeutet gerechte 
Risikoteilung auch die Haftung für besondere 
Risiken bei Einstellungen und Entlassungen: 
Etwa eine Risikoprämie für Zeitarbeit, die in 
auftragslosen Zeiten zur Weiterbildung genutzt 
werden kann; oder eine Extraabgabe in die Ar-
beitslosen- oder Invalidenversicherung bei der 
Entlassung von Älteren wie in Österreich und 
Finnland. Denkbar sind auch öffentlich-priva-
te oder öffentlich-öffentliche Partnerschaften. 
So könnte in einem Wettbewerbs- oder Auk-
tionsverfahren das Beschäftigungs- und Fach-
kräftepotenzial zugunsten älterer Menschen 
besser ausgeschöpft werden. Privaten oder öf-
fentlichen Betrieben, die an einem solchen Ver-
fahren teilnehmen und zusätzliche Arbeits-
plätze für leistungsgeminderte ältere Personen 
anbieten, könnten der Staat oder die Agentu-
ren für Arbeit einen längerfristigen Lohnkos-
tenzuschuss anbieten. Nach diesem Muster 
funktionieren beispielsweise die „Flexjobs“ in 
Dänemark, die – umgerechnet auf bundesdeut-
sche Größenordnung – etwa eine halbe Million 
Arbeitsplätze schaffen könnten. ❙18

In der Konsequenz bedeutet eine lebenslau-
forientierte Arbeitsmarktpolitik die Anforde-
rung, durch Inklusion von Risiken über das 
Arbeitslosigkeitsrisiko hinaus die tradierte 
Arbeitslosenversicherung in eine Arbeitsversi-
cherung zu erweitern. Schon das Konzept der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik hatte ja das Ver-
sicherungsprinzip auf das Qualifikationsrisi-
ko von Arbeitslosen oder Beschäftigten ausge-
dehnt. Proaktive Arbeitsmarktpolitik würde 
weitere Risiken einschließen: das Risiko vola-
tiler Einkommen, der Erwerbsminderung und 
Kompetenzdefizite, ja selbst – zumindest im 
begrenzten Umfang – das Risiko falscher Kar-
riereentscheidungen im Lebensverlauf.

Zusammenfassender Ausblick

Eine Politik der Vollbeschäftigung wird sich 
drei zentralen Herausforderungen der künf-
tigen Arbeitswelt stellen müssen: Erstens der 
Ausdifferenzierung der Arbeitsverhältnisse, 
vor allem in Form atypischer Beschäftigung, 
die mit neuen Risiken verbunden sind, insbe-
sondere dem Risiko stark schwankender Er-
werbseinkommen über den Lebensverlauf. Die 
zeitgemäße Reaktion darauf wäre die Inklusi-
on dieser Risiken in die Arbeitslosenversiche-

18 ❙  Vgl. ebd., S. 150 ff.

rung, die folgerichtig dann auch als Arbeitsver-
sicherung zu bezeichnen wäre. Diese erweiterte 
Risikoabdeckung muss – wie bei jeder Sozial-
versicherung – zwischen der Skylla des „morali-
schen Verhaltensrisikos“ (Ausnutzung der Ver-
sicherung) und der Charybdis des „innovativen 
Verhaltensrisikos“ (Bereitschaft zum Risiko) 
jonglieren. Da die Chancenseite des Verhaltens-
risikos von Versicherungen meistens in Verges-
senheit gerät, wird hier für eine neue Leitidee 
geworben: Auch Übergänge müssen sich loh-
nen, etwa der Übergang von Vollzeit in Teilzeit, 
von abhängiger in selbständige Beschäftigung, 
von einem Beruf zum anderen – einschließlich 
des Übergangs von Beschäftigung in vorüber-
gehende Arbeitslosigkeit. In anderen Worten: 
Politik muss Menschen auch dazu ermutigen, 
Übergangsrisiken zu übernehmen.

Die zweite Herausforderung sind die äl-
ter werdende Erwerbsbevölkerung sowie der 
Wandel zur Wissens- und Dienstleistungsöko-
nomie. Auch eine aktive Zuwanderungspoli-
tik wird den demografischen Megatrend nicht 
kompensieren können. Darum ist als Leitidee 
eine investive Arbeitspolitik vonnöten, um die 
Beschäftigungsfähigkeit des vorhandenen Er-
werbspotentials zu erhöhen. Das bedeutet 
zum einen Investitionen in bildungsbenach-
teiligte junge Erwachsene durch lernförderli-
che Arbeitssituationen oder berufsorientiere 
Lernsituationen, zum anderen Investitionen in 
lebenslanges Lernen, um die älter werdenden 
Menschen für den Arbeitsmarkt fit zu halten. 
Es muss aber auch in die Arbeitsorganisation 
investiert werden, um menschengerechte, vor 
allem altersgerechte Arbeitsplätze zu schaffen. 

Die dritte Herausforderung ist die notwen-
dige Stärkung der individuellen Autonomie, 
also der Selbstbestimmung vor allem für Bil-
dungsbenachteiligte, und die Vervollstän-
digung der Gleichstellung von Frauen und 
Männern auf dem Arbeitsmarkt. Als Anfor-
derung für die Politik folgt daraus die konse-
quente Orientierung am Lebensverlauf und 
die Leitidee, nicht nur vor Arbeitsmarktrisi-
ken zu schützen, sondern auch die persönli-
che Entwicklung, also berufliche Karrieren 
durch spezielle Strategien zu fördern. Die da-
raus entstehenden Mobilitätsketten würden 
nicht nur helfen, die drohende Fachkräfte-
lücke zu schließen, sondern kämen auch den 
Außenseitern des Arbeitsmarktes zugute.
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Vollbeschäftigung? APuZ 14–15/2012

Thomas Straubhaar

 3–7 Wege zur Vollbeschäftigung
Das „deutsche Jobwunder“ in Krisenzeiten verblüfft die Welt. Das Ziel der Voll-
beschäftigung erscheint wieder erreichbar. Die erfolgreiche Politik der vergange-
nen Jahre muss fortgesetzt werden und weitere Reformen müssen erfolgen.

Hans-Jürgen Urban

 8–12 Gute Arbeit: Leitbild zeitgemäßer Vollbeschäftigungspolitik
Das Szenario des „Endes der Arbeitsgesellschaft“ und das Leitbild der prekären 
Vollbeschäftigungspolitik sind gescheitert. Faire Löhne, sichere Beschäftigung, Bil-
dungsinvestitionen und humane Arbeitsbedingungen weisen die richtige Richtung.

Aysel Yollu-Tok · Werner Sesselmeier

 13–19 Vollbeschäftigung: zeit- und gesellschaftskontingenter Begriff
Die rein ökonomische Definition von Vollbeschäftigung ist nicht in zeitlichen und 
gesellschaftlichen Rahmenbedinungen eingebettet und muss daher, je nach gesell-
schaftlicher Organisation von Arbeit, wirtschaftspolitisch übersetzt werden.

Martin Dietz · Michael Stops · Ulrich Walwei 

 20–30 Vollbeschäftigung in Sicht? Zur Lage auf dem Arbeitsmarkt
Die Arbeitsmarktlage hat sich zuletzt deutlich verbessert, der Aufwärtstrend könn-
te sich nach Prognosen fortsetzen. Von Vollbeschäftigung kann noch nicht die Rede 
sein, aber von guten Chancen, die Beschäftigungssituation weiter zu verbessern.

Markus Promberger

 30–38 Mythos der Vollbeschäftigung und Arbeitsmarkt der Zukunft
Vollbeschäftigung verkörpert den Traum von einem sozial gerechten Kapitalismus, 
erwies sich in der Vergangenheit jedoch als Ausnahme. Würde sie künftig Wirk-
lichkeit, so wäre sie wohl mit einer tiefen Spaltung des Arbeitsmarktes verbunden.

Toni Pierenkemper

 38–45 Kurze Geschichte der „Vollbeschäftigung“ in Deutschland
Vollbeschäftigung als gänzliche Abwesenheit von Arbeitslosigkeit, wie in der DDR 
offiziell immer, in Westdeutschland lediglich in den 1960er Jahren erreicht, gilt 
noch häufig als Ziel der Arbeitsmarktpolitik, erweist sich aber als eine Chimäre.

Friederike Maier

 45–52 Ist Vollbeschäftigung für Männer und Frauen möglich?
Die 1960er Jahre als Jahre der Vollbeschäftigung zu bezeichnen bedeutet, sich al-
lein auf Männer zu beziehen. Heute müssen beide Geschlechter berücksichtigt 
und ungesicherte Beschäftigung für Frauen eingedämmt werden.

Günther Schmid

 53–61 Annäherungen an eine Politik der Vollbeschäftigung in Europa
Angesichts der Arbeitsmarktsituation in vielen Ländern Europas scheint es uto-
pisch, von Vollbeschäftigung zu reden. In Annäherung an dieses Ziel zeigt sich, 
dass es vor allem der Schaffung neuer institutioneller Kapazitäten bedarf.
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